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PRÄSIDENT (um 10 Uhr 8 Min.): Ich er­
öffne die Sitzung. Das Protokoll der letzten
Sitzung ist geschäftsordungsgemäß auf­
gelegen; ,es ist unbeanständet geblieben, dem­
nach als genehmigt zu betrachten.

Wir behandeln heute den Voranschlag des
Landes Niederösterreich für das Jahr 1950.
Die Anträge hierzu Iie·gen in der vom Finanz­
ausschuß in seinen Sitzungen vom 22., 23.
und 24. März 1950 geänderten Form auf den
Plätzen der Herren Abgeorldneten auf und
ebenso die vom Finanzausschuß gefaßten
Resolutionsanträge, Zahlen 68/1 bis 68/7.

Ich ersuche um Verlesung des Einlaufes.
SCHRIFTFüHRER (lieSt):
Vorlage der Landesregierung, betreffend

Dienstpostenplan 1950 für die gewerblichen
Berufsschulen in Ni,ederösterreich.

Bundesministerium für Justiz, ZI. 36.475-50
vom 22. März 1950, um AusHeferung des
Landtagsabgeordneten Viktor Pos pis chi 1
wegen Verstoßes gegen die §§ 8, 197 und 199
des Strafgesetzes.

Vorlage der Landesregierung, betreffend
den Voranschlag !des Schulbaufonds für
Niederösterreich für 1950.

PRÄSIDENT: Ich ersuche den Herrn Abg.
Ku c h n e r, den Bericht zur Zahl 68, betref­
fend den Voranschlag des Landes Nieder­
österreich für 'das Jahr 1950, zu erstatten.

BerichterstaUer Abg. KUCHNER: Hoher
La1l'dtag! Namens des Finanzaus$chusses

habe ich über den Voranschlag des Landes
Niederösterreioh für das Jahr 1950 zu be­
richten.

Sie haben den Voranschlag in Händen, aus
welchem Sie eine vollkommen neue Ein­
teilung der Ausgaben und Einnahmen er­
s'ehen. Diese Einteilung ergibt sich auf Grund
des Bundesgesetzblattes Nr.45 aus 1948. Wir
haben in unserem Voranschlag nur mehr
Gruppen, Abschnitte und Unterabschnitte.
Dazu wäre besonders zu erwähnen, daß sich
dadurch auch eine Änderung des Vor­
anschlages inder Form ergibt, daß nicht
sämtliche Personalausgaben wie früher in
einem Kapitel zusammengefaßt sind, sondern
auf die einzelnen Gruppen aufgeteilt er­
scheinen. Der Voranschlag 1950 weist auch
insoferne eine Abänderung auf, als er nicht
mehr, wie früher, dreigeteilt ist, und zwar in
einen ordentlichen, außerordentlichen und
einen Wiederaufbauvoranschlag. Unser Vor­
anschlag weist nur mehr zwei Teile auf,
nämlich den ordentlichen und! den außer­
ordentlichen Voranschlag. Die Beträge für
den Wiederaufbau erscheinen nun teilweise
im ordentlichen, größtenteils aber natürlich
im außerordentlichen Voranschlag.

Der ordentliche Voranschlag weist Aus­
gaben im Gesamtausmaß von 311,735.400 S
und Einnahmen im Betrag von 290,387.300 S
auf. Auf Grun(d! des Finanzausgleichsgesetz'es
1950 erhä'1t das Land zur Abdeckung der Aus­
gaben die Bundesertragsanteile im Betrag
von 209,184.000 S. Sie sind! gegenüber dem
Vorjahr um rund 54,6 Millionen Schilling
höher. Analog erhöht sich auch die Landes­
umlage um rund 5,5 Millionen Schilling bei
gleichbleibendem Ausmaß derselben, nämlich
20 % der ung,ekürzten Abgabenertragsanteile
der Gemeinden. Auf Grund des Bundes­
gesetzes vom 19. Mai 1949, BGBI. Nr. 117,
betreffend Beitragsleistung der Länder und
Gemeinden zum Ausglekh des Bundeshaus­
haltes 1949, steht dem Lande auch im
Jahre 1950 ein lO%iger Anteil an der den
Gemeinden zukommenden Grund- und
Gewerbesteuer zu. Dadurcoh hat das Land
gegenüber dem Voranschlag 1949 Mehrein­
nahmen in der Höhe von rund 11,5 Millionen
Schilling.

Die restlichen Mehreinnahmen von rund
8 Millionen Schilling sind in der Hauptsache
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andere W·ege wird beschreiten müssen, sol!
nicht die Zinsenlast die Aufstellung des
ordentlichen Voranschlages zu stark beein­
trächtigen.

Der ordentliche Voranschlag 1950 weist
schließlich einen ungedeckten Abgang von
21,3 Millionen Schilling aus. W,enn dieser
Abgang auch mit 7% des Gesamtaufwandes
als nicht beunruhigend zu bezeichnen ist, so
muß doch Vorsorge g'etroffen werden, daß er
durch geeignete Maßnahmen noch im Laufe
dieses Jahres irgendwie ausgeglichen wird.
Es soll dies durch eine prozentuelle, auf
sämtliche Gruppen gleichmäßig verteilte
Kürzung aller Ausgabenposten des ordent­
lichen und außerordentlichen Haushaltes
geschehen, welche nicht unbedingte Pflicht­
ausgaben bedeuten, d. h. auf gesetzlicher
oder vertraglicher Grundlage basieren.

Zum außerordentlichen Voranschlag sei
noch erwähnt, daß er 'einen Abgang von
35 Millionen Schilling aufweist. Die Be­
deckung dieses Abganges soll, soweit sie
nicht durch einen Überschuß des Jahres 1949
gefunden werden kann, durch Aufnahme von
Darlehen erfolgen. Der außerordentliche Vor­
anschlag weist Einnahmen von 21,486.000 S
aus, während die Ausgaben 56,486.000 S be­
tragen. Daraus resultiert ein Abgang von
35 Millionen Schilling, der, wie gesagt, durch
Aufnahme von Anleihen und 'durch Einspa­
rungen gedeckt werden soll.

Im Anschluß an die Beratung,eu des ordent­
lichen und des außerordentlichen Voranschla­
ges wird noch eine Beschlußfassung über den
Dienstpostenplan zu erfolgen haben.

Ich darf nun dem Hohen Hause dien An­
trag des Finanzausschusses zur Verlesung
bringen. Er lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Der Bericht 'der nö. Landesregierung

zum Voranschlag des Landes Niederöster­
reich für das Jahr 1950 wird genehmigend
zur Kenntnis g,enommen.

2. a) Die Ansätze des Voranschlages wer­
den wie folgt ergänzt oder abgeändert:

Ordentlicher Voranschlag
Ausgaben

Gruppe 2, Schulwesen

Voranschlagsansatz 211-11, Aufwandsentschädigung,en, Erhöhung von
91.700 S um 48.000 Sauf. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Unterabschnitt 221 (Summe), Erhöhung von 133.200 S um 48.000 Sauf.
Abschnitt 21/22 (Summe), Erhöhung von 2,493.200 S um 48.000 Sauf .
Gruppe 2 (Summe), Erhöhung von 6,130.300 S um 48.000 Sauf. . . .

Gruppe 5, Gesundheitswesen und körperliche Ertüchtigung
Voranschlagsansatz 511-08, Gnadenpensionen und Stipendien, Erhöhung von

180.000 S um 20.000 Sauf . . . . . I,. • • • • • • • • • • • • • • •

Unterabschnitt 511 (Summe), Erhöhung von 180.000 S um 20.000 Sauf ..

auf die Erhöhung der VerpHegsgebühren in
den Landesanstalten, auf die erstmalige Ver­
anschlagung der Rückzahlungen auf die
Gehaltsvorschüsse an die Landesbediensteten
und auf den Anteil Niederösterreichs an dem
Kulturgroschen zurückzuführen.

Diesen Mehreinnahmen stehen jedoch
Mehrausgaben in der Höhe von rund
84,4 Millionen Schilling gegenüber. Hiervon
entfallen 28,5 Millionen Schilling auf den
Personalaufwand. Diese Erhöhung 'ergibt sich
aus der Auswirkung des 3. Lohn- und
Preisabkommens, der Gewährung 'eines
13. Monatsbezuges an die öffentlichen Be­
diensteten, der Übernahme der Tragung der
Kosten der Kinder-(Ernährungs-)beihilfen für
das Land auf Grund des Bundesgesetzes vom
16. Dezember 1949, BGBI. Nr. 31/1950, und
schHeßlich der Erhöhung der Pensionslasten
auf Grund der zu gewärtigenden Pensions­
überleitung.

Eine weitere schwere Mehrbelastung für
das Budget des Landes bedeuten ferner die
auf Grund'der Bundesgesetze vom 19. Mai
1949 und 16. Dezember 1949 zu leistenden
Beiträge an den Bund in der Höhe von rund
24,5 Millionen Schilling. Selbst unter Berück­
sichtigung der auf Grund des ersterwähnten
Gesetzes dem Lande zufließenden Mehrein­
nahmen am lQ%igen Anteil an der den Ge­
meinden zukommenden Grund- und. Gewerbe­
steuer in der Höhe von rund 11,5 Millionen
Schilling ergibt sich für ,das Land trotZidem
noch eine Leistung von rund 13 Millionen
Schilling oder rund 4% der Gesamtausgaben
des Landes.

Die Steigerung des Sach- und Zweckauf­
wandes beträgt 31 Millionen Schilling, wovon
rund 7 Millionen Schilling auf die Erhöhung
des Zinsen- und Tilgungsdienstes für die auf­
genommenen bzw. noch aufzunehmenden
Darlehen entfallen. Es folgt daraus, daß die
Finanzierung des außeror'dentlichen Auf­
wandes, die auch im Jahre 1950 noch zum
Großteil durch Aufnahme von Darlehen ge­
schehen soll, in den kommenden Jahren
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zunehmen. Von diesen Anleihen hat vor,erst
ein Betrag von 10 Millionen Schilling zur
Deckung des Kredites "Für sonstige Wohn­
bauförderung" zu dienen.

5. Die bei den einzelnen Voranschlags­
ansätzen des ordentlichen Voranschlages be­
willigten Ausgabenkredite dürfen nur zu den
in den einzelnen Voranschlagsansätzen be­
zeichneten Zwecken, soweit und solange diese
fortdauern, bis 31. Dezembet 1950 verwendet
werden. Die Verwendung von für den Sach­
aufwand bewilligten Ausgaben für Personal­
erfordernisse oder die Verwendung von für
den Personalaufwand bewilligten Ausgaben
für Sacherfordernisse ist nicht gestattet.

6. Die Ausgabenkredite des außerordent­
lichen Voranschlages dürfen nur bis 31. De­
zember 1950 und nur für Maßnahmen ver­
wen1det werden, die der Veranschlagung zu­
grund'e gelegt sind. Die nö. Landesr'egierung
wird ermächtigt, die Ausgabenkredite einer
jeden Gruppe des außerordentlichen Vor­
anschlages gegenseitig deckungsfähig zu er­
klären.

Über Beschluß der nö. Landesregierung
kann gegen nachträgliche Berichterstattung
an den Landtag außerdem festges'etzt werden,
daß Ausgabenkredite innerhalb einer jeden
Gruppe bei begrütJIdetem Bedarf für andere
Verwendungszwecke, als sie im Voranschlag
vorgesehen sind, in Anspruch genommen
werden.

7. Im ordentlichen Voranschlag 1950 wer-

S 832.000
S 832.000
S 68.941.300

S 800.000

S 1,732.700
S 1,732.700
S 17,674.100
S 21,798.900

S 56,348.100

S 311,873.300

S 368,221.400

S 311,735.400
S 56,486.000

S 290,387.300
S 21,486.000

Abschnitt 51 (Summe), Erhöhung von 780.000 S um 20.000 Sauf. . . . .
Voranschlagsansatz 52-40, Landes-Kinderheilstätte in Krems an der Donau,

Sachaufwand, Erhöhung von 896.200 S um 100.000 auf 996.200 S, mithin
des Personal- und Sachaufwandes von 1,632.700 S um 100.000 Sauf.

Unterabschnitt 524 (Summe), Erhöhung von 1,632.700 S um 100.000 Sauf.
Abschnitt 52 (Summe), Erhö'hung von 17,574.100 S um 100.000 Sauf
Gruppe 5 (Summe), Erhöhung von 21,678.900 S um 120.000 Sauf . . . .

Gruppe 9, Finanz- und Vermögensverwaltung

Voranschlagsansatz 97-61, Verstärkungsmittel, Verminderung von 1,000.000 S
um 168.000 Sauf. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Abschnitt 97 (Summe), Verminderung von 1,000.000 S um 168.000 Sauf
Gruppe 9 (Summe), Verminderung von 69,109.300 um 168.000 Sauf ..

2. b) Der Voranschlag des Landes Niederösterreich für
das Jahr 1950 wird mit Ausgaben im ordentlichen Vor-
schlag von .
und im außerordenltlichen Voranschlag von . . .
zusammen von . . . . . . . . . . . . . . . . .
und Einnahmen im ordentlichen Voranschlag von
und im außerordentlichen Voranschlag von· ...
zusammen von . . . . . . . . . . . . . . . . .
mithin mit einem Abgang im ordentlichen Voranschlag von S 21,348.100
und im außerordentlichen Voranschlag von· S 35,000.000
zusammen von , .
genehmigt.

3. Die nö. Landesregierung wird ermäch­
tigt, im Rahmender Voranschläge und unter
steter Bedachtnahme auf das Gesamtinter­
esse des Landes ,die zur sparsamen und wirt­
schaftlichen Führung der Landesverwaltung
unbedingt notwendigen Ausgaben zu machen.
Die Anweisung und Auszahlung darf jedoch
nur dann und so weit erfolgen, als die ver­
anschlagte Bedeckung auch tatsächlich er­
reicht wird.

Der unbedeckte· Teil der Ausgaben des
ordentlichen Voranschlages von 21,348.100 S
darf, insofernees sich nicht um gesetzliche
oder zwangsläufige Verpflichtungen des Lan­
des handelt, nur insoweit zur Anweisung und
Auszahlung gelangen, als durch Mehreingänge
bei den veranschlagten ordentlichen Ein­
nahmen, durch nicht veranschlagte ordent­
liche Einnahmen und durch tatsächlich er­
zielte Ersparnisse bei den ordentlichen und
außerordentlichen Ausgaben die Deckung ge­
funden werden kann.

Zur Erzielung dieses Ausgleiches wird die
nö. Landesregierung ermächtigt, bis zu
diesem Zeitpunkt allgemeine, gleichmäßige
prozentuelle Kürzungen aller Voranschlags­
ansätze, soweit es sich hierbei nicht um ge­
setzliche oder vertragliche Verpflichtungen
des Landes handelt, vorzunehmen.

4. Zur Bedeckung des Abganges im außer­
ordentlichen Voranschlag wird die nö. Landes­
regierung ermächtigt, verzinsliche schwe­
bende Schulden oder Anleihen bis zum
Höchstbetrag von 35 Millionen Schilling auf-
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den folgende Voranschlagsansätze als gegen­
seitig deckungsfähig erklärt:

a) 02--43 und 02--44;
b) 03--20, 03~30 und 03--40;
c) 040--20, 040--30 und 040--40;
d) 041--20, 041--30 und 041--40;
e) 41--75, 41--76, 42--61, 42--62, 42--63

und 42--64;
f) 462--61, 462--62 und 462--63;

g) 6600--20, 6600--30 und 6600--40;
h) 6601--20, 6601--30 und 6601--40;
i) 6701--'--20, 6701--30 und 6701--40.

8. Die nö. Landesregierung wird ermäch­
tigt, Kreditüberchreitungen im Einzelfall bis
zur Höhe von 10% des Voranschlagsansatzes,
Jedoch höchstens 30.000 S, zu Lasten des
Voranschlagsansatzes 97--61 zu bewilligen.

9. Als zweckgebundene Einnahmen des
ordentlichen Voranschlages werden erklärt:

a) Voranschlagsansatz 461--61 für Aus­
gabeposition 461--61;

b) Voranschlagsansatz 941--830 für Aus­
gabeposition 442--61 und 444--61 ;

c) Voranschlagsansatz 942--75, Unterteil
Feuerschutzsteuer, zu 75% für Ausgabe­
position 710--60;

d) Voranschlagsansatz 942--76 für Aus­
gabeposition 30--61;

e) Voranschlagsansatz 96--75 für Aus­
gabeposition 96--75.

Insoweit sich die obigen Einnahmegebühren
im Laufe des Jahres erhöhen oder ver­
mindern, erhöhen oder vermindern sich im
selben Ausmaß die entsprechenden Ausgabe­
gebühren.

10. Der Gesetzentwurf über die Einhebung
einer Landesumlage für das Jahr 1950 wird
genehmigt und die nö. Landesregierung an­
gewiesen, die Durchführung zu bewirken.

11. Die nö. Landesregierung wird beauf­
tragt, geeignete Maßnahmen zu treffen, w:~lche

dem Finanzreferateine laufende Uber­
wachung der Inanspruchnahme der Kredite
ermöglichen.

12. Her Dienstpostenplan 1950 und die im
allgemeinen Teil festgelegten Grundsätze
werden genehmigt."

Ich bitte das Hohe Haus um die Zustim­
mung zu diesem Antrag des Finanzaus­
schuss'es.

Darf ich nun bitten, die General'deba.:te
zum Voranschlag einzuleiten.

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt der
Finanzreferent des Landes Niederösterreich,
Herr Landesrat M ü I I n e r.

Landesrat MÜLLNER: Hohes Haus! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Vor
Ihnen liegt der Voranschlag des Landes
Niederösterreich für das Jahr 1950. Das

Budgetiahr 1950 mußte leider mit einem
Budgetprovisorium begonnen werden. Be­
gründet wurde dieses Provisorium schon
seinerzeit, dooh gestatte ich mir nochmals
darauf zu verweisen, daß ein Provisorium
deshalb notwendig war, weil durch die Um­
bildung und Neubesetzungdes Finanzmini­
steriums der Bundesminister für Finanzen
wesentliche Umstellungen im Bundesbudget
vornahm und seinerseits selbst ein Budget­
provisorium vorlegte. Es war daher nicht
möglich, die Einnahmenseite des Landes­
budg,ets zu erstellen und die Ausgabenseite
gänzlich zu erfassen.

Das Finanzausgleichsgesetz 1950 hat außer­
dem dem Lande eine neue Belastung von
8,2 Millionen Schilling gebracht. Obwohl Idas
Provisorium die ersten vier Monate umfaßt,
ist trotzdem das Finanzreferat nach Bekannt­
gabe der grundlegenden Budgetziff.ern durch
das Finanzministerium sofort an die Fertig­
stellung des Voranschlages geschritten. Wir
sind daher in der Lage, das Provisorium um
einen Monat abzukürzen und dadurch die so
notwendigen und vielerorts sehnsüchtigst er­
warteten Arbeitvergebungen raschestdurch­
zuführen.

Das vorgelegte Budg,et umfaßt einen
ordentlichen und. einen außerord'entlichen
Voranschlag. Zum Unterschied von den vor­
hergehenden Jahren scheint diesmal kein
Wiederaufbaubudget auf. Das soH aber nicht
heißen, daß keine Beträge für den Wieder­
aufbau vorgesehen sind. Die WIederaufbau­
arbeiten und einmaligen außerordentlichen
Investitionen sind im außerordentlichen Vor­
anschlag präliminIert. Der Wegfall des
Wiederaufbaubudgets ist durch die Weisung
des Finanzministeriums verursacht. Ich
müßte aber auf den Wegfall auch dann be­
stehen, wenn diese W,eisung nicht erfolgt
wäre, denn wir müssen mit einer Erwartung
Schluß machen, leIder Schluß machen.

Inden vorhergehenden Jahren hat das
Land Niederösterreich ,erwartet, daß der
Bund dIe Kosten des Wiederaufbaues oder
zumindest Teile dieser Kosten übernimmt.
Zu einer solchen Übernahme ist es leider
nicht g,ekommen, so daß sich ein Sch~lden­
stand ,ergeben hat, von dem man bei Über­
nahme sich in der Hoffnung erging, daß er
zumindest teilweise vom Bund g,etragen wir,d.
Obwohl von der Landesregierung alles unter­
nommen wurde und auch unternommen wird,
daß diese Last wenigstens teilweise vom
Bund übernommen wird, ist keine Aussicht
vorhanden, daß in Zukunft unter dem Titel
"Wiederaufbau" Budgetposten des Landes­
voranschlages dem Bund angerechnet wer­
den könnten. Es muß uns klar sein, daß wir
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für alle Ausgaben, die wir in unserem Budget
präliminiert haben, selbst aufkommen müss'en.
Und wenn wir auch in unserem diesjährigen
Budget Kreditoperationen vorschlagen, so
muß uns auch klar sein, daß wir diese
Schulden selbst aus eigenen Mitteln wieder
zurückzahlen müssen. Es ist auf alle FälIe
besser, sich mit gegebenen Realitäten abzu­
finJden, als falsche Hoffnungen zu hegen und
dann Schwierigkeiten gegenüberzustehen,
welche man später schwerer lösen kann, als
wenn sie sofort geregelt werden.

Ein kurzes Wort über die technisch neue
Form. Statt der Einteilung des Voranschlages
in Kapüel, Titel und Paragraphen ist der
diesjährig'e Voranschlag wIe alIe Vor­
anschläge öffentlich-rechtlicher Körperschaf­
ten, mit Ausnahme Ides Bundes, in zehn Grup­
pen mit Abschnitten l,md Unterabschnitten
eingeteilt. Neben diesen Bezeichnungen sind
vielfach die Kontennummernder einz'elnen
Gattungen angeführt. Wir haben daher durch
diesen dekadischen Kontenplan die Möglich­
keit der vertikalen und horizontalen Glie­
derung gegeben, die eine rasche Orientierung
ermöglicht.

Der Landesvoranschlag wurde auf Grund
des derz,eit geltenden FinanzausgIeichs­
gesetzes erstellt. Auf Grund dieses Aus­
l-deichsgesetzes hat das Land an Ertrags­
anteilen aus den gemeinschaftlichen Bundes­
abgaben 209 Millionen Schilling zu erwarten.
Die 20%ige Landesumlag'e wird 20 MiIIionen
Schilling erbringen. Die Bruttoeinnahmen be­
tragen rund 290 Millionen Schilling. Wenn
von den Bruttoeinnahmen dlie r'einen Durch­
lauferposten, die sowohl auf der Einnahmen­
als Ausgabenseite in gleicher Höhe er­
scheinen, in Abzug gebracht werden, so sind
die Bruttoeinnahmen um rund 43 Millionen zu
verringern.

Als solche Durchlauf.erposten sind aufzu­
zählen: Bedarfszuweisungen für die Gemein­
den 16,1 Millionen Schilling, Rückersatz
durch die Gemeinden für die BeitragsIeistung
des Landes an den Bund nach dem Not­
opfer 1949, und zwar 10% der Grund- und
Gewerbesteuer 11,6 Millionen Schilling, weiter
Kulturgroschenbeitrag 800.000 S, Opf'er­
fürs.orgebeitrag 700.000 S, Erholungsfürsorge
1 Million Schilling und Einnahmen aus den
Einrichtungen des Gesundheitswesens (Kran­
kenhäuser) 12,8 Millionen Sc;hilling. Wir er­
haltend'ann Nettoeinnahmen von 247 Mil­
lionen Schilling. Diese 247 Millionen Schilling
sind durch 229 Millionen aus den Abgaben­
ertragsanteilen und der 20%igen Landes­
umlage geldeckt, während 18 Millionen sich
aus folgenden Einnahmen zusammensetz-en:
Pensionsbeiträge, Gehaltsvorschußrückzah-

lungen, Beit'räg'e der Gemeinde Wien zu den
gemeinsamen Pensionslasten, Verwaltungs­
abgaben und Verwaltungsstrafen, ' Verpflegs­
kostenrückersätze für Geisteskranke und
Geistesschwache und eine Unzahl von klei­
neren Einnahmeposten, wie unter anderen die
Einnqhmen aus der Baum- und Grasnutzung
der Straßenverwaltung, aus den Lehrmittel­
beiträgen für Gewerbeschulen und aus den
Einnahmen der bäuerlichen Fachschulen.

Einnahmen aus eigenen Steuern oder Ab­
gabenrechten kann die Landesverwaltung
nicht aufweisen. Während der Bund seine
Steuerrecht'e besitzt und die Gemeinden
neben den kleinen Gemeindeabgaben ins­
besondere die Grund- und Gewerbesteuer
haben, besitzt das Land keine eigenen
Steuern. loh möchte das hier besonders ver­
merken und es als einen Mang,el der Auto­
nomie ,der Länder bezeichnen. Die Finanz­
hoheit eines Landes ist derzeit praktisch
gleich Null.

Durch die Krise im Staatsbudget mußten
die Länder ein Notopfer auf sich nehmen.
Während nach einer Verpflichtung aus dem
Jahre 1949 von den LänJdern und Gemeinden
ein Notopfer von 150 Millionen im Jahre 1950
zu erbringen ist, muß ein weiteres Notopfer
von 200 Millionen Schilling erbracht werden.
Für das ,erste Notopfer muß das Land Nieder­
österreich 16,5 Millionen tragen, wofür es
10 %igen Anteil an der gesamten Grund­
und Gewerbesteuer in der Höhe von
11,5 Millionen ersetzt bekommt, so daß es
für 150 Millionen einen Anteil von 5 Millionen
zu tragen hat. Für das zweite Notopf,er von
200 Millionen muß das Land Niederösterreich
8 Millionen übernehmen. Der Anteil des
Landes am zweiten Notopfer ist daher pro­
zentuell nicht geringer als am ersten Not­
opf'er. Ich möchte das insbesonder'e deshalb
feststellen, um der falschen und unrichtigen
Ansicht entgegenzutreten, daß di'e Länder
gegenüber den Städten und Gemeinden beim
zweiten Notopfer im Vorteil liegen. Es sei
ohne weiteres zugegeben, daß das zweite Not­
opfer für die Gemeinden sehr schwer tragbar
ist. Ebenso schwer tragbar ist aber auch das
Notopfer,cl'as vom Lande erbracht werden
muß. Der Nettobetrag dies,er beiden Notopfer
ergibt eine Summe von 13 Millionen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Obwohl dieses Notopfer schwer zu ertragen
ist, stellt es doch nur einen Bruchteil dar
gegenüber der ursprünglichen Forder'ung des
Bundes. Sie lautete doch auf Übernahme der
gesamten Personalkosten des Pflich,schul­
wesens durch die Länder, beinhaltete also
einen Betrag von mehr als 500 Millionen.
Durch dieses Notopfer wäre besonders
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Niederösterreich hart betroffen worden, denn
es hätte das Land mit rund 110 Millionen
belastet. Ich möchte bei dieser Gelegenheit
eindeutig feststeIIcn, daß eine solche Absicht
für die Landcsfinanzen gera:dezu eine Kata­
sJrophe bedeuten würde. 'Nicht nur wcgen der
Höhe, son'd'ern auch deshalb, weil dadurch
die kinderreichen Länder gegenüber den
kinderarmen bestraft würden, und weil jcne
Länder, die durch die Kriegsereignisse einen
höheren PensionistenanfaII haben, zu den
Kosten der Kriegsschäiden noch eine außer­
ordentliche Belastung durch die erhöhten
Pensionen erhalten wÜrden. Wenn man auch
vorschlägt, daß das Land diese Lasten auf
die Gemeinden übertragen könnte, so ist diese
Maßnahme fÜr Niederösterreich unerfüllbar,
weil das Gesamterträgnis aus Grund- und
Gewerbesteuer aIIer Gemeindcn insgesamt
nicht die Höhe dieser Kosten decken würlde.
Von den Ertragsanteilen soII hier gar nicht
gesprochcn werden, weil die gesamten Er­
tragsanteile inklusive des 25 %igen Abzuges
für die Bedarfszuweisungen nicht die
lOO-MilIionen-Grenze erreichen. Sollte man
diesen Gedankcn weiter verfolgen, so müßte
auf alle Fälle eine n,eue EinnahmsQuelle dcn
Gemeinden oder Ländern erschlossen wer­
den. Vielleicht eine neue Steuer mit einer
Zweckbestimmung, vielleicht in der ähnlichen
Form, wie vor mehr als einem Jahrzehnt die
Biersteuer in einem Lande zur Deckung des
Schulaufwandes verwendet wurde, wo
mancher fröhliche Zecher sichdcll Aus­
spruch leisten konnte: "Noch ein Krügel
Bier, ldamit unser Schullehrer leben kann!"

Auf alle Fälle ist neben der finanzieIIen
Verpflichtung auch die Verpflichtung der All­
g'emeinheit zur Erhaltung unser'er Kultur fest­
zuhalten, von der wir gerne reden, von der
es aber manchmal scheint, daß sie die Opfer
nicht tragen will. Ich richte daher von dieser
Stelle aus den AppeII, an der derzeitigen
Regelung der Lehrerbesoldung festzuhalten
und nicht einen Gedanken zu erörtern, der
sowohl für die Länder und Gemeinden als
auch fÜr 'eHe g'esamte Schul- und Kultur­
politik unseres Staates von den unheilvollsten
Folgen wäre.

Auf Grund der großen Leistungen und Ver­
pflichtungen des Landes muß auch ,dieses
Jahr die Landesregierung an 'den Landtag
herantreten, um die Zustimmung für eine
20%ige Umlag·e auf die Ertragsanteile der
Gemeinden zu erhalten. Es ist die oberste
Grcnze, die uns nach dem Finanzausgleichs­
gesietz zusteht. Es ist uns deshalb nicht leicht,
diesen Antrag zu stellen, weil wir die Not­
lage cl'er Gemeinden nUr zu sehr kennen. Da
aber die finanzielle Lage des Landes ebenso

kritisch ist, muß eine Landesumlage in der­
selben Höhe wie in den vorhergehenden
Jahren beantragt werden.

Die Ertragsanteile an den gemeinschaft­
lichen Bundesabgaben sollen nach der Be­
kanntgabe durch das Finanzministerium
nich1 einmal 200 Millionen Schilling er­
bringen. Das ist eine schmerzliche Erkennt­
nis insbesondere für das Land Niederöster­
reich, das auf Grund seiner Bevölkerungs­
zahl, seiner Größe, seiner wirtschaftlichen
Stärke und seiner besonderen geographi­
schen Lage sicherlich auf einen größeren
Betrag Anspruch hätte. loh darf hier kurz
auf die Verteilung der gemeinschaftlichen
Steuern zurückkommen. Es kommt hier nicht
nur auf die Prozentuelle Verteilung, sondern
auch auf die Art der Verteilung an. Ich muß
hier auf die besondere Verkürzung des
Landes Niederösterreich bei Verteilung der
Einkommensteuer der veranlagungspflich­
tigen Betriebe hinweisen. Diese wird nach
dem örtlichen Aufkommen verteil~,. Es ist
klar, daß eine groHe Zahl von niederöster­
reichischen Betrieben in Wien ihren Sitz
haben und daher das Steueraufkommen in
Wien entsteht, obwohl die wirtschaftliche
Kraft oft zum Großteil in Niederösterreich
liegt. Unter dem Stichwort "Sitzquotenaus­
gleich" wurden in der Finanzwissenschaft
sowohl bei uns als auch in anderen Län'clern
s·eit Jahrzehnten Mittel und Wege gesucht,
um hier einen gerechten Ausgleich zu treffen.
Man ha~ sogenannte SitzQuotenausgleiche
oder Präzipien geschaffen, die dem Lande
gegenüber der Hauptstadt zugestanden wur­
den. Das Land Niederösterreich hat beim
ie:'zigen Finanzausgleich dieses Präzipuum
verloren. Wenn Sie daher die unvergleich­
lich größeren Kriegsschäden, die Nieder­
österreich gegenüber allen anderen Läll'd'ern
erlitten hat, hinzur>echnen, so ist unschwer
festzustellen, daß dte finanzielle Lage des
Landes NiecIerösterreich gegenüber dien
ander.en Ländern eine viel schwierigere und
kritischere ist als je.

Trotz allcIleser Schwierigkeiten hat das
Land bei Behebung seiner Kriegsschäden
hervorragencle und bewunderungswerte Lei­
stungen vollbracht. Es taucht daher die Frage
auf, wie es di,ese Leistungen vollbringen
konnte. Ein Blick auf die Vermögenslage des
Landes ergibt einen Schuld'enstand von fast
90 Millionen Schilling. Für diese Schulden
und für die im Jahre 1950 noch neu aufzu­
nehmenden Darlehen müssen dieses Jahr
9 Millionen Schilling an Zinsendienst bezahlt
werden, wäihrend für Tilgungen rund 3,5 Mil­
lionen Schilling aufg'ewendec werden müssen.
Di,ese 12,5 Millionen Zinsen- und Tilgungs-
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dienst ist ein warnender Fingerzeig für die
kritische Lage unserer Landesfinanzen. Es ist
daher tatsächlich eine große Verantwortung
für die Landesr'egierung und den hohen Land­
tag, zu der Summe von 90 Millionen Schul­
den noch 35 Millionen neue hinzuzufügen.
Eine Rechtfertigung findet diese Maßnahme
nur darin, daß wir 25 Millionen bewilligte
Kredite im Jahre 1949 nicht in Anspruch ge­
nommen haben, während wir 'die neu hinzu­
gekommenen lO Millionen für den Wohnungs­
bau, womöglich in Form von Darlehen, zur
Verfügung stellen wollen.

Ich möchte insbesondere noch darauf ver­
weisen, daß es nicht immer leicht ist, diese
verhältnismäßig hohen Beträge an Krediten
zu bekommen. Wenn wir Ihnen den Vor­
schlag erstatten, so darf ich. hinzufügen, daß
es nicht nur ein Vorschlag ist, sondern daß
diese Kredite auch tatsächlich bereitgestellt
und bei den verschiedenen Kreditinstituten
gesichert sind.

Als Finanzreferent fühle ich mich aber
auch verpflichtet, auf eine versteckte Ver­
schuldung des Landes hinzuweisen, die durch
die Übernahme 'des Zinsen- und Tilgungs­
dienstes von jährlich 2,6 Millionen für Kre­
dite zur Instandsetzung kriegsbeschädigter
Spitäler entstanden ist. Dieser Betrag belastet
unser Budget, und zwar das Gesull'dheits­
wesen, auf Jahre hinaus und wirkt genau so,
als wenn wir diese Kredit'e in uns'erer Ver-

. mögensverwaltung aufscheinen ließen und den
Zinsen- und Amortisationsdienst für aufge­
nommene Kredite statt mit 12,5 Millionen mit
15 Millionen beziffern würden. Denn tatsäch­
lich hat das Land eine Subvention zur
Wiederinstandsetzung von Spitälern geleistet,
für die wir genau so wie für andere Schulden
Zinsen und Tilgungsraten einsetzen müssen.
Ich glaube, daß es nicht entsprechend wäre,
das Budget durch solche Kreditansätze für
Jahre hinaus zu belasten.

Ich spreche nicht gegen die Verpflichtung
des Landes, Beiträge zum Wiederaufbau und
Neubau von Spitälern zu erbringen, nur
glaube ich, daß das Land 'im Rahmen des
Möglichen diese Beiträge fallweise zu er­
bringen hat. Deshalb ist im außerordentlichen
Haushalt ein Betrag von 2 Millionen als Bei­
trag zum Ausbau allgemeiner öffentlicher
Krankenanstalten vorgesehen. Er ist sicher­
lich nicht ausr'Cichend, es ist sicher zu wenig,
aber er kann für das Land in dieser Zeit und
in dieser finanzi,ellen Lage als tragbar be­
zeichnet werden. Wir müssen mit allem
Nachdruck darauf hinweisen, daß es bei
dieser finanziellen Lage unseres Landes nicht
möglich ist, dem Lande die Verpflichtung
aufzuerlegen, den Krankenhauswiederaufbau

und Neubau auf sich zu nehmen. Ich muß
darauf verweisen, daß es auch vor dem
Jahre 1938 nicht dem Lande allein oblag,
Spitalsneubautcn durchzuführcn. Es wäre
höchst an der Zeit, daß diese Frage einer
gesetzlichen Regelung ähnlich der vordem
Jahre 1938 zugeführt würde.

Ein Wort zu der Führung unserer An­
stalten im Rahmen des Gesundheitswesens.
Es is~ selbstvertän'dlich, daß ein Krankenhaus
kein wirtschaftlicher Betrieb ist. Trotzdem
ist es für den Zweck 'eines Krankenhaus'es
dienlich, wenn die Ausgaben- und Einnahme­
wirtschaft nach strengen kaufmännischen
Prinzipien geführt wird. Einnahmen und Aus­
gaben müssen sich die Waage hal':en. Klare
l~echnung ist hier besser als v'ersteckte
Subventionspolitik. Das bedeut,et nicht eine
Einschränkung unserer Verpflichtung auf
dem Gebiete des Gesundheitswesens, das
heißt nur klares AufZieigen der Kosten, die
für den einz'elnen Patienten entstellen. Es
tritt dadurch höchstens eine Verschiebung
ungedeckter Kosten von Gruppe 5 auf die
Gruppe 4 ein. Die Verpflegskosten für Befür­
sorgte müssen so und so getragen werden.
Ich möchte noch weiter gehen un'd sagen, daß
es selbstverständlich ist, daß auch im Spitals­
betrieb nach Katastropihenfällen, wie 'es die
Kriegsereignisse mit sich gebracht haben,
Investitionen notwendig sind, doch müssen
diese Investitionen vom Betrieb reinlich und
streng getrennt werden. Defizite in 'der Ver­
pflegsrechnung sind keine Investitionen, und
darum ist es nur gesund und vorteilhaft,
wenn in den Anstalten die Betriebsführung
von einem Investitionsplan g,etrenrrt wird.
Man kann nicht verlangen, daß ein Spitals­
aufbau oder -ausbau, wie etwa im Kranken­
haus Speising, vom Betrieb getragen wird.
Er braueh~ auch nicht amortisiert werden,
aber der Betrieb muß beizeiten auf eigene
Füße gestellt werden. Im Budg'et erscheint
z. B. der Betrieb des Krankenhauses Speising
als auffallend stark passiv. Das ist nicht der
Fall, weil in diesen Ansätzen auch die In­
vestitionen darinnen sind, die unbedingt
durchgeführt werden müssen, und es wäre
daher ratsam, hier eine getrennte Kosten­
rechnung vorZLllegen. Es ist besonders be­
achtenswert, daß wir außerdem im außer-·
ordentlichen Budget für das Krankenhaus
Speising 4,5 Millionen Schilling vorsehen
konnten. Ich möchte in 'diesem Zusammen­
hang auch darauf verweisen, daß die Aus­
gaben für unsere Anstalten nicht so groß sein
können, um auf einmal das nachzuholen, was
durch ein Jahrzehnt versäumt und durch die
Kriegs- und Naohkriegs'ereignisse verursacht
wurde. Der Wäschebestand unserer Anstalten
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liegt im argen. Wir werden ihn erneuern
müssen; doch kann das nicht auf einmal ge­
schehen und nur Schritt für Schritt wieder
aufgeholt werden. Erhebliches ist in di,eser
Hinsicht schon geleistet worden. Die Ver­
hältnisse haben sich auch sehr g-ebessert, so
daß wir das noch Fehlende rasch nach­
schaffen könnten. Die vorhandenen Mittel
müssen nur dementsprechend eingescellt
werden.

Ein Wort zu den Schulbauten. Die Zer­
störungen an den Schulen im Lande Nied'er­
österreich sind ungeheuer. Der Bedarf an
Neu- und Zubauten ist groß. Die Anforde­
rungen an das Land von seiten der Gemein­
den sind fast nicht zu befriedigen. Durch die
Verabschiedung des Schulbaufondsgesetzes
stehen für Schulbauten durch die Zuweisung
aus Landesmitteln, durch die Erträgnisse der
Klassensteuer und durch 20% der Bedarfs­
zuweisungcn im Jahre 1950 rund 8 Millionen
Schilling zur Verfügung. Wenn man bedenkt,
daß durch diese 8 Millionen Schilling Sub­
ventionen an die Schulerbauer 16 bis 20 Mil­
lioncn in Umsatz g'ebracht werden sollen, so
ist es schon bemerkenswert, daß ein solcher
Betrag in harter und ernster Zeit für Schul­
bauten aufgiebracht wird. Es muß aber auch
eindeutig festgestellt werden, daß ein Mehr
nicht möglich ist, ohne andere lebenswichtige
Interesscndes Landes zu benachteiligen.

Ich erlaube mir auf einen Notstand unseres
Landes besonders hinzuweisen, nämlich auf
die Wohnungsnot, die durch große Zerstö­
rungen in unserem Landc verursacht wurde.
Das Land will da'hereinen Bei,rag zur
Lösung des Wohnungsproblems leisten. Ohne
mich auf die besondere Art dieses Problems
einzulassen und Lösungsversuche zu er­
örtern, steht es fest, daß der Betrag, der in
unser,em Budget aufscheint, nur ein kleiner
Beitr;1g zur Lösung sein kann und als solcher
gedacht ist. Es ist für uns besonders schmerz­
lich, daß das Land nicht in der Lage ist,
durch größere Mittel hier helfend einzugreifen.
Der ausgeworfene Betrag soll darauf hin­
weisen, daß ,es unbedingt notwendig ist, auch
die Länder in die Lage zu versetzen, zur
Lösung dieses brennenden Problems beizu­
tragen. Ist es doch ungeheuer bedrückend,
wenn wir nicht einmal in der Lage sind,
unseren Beamten im Lande menschenwürdi­
gen W o'hnraum zur Verfügung zu stellen,
oder ihnen helfen zu können, einen solchen
zu beschaffen. Mit Schmerz müssen wir die
Leistungsfähigkeit anderer öffentlich-recht­
licher Körperschaften bemerkcn, die in dieser
Hinsich; bedeutend größere Mittel zur Ver­
fügung stellcn können.

Ich komme zum Sorgenkind der Landes-

verwaltung, . nämlich zur Straßenverwaltung
des Landes Niederösterr'eich. Diese ist nicht
wegen zu geringer Tätigkeit zum Sorgenkind
geworden, sondern wegen ihrer zu großen
Tätigkei~, 'einer Tätigkeit, die beispielgebend
ist, die aber für das Land auf die Dauer un­
tragbar erscheint. Für Instandhaltung 'der
Landesstraßen sind rund 76,5 Millionen vor­
gesehen. Der größte Teil des außerordent­
lichen Budgets, nämlich 22 Millionen, werden
für Straßen- und Brückenbauten verwendet,
so daß wir sagen können, daß von dem Ge­
samtbuctget von rund 368 Millionen 98,5 Mil­
lionen für Straßen- und Brückener'haltung
und Neubauten verwendet werden. Die be­
sondere Lage, unseres Landes ist an der
Länge der Straßen zu erkennen. An Bundes­
straßen besitzt das Land 1700 km, an Landes­
straßen dagegen 11.000 km. Wenn man be­
denkt, daß diese Landesstraßen durch den
Ausstrahlungsverkehr 'der Bundeshauptstadt
eine bedeutend höhere Frequenz aufweisen
als schleoh,"hin eine LandesstFaße aufweisen
soll, ist leicht die katastrophale Lage unserer
Finanzverwaltung zu erkennen. Es ist daher
besonders schmerzlich, wenn diese Landes­
straßen durch einen Autobusverkehr sehr
stark in Anspruch genommen werden, der,
soweit er durch die Bundesbahn und Post
betrieben wir,,!, gegenüber einem privaten
Autobusbeirieb keine Steuern leistet und
wenn, dann nur solche, die auf Grund s'einer
W-Nummer in einem anderen Lande abge­
führt werden! Eine endgültige Lösung Jür
Niederösterreich ist aber nur dann zu finden,
wenn auf den Ausstrahlungsverkehr bei der
Neuregelung des Finanzaus'gleichsgesetzes
Rücksicht genommen wird, oder wenn sich
der Bund entschließt, besonders frequentierte
Landesstraßen in seine Verwaltung zu über­
nehmen.

Mit dem Budgei ist auch der Dienstposten­
plan verbunden. Umfangreiche Wünsche un­
ser'er Beamtenschaft konnten nicht befriedigt
werdien, insbesondere deswegen nicht, weil
der Dienstpostenplan des Landes sich in
irgendeinem Verhältnis zum Dienstposten­
plan des Bundes verhalten muß. Nur zu gerne
wirft man dem Lande vor, daß seine Dienst­
posten zu großzügig geordnet sind. Wir
stimmen dieser Auffassung nicht zu, weil
wir nicht glauben, c!aßdie Behörde zweiter
Instanz durch Verringerung der Dienst­
gruppen diskriminiert werden soll. Wir wer­
den unsere Dienstposteneinteilung zu vertei­
digen wissen. Ein Mehr aber könnte in der
heutigen Zeit das Land bei den verschiedenen
Verhandlungen in eine ungünstige Ausgangs­
position bringen. Zu guc ist uns das Mißver­
hältnis beka'nnt, das zwischen Bundesbeamtcl1
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im Landesdienst und den Landesbeamten be­
steht. Es war bisher nicht möglich, eine
Lösung dieser Frage zu erreichen. Auf
Grund von Zusagen glauben wir aber, daß
eine individuelle und schrittweise Übernahme
der Bundesbeamten in den Landesbeamten­
status möglich sein wird.

Die Aufstellung unseres Personalstandes
zeigt, daß wir im Gegensatz zu anderen
öffentlich-rechtlichen Körperschaften und ins­
besondere zum Bund eine Verringerung un­
seres Personalstandes ,durchführen konnten.
Zu deutlich hat unser Herr Landeshatmtmann
die Grundzüge seiner Personalpolitik kund­
getan: Weniger Beamte, aber besser bezahlt!
(Zwischenrufe beim Linksblock.) Zu diesem
Zweck ist das Land gezwungen, einen wei­
teren Abbau in Erwägung zu ziehen. Ich
möchte hier besonders auf das Nachziehver­
fahren der Gehälter der öffentlichen Ange­
ste'1lten hinweisen. Das Land wird diese
Lasten zu tragen haben, es wird diese Lasten
aber ers: dann wirklich tragen können, wenn
durch einen gleichzeitig verbundenen Abbau
uie entstandenen finanziellen Mehrleistungen
gedeckt erscheinen.

Ich will nicht von Verwaltungsreform
sprechen, denn je mehr man darüber spriCht,
desto mehr besteht die Gefahr, daß aus
diesem Wort ein Schlagwort wird. Ich
möchte nur eindringlichst feststellen, daß eine
Besserstellung unserer Beamtenschaft meh­
rere Vorbedingungen hai. Diese sind: Ver­
ringerung des Personals, Leistungssteigerung
des einzelnen und einsatzbereite Mitarbeit bei
Vereinfachung der Verwaltung.

Hoher Landtag, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Zum Schlusse lassen
Sie mich insbesondere darauf verweisen, daß
der Voranschlag des Landes Niederöster­
reich für das Jahr 1950 zwar manche Er­
warcungen zerstört, aber eines auf alle Fälle
halten wird, nämlich die Zuweisung 'der ver­
sprochenen Mittel. Das kann ich besonders
deswegen am Schlusse meiner Ausführungen
betonen, weil mit äußerster Vorsicht die Ein­
gänge berechnet sind und weil die Eingänge
des ·ersten Quartals dieses Jahr'es uns zu
dieser op~imistichen Me.inung berechtigen.
Ich möchte hier besonders hervorheben, daß
es für die Finanzverwaltung des Landes
eine große Erl'eichterung bedeutet, daß die
Ertragsanteiledurch den Bund regelmäßig
und zeitgerecht überwiesen werden, so daß
die Kassenlage des Landes eine zufrieden­
steIlende ist, die alle Anforderungen, die
durch di'esen Voranschlag gegeben sind, be­
friedigen wird.

Sparsamkeit im kle,inen und strengste Ver­
waltung der öffentlichen Gelder sollen große

Leistungen ermöglichen. Arbeitsbeschaffung,
Verhinderung einer Arbeitslosigkeit und
Arbeiten zum Wohle des Gemeinwesens,
zum Wohle für unser Volk und für unser
Land Niederösterreich sei unser Ziel! (Leb­
hafter Beüall bei dier Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Ich eröffne die General­
debatte und erteile als erstem Redner Herrn
Abg. Landesrat Gen n e t das Wort.

Landesrat GENNER: Hoher Landtag! Das
Budgetrecht ist ,das höchste Recht des Land­
tages und aller parlamentarischen Körper­
schaften. Dieses Recht wird schon dadurch
stark beeinträc'htigt, daß das Land im Gegen­
satz zum Bund und zu den Gemeinden keine
eigene S:'euerhoheit besitzt und bei den Ein­
nahmen im wesentlichen auf die Ertrags­
anteile an den Bundessteuern angewiesen ist.
Der Landtag hat demnach vor allem festzu­
setzen und zu beschließen, wie und wofür
diese Einnahmen im Inter,esse des Landes
und der Bevölkerung des Landes ausgegeben
werden sollen, wie mit ihnen das Auslangen
gefunden und wie i'llfe Verteilung im Inter­
esse der arbeitenden Bevölkerung vor allem
vorgenommen werden kann. Dieses Recht ist
bisher schon mehrmals gröblich verletzt
worden. In den vergangenen Jahren sind
Budgetüberschreitungen vorgekommen, ohne
daß vorher die Zustimmung des Landtages
einge'ho1t worden wäre.

SchHeßlich ist es im vergangenen Jahre
geschehen, daß das Budget einfach mit 'einem
Erlaß umgestoßen und die Ausgaben g·ekürzt
worden sind.

Heuer werden dem Landtag von der
Landesregierung Anträg,e unterbreitet, deren
Anna'hme nicht mehr und nicht wenig'er be­
deuten würde, als daß sich der Landtag
selbst entmannt und sein Budgetrecht prak­
tisch an die Landesregierung abgibt. Der
dem Landtag vorliegende Voranschlag ist '
schon an sich schlecht genug. Was nämlich
die Leistungen des Landes anbelangt, ist er
jedenfalls weit schlechter, als di,e Vor­
anschläge der vergangenen Jahre gewesen
sind. Er soll nun durch die Ermächtigung
noch weiter versohlechtert werden.

In ,diesem Budg'et wird es zumerstenmal
seit Ende des Krieges keinen Wiederaufbau­
voransohlag mehr geben. Auch der Finanz­
referent hat auf diese Tatsache als ein be­
sonderes Merkmal des Voranschlages hin­
gewiesen. Der Herr Finanzreferen~ hat noch
hinzugefügt, daß das nicht etwa bedeuten soll,
daß es jetzt keine Aufwendungen mehr für
den Wiederaufbau geben wird, denn diese
seien im ordentlichen und im außerordent­
lichen Budget enthalten. Ich glaube nicht, daß
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aus dem ordentlichen Voranschlag s·ehr viele
Mittel für den Wiederaufbau verwendet wer­
den können und ebensowenig aus dem außer­
ordentlichen Budget. Wie ist die Sache aber
wirklich? Der Wiederaufbauvoranschlag und
der außerordentliche Voranschlag haben im
vorigen Jahre zusammen 71 Millionen Schil­
ling betragen. Die Ausgaben des außerordent­
lichen Voranschlages betragen heuer 56 Mil­
lionen Schilling, absolut genommen sind also
diese Ausgaben bedeutend gesenkt worden.
Wenn man außerdem berücksichtigt, daß seit­
her große Preissteigerungen vorgekommen
sind, so ergibt sich schon daraus, wie stark
die Leistungen des Landes für den wirt­
schaftlichen Aufbau gesenkt worden sind,
was sich selbstverständlich auf die ganze
Wirtschaft des Landes verhängnisvoll aus­
wirken muß und auch auswirken wird. Dar­
über wird noch einiges zu sagen sein, denn
das wird auch zur Vermehrung der Arbeits­
losigkeit beitragen. Wie das wirklich aus­
schaut, darüber nur einige Zahlen.

Der Anteil der außerordentlichen Ausgaben
und der Ausgaben für den Wiederaufbau am
Gesamtbudget hat im Jahre 1947 31 %, im
Jahre 1948 23%, im Jahre 1949 24% be­
tragen ;er beträgt aber heuer nur 15 %.

Es ist eine traurige Tatsache, die niemand
zu bestreiten wagt, daß die Kriegsschäden in
Niederösterreich am größten sind, und darauf
wird auch immer wieder hingewiesen. Wäh­
rend aber die anderen Bundesländer, in denen
die Kriegsschäden weitaus geringer waren,
dadurch, daß sie die Bundessteuern zurück­
gehalten haben, mit diesen ihren Wieder­
aufbau durchführen konnten, wird in Nieder­
österreich der Wiederaufbau nicht gefördert.
sondern nur gehindert. Es ist mit einer un­
glaublichen Oberflächlichkeit und Leicht­
fertigkeit - man kann das nicht anders
nennen - gesagt worden: Fünf Jahre sind
s'eit dem Ende des Krieges vergangen, der
Bund zahlt nichts, man kann daher auch
nichts maohen, wozu brauchen wir dann
einen Wiederaufbaufonds ! Ist aber der
Wiederaufbau in Niederösterreich schon voll­
endet? Von mehr als 600 zerstörten Brücken
gibt es noch immer 400, die noch nich't auf­
gebaut worden sind, und es gibt noch immer
unzählige Volks- und Hauptschulen, Kinder­
gärten, Wohnungen und Spitäler, die auch
heute noch Ruinen sind und darauf warten,
daß endlich ihr Wiederaufbau durchgeführt
wir,d. Kann man dazu einfach ja sagen, daß
in Niederösterreich diese Ruinen ewig Ruinen
bleiben sollen? Der Bund ist dem Lande
Niederöst,erreich für die Ausgaben, die das
Land für den Wiederaufbau bisher gemacht
hat, mindestens 70 Millionen schuldig. Es fällt

der Bundesregierung, die sich bei jeder mög­
lichen und unmöglichen Gelegenheit in rein
niederösterr'eichische Angelegenheiten ein­
mischt, nicht ein, ihre Schulden zu bezahlen,
sie will aber gleichzdtig vom Lande Nieder­
österreich ei:: Notopfer von 24 Millionen
Schiilingerpressen. 11 Millionen davon sollen
die Gemeinden zahlen, die Gemeinden, die
durch diese unselige Finanz- und Wirt­
schafcspolitik, durch diese Politik der syste­
matischen Benachteiligung Niederösterreichs
auch schon in eine sehr schwierig'e Finanz­
lage g'ekommen und von der Versohuldung
bedroht sind. Die Schulden des Landes wer­
den, wie der Herr Finanzreferent nac'h dem
bisherigen Schuldenstand und nach den Vor­
anschlagssätzen in diesem Jahre festgestellt
hat, 122 Millionen betragen. Der Zinsen- und
Tilgungsdienst macht mehr als 12 Millionen
aus, das ist mehr als das Dreifache, das
für die Ent- und Bewässerungen und auch
mehr, als für die Förderung des Wohnbau­
förderungs- und Siedlungswesens ausgegeben
wird.

Daraus ersieht man schon, wie schwer
diese Schuldenlast das Land bedrückt und
um wie viel mehr produktive Ausgaben ohne
diese Schuldenlast gemacht werden könnten,
wenn der Bund seine Verpflichtung gegen­
über dem Lande erfüllen würde. Daraus er­
gibt sich weiter, daß der Bund nicht nur eine
materielle, sondern auch eine schwere mora­
lische Schuld gegenüber dem Lande auf sich
genommen hat. Mit theoretischen Protesten,
die die Bundesregierung nicht ernst, nimmt,
wird da nicht viel gemacht werden können.
Es muß daher dem Bund klargemacht wer­
den - dazu gibt es Mittel -, daß es unmög­
lich ist, daß der Bund das Land Niederöster­
reich in eine solche Notlage stürzt und daß
er wenigstens den Zinsen- und Tilgungsdienst
übernehmen muß. Es muß ihm ferner klar­
gemacht werden, daß es untragbar ist, daß
er aus dem Lande, das durch s'eine Schuld
in diese Lage gekommen ist, auch noch ein
schweres Notopfer herauspreßt. Ich glaube
aber nicht, daß die Landesregierung es als
ihre Hauptaufgabe ansieht, den Bund zur
Erfüllung seiner Verpflichtungen zu zwingen.
Aus der Budgetvorlageersehen wir, daß es
anders ist.

Der Abgang beträgt im außerordentlichen
Voranschlag 35 Millionen Schilling, er soll
durch eine Anleihe, von der der Herr Finanz­
referent gesagt hat, daß sie schon gesichert
ist, gedeckt werden. Der Abgang imordent­
lichen Voranschlag beträgt 21 MiUionen Schil­
ling,er soll durch Ersparungen im ordent­
lichen und im außerordentlichen Voranschlag
gedeckt werden. Darüber hinaus soll dem
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Herrn Finanzreferenten eine Ermächtigung
gegeben werden, das Budget, das der Land­
tag in aller Öffentlichkeit berät und be­
schließt, )11i: einem Federstrich unter Aus­
schluß der Öffentlichkeit und der Landes­
regierung zu kürzcn. Det Herr Finanz­
referent soll außerdem noch die Ermäch-

. tigung erhalten, Ausgabenkredite innerhalb
der Gruppen gegenseitig als deckungsfähig
zu erklärcn, also Postcn zu vertauschen,d. h.
e,wa Ausgaben für die Förderung landwirt­
schaftlicher Schulen für gewisse Gewerbe­
förderungen zu verwenden. Es soll also dazu
kommen, wie wir das im Finanzausschuß
gehört haben, daß nämlich Subventionen für
Dinge gegeben werden, die alles eher als
Subventionen verdienen. Es ist wohl im
finanzausschuß eine Bestimmung hinein­
genommen worden, daß diese gegenseitige
Deckungsfiihigkeitder Posten gegen nach­
trägliche I3erich;erstattung an den Landtag
erfolgen soll. Das ist aber ein Beweis dafür,
daß der Finanzreferent selber erkannt hat,
daß das ein gar zu arges Stück ist. Aber es
ist nicht einzusehen und es gibt keinen sach­
lichen Grund dafür, warum Budgetkürzungen
und Veränderungen des Budgets nicht vorher
dem Landtag vorgelegt und vorher im Land­
tag öffentlich beratcn werden sollen. Einen
sachlichen Grund dagegen gibt es wohl nicht.

Es wimmelt von Ermächtigungen in diesem I

Voranschlag. Es gibt dann noch so eine klei­
nere Ermächtigung, die Überschreitungen,
allerdings nur im Ausmaß von 10%, ge­
stattet. Das fällt vielleicht, was die Zahlen
anlangt, nicht ins Gewicht. Aber das ist doch
von grundsätzlicher Bedeutung. Es ist grund­
sätzlich so, daß das I3udgetrecht des Land­
tages verletzt wird, wenn überhaupt eine
solche Überschreitung gestattet wird, ohne
daß vorher der Landtag befragt wird. Sach­
liche Gründe dafür gibt es nicht, es müs­
scn daher andere Gründe sein, sicherlich
Gründe parteipolitischcr Art. Ich kann mir
schon vorstellcn, daß der Finanzreferent
durch die Ermächtigung die Möglichkeit
haben will, mit den Geldern, die ihm anver­
traut sind, ein biBchen zu jonglieren, die
Grenzen, die ein genauer Beschluß des
Landtages festlegt, etwas zu verändern und
vielleicht auch stille Reserven anzulegen, was
er ja offcnbar von seinem größeren Bruder,
dem Herrn Finanzminister, gelernt hat. Ich
kann mir auch vorst'ellen, daß sein stände­
faschisNsches Herz frohlockt, wenn er eine
solche Ermächtigung in der Hand hat und
nun die Möglichkeit sieht, Schritt um Schritt
weiter seine Pläne zu verfolgen. Denn es sind
ganz bestimm:e Pläne und es ist ein ganz
bestimmtes System, das in Niederösterreich

seit langer Zeit sichtbar ist. Das Wort Er­
mächtigung hat einen bösen Klang. Es hat
einmal ein kriegswirtschaftliches Ermäch­
tigungsgesetz vom Jahre 1917 gegeben, das
die Grundlage für die Notverordnungen der
Regierung Dollfuß gewesen ist und mit dem
im Jahre 1934 der Faschismus in Österreich
aufgerichtet worden ist. Wir haben diese
Sohreckenszeit nicht vergessen, wir werden
sie niemals vergessen. Es gibt einige Leute,
die sie auch erlebt haben, die aber offenbar
bestrebt sind, sie aus ihr-em Bewußtsein zu
v'erdrängen, das damals durch Illusionen ge­
trübt war und heute noch getrübt ist.

Was gewisse Leute in der Führung der
Volkspartei wollen, das ist klar. In ihren
Träumen spielt eine VF 2 eine große Rolle.
Diese Träume werden aber Schäume bleiben.
Wovon aber träumt die sozialistische Partei­
führung dieses Landes, die bei jeder Gelegen­
heit vorgibt, die Demokratie in Pacht ge­
nommen zu haben, und die immer wieder ihre
Entschlossenheit bekundet, die Demokratie
mit Aufwand aller Zivilcourage zu vertei­
digen, jedoch nur nicht gegen die wirklichen
Feinde der Demokratie? Es sind dies gerade
die Leute, die im Kampfe gegen den Faschis­
mus sich am allerwenigsten bewährt haben,
im Gegensatz zu vielen anderen tausenden
Sozialisten, die sich heute am lautesten als
die Hüter der Demokratie und selbstver­
ständlich als die größten Russenfresser ge­
bärden. Noch vor einigen Monaten hat die
"Arbeiter-Zeitung" den Herrn Landeshaupt­
mann wegen seiner faschistischen Experi­
mente zur Ordnung gerufen. Jetzt hat sie
natürlich kein Wort geschrieben, und auch
kein sozialistischer Abgeordneter hat gegen
diese gefährlichen Ermächtigungen im
Finanzausschuß auch nur ein Wort gefunden.

Es ist selbstverständlich, daß Hand in
Hand mit diesen Ermächtigungen und anderen
Ereignissen eine ins Krankhafte gesteigerte
I~ussenhetze vor sich geht, die sogar im Zu­
sammenhang mit einem Beschluß der Landes­
regierung über die Gemeinderatswahlen be­
trieben wird, wobei in diesem Beschluß von
der Besatzungsmacht wohl keine Rede war,
der aber zum Anlaß zu einer Politik der
Provokation der Besatzungsmächte genom­
men wurde. Es ist kein Zufall, daß alsbald
nach der Rückkehr des Vizekanzlers aus
London diese Russenhetze auch in Nieder­
österreich verstärkt worden ist. Offenbar soll
Landeshauptmannstellvertreter Popp in Nie­
derösterreich die Aufträge durchführen, die
sein Meister aus London mitgebracht ha"
(Heiterkeit bei den Sozialisten,) Ich wünsche
ihm viel Glück dazu. Bei aller persönlichen
Achtung, die ich seit Jahren vor ihm habe,



werde ich sehr bemüh~ sein, ihm da einige
Hindernisse zu bereiten. (Landesrat Stika:
Mit der Nummer machst du keiinen Haupt­
treffer. - Weitere Zwischenrufe.) Ich weiß
aus unserer Zusammenarbei, durch viele
Jahre in der Landesregierung, daß du immer
die besten Zwischenrufe machst; im Land­
tag machst du da keine Ausna,hme davon.

Der Herr Landeshauptmann hat mir vor
einigen Tagen anläßlich einer Unterredung
erklärt, er sei für die Verständigung. Offen­
bar ist ihm aufgedämmert, was sein Vor­
gänger Rei,her vor seinem Abschied aus­
g'esprochcn hat, daß der Weg, der Ietzt ein­
geschlagen wird, ein Weg ist, ,der die Gegen­
sätze verschärft und zum Verhängnis Nieder­
österreichs werden wird. Ich bin bereit, dem
früheren Herrn Landeshauptmann persönlich
die Aufrichtigkeit einer solchen Versicherung
zu glauben, dem derzeitigen Landeshaupt­
mann von Niederösterreich glaube ich sie
nach den Erfahrungen der letzten Zeit nicht.
Und zwar schon deswegen nicht, wei'l die
Einflüss1e, die von außen her ununterbrochen
geltend gemacht werden, stärker sind als
vielleicht sein Verständigungswille. (Zwi­
schenmfe.) Es wird überhaupt bald not­
wendig sein, da zwischen Ballhausplatz und
Landesregierung eine Art SesseNift zu bauen
(H:eiterkeit) , um ·es dem Herrn Landeshaupt­
mann leichter zu machen, wenn er und sein
zweiter Stellvertr'eter da hin- und hereilen.

Wir werden niemals für diese Ermäch­
tigungen stimmen. Wir werden sie lei'den­
schaftlieh und mit aller Krafc bekämpfen,
alle die Pläne, die es da gibt und die sich
gegen das Wohl und -den Aufschwung Nieder­
österreichs richten. Wir werden auch dafür
sorgen, daß die Arbeiterschaft erkennt,
welches bel heute in Niederösterreich be­
trieben wird. Es wird: noch einiges dazu zu
sagen sein.

Wir wollen aber noch cinmal feststellen:
Diese Budgetvorlag;e ist nicht eine Vorlage
des Aufschwunges, sondern des Nieder­
ganges. Die Ermächtigungcn sollen si'e noch
verschl'echtern. Jeder Abgeordnete, der das
Budget studiert hat und hier diese Zahlen
gesehen hat, hat geglaubt, daß das die Zahlen
sind, über die er zu beschließen hat. Es wur­
den sogar Anträge gesteHt, die im Finanz­
ausschuß in einen sogenannten gemeinsamen
Resolutionsantrag zusammengefaßt wor-den
sind, bei denen Erhöhungcn für einzelne
Posten beantragt worden sind und die der
Landesregierung zugewiesen werden sollen,
damit die Abgeordneten das Gefühl haben,
daß sie ihre Pflicht erfüllt haben, und damit
sie nich, etwa beleidigt sind, wie das so

schön in der Landesregierungssitzung gesagt
worden ist.

Ich glaube aber, daß sich jeder Abgeord­
nete noch einmal seiner Verantwortung be­
wußt sein muß!

Wir hoffen, daß die Abgeordneten diescs
Landtages diese Ermächtigungen, die ihnen
hier zugemutet wenden, ablehnen werden.

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Ve s cl y.

Abg. VESELY: Hoher Landtag! Wenn
man zunächst nur einen flüchtigen Blick auf
den Voranschlag wirft, so kann man schon
die Feststellung machcn, daß die Gesamt­
summe von Jahr zu Jahr nicht unerheblich
s,eigt. Bei näherem Zusehen erkennt . man
aber, daß man in dem gewaltigen An­
schwellen des diesjährigen Gesamtbudgets .
auf rund 370 Millionen SchiNing, wobei im
Gegensatz zur Vorkriegszeit der Personal­
aufwand für das Pflichtschulwesen in einer
Höhe von zirka 30 Millionen nicht inbegriffen
ist, nicht etwa eine nennenswerte Ausweitung
des Aufgabenkreises der Landesregierung
oder eine versteckte Investitionstätigkeit sehen
kann, als vielmehr einen &,ewissen inneren
W·er.verlust unseres Geldes infolge Vermin­
derung unseres Volksvermögens und auch
unseres Volkseinkommens. Diesen Wertver­
lust bewirkten bis zu einem gewissen Gracl
zwangsläufig aHerdings die Preis- und Lohn­
steigerungen der letzten Jahre und letzten
Endes auch die Festsetzung einer neuen
Relation zwischen Schilling und den Wäh­
rungen der übrigen Welt. Von solchen W,ert­
ver1lusteri wurden jedoch andere Währungs­
einheiten in noch weit größer'em Ausmaß
getroffen, wie wir wissen. So sehen wir in
fast allen Ländern - vornehmlich Europas -,
daß die Menge des Umlaufgeldes sich gegen­
über der Vorkriegszeit ganz wesentlich er­
höh, hat. Das ist für den 'ersten Moment das,
was in die Augen springt, ein auffälliges
Merkmal unserer finanziellen Nachkriegs­
gebarung.

Nun komme ich zum Budget selbst. Es
wur'de bereits dargestellt, daß den Gesamt­
ausgaben von 368,2 Millionen Schilling Ein­
nahmen von 311,9 MiJllionen Schilling gegen­
überstehen. Der Abgang beträgt, wie wir
wissen, 56,3 Millionen Schilling, der zum Teil
durch Aufnahme eines neuen' Darlehens in
der Höhe von 35 Millionen gedeckt werden
soll. Es bleibt dann noch ein unbedeckter
Abgang von 21,3 Millionen Schilling, der
nach den Ausführungen des Herrn Finanz­
referenten und: nach dem Inhalt des Antrages
teils durch Ersparungen auf der Ausgaben­
seite, teils durch Mehreinnahmen auf der
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Einnahmenseite abgedeckt werden soll. Das
klingt alles ganz einfach und nüchtern, ist
aber von weittragender Bedeutung. Durch die
Darlehensaufnahme von 35 Millionen steigt,
wie wir ebenfalls bereits gehört habzn, die
Schuldenlast des Landes gegenüber dem Vor­
jahre um 40% auf 122,4 Millionen Schilling.
Darüber wird später noch etwas zu sagen
sein.

Was die andere Bedeckungsmöglichkeit
anbelangt, so erscheint es im Hinblick auf
unsere vornehmste Aufgabe, nämlich die
Arbeitsbeschaffung, fast unvorstellbar, die
notwendigen Einsparungen inder Höhe von
21 Millionen Schilling vorzunehmen. Wären
wir tatsächlich gezwungen, diese 21 Millionen
einzusparen, so würde das eine Beschneidung
des außerorden,lichen Voranschlages um
37 % bedeuten. Ich hoffe, daß wir den Opti­
mismus des Herrn Finanzreferenten teilen
können, der aus den Einnahmen des ersten
Vierteljahres die Hoffnung schöpft, daß wir
nicht gezwungen sein werden, auch tatsäch­
lich diese 21 Millionen Schilling einzusparen.
Der Herr Finanzreferenthat bereits selbst
angedeutet, daß er sich in den nächsten
Jahren zwangsläufig vor ,die Aufgabe gestellt
sehen wird, neue Einnahmsquellen zu er­
schließen, denn an weitere Kreditoperationen
kann wohl von keinem ernst zu nehmenden
Vertreter des Landes mehr gedacht werden.

Welches sind nun die wesentlichen Aus­
wirkungen des Voranschlages 1950? Für den
Personalaufwand werden 113 Millionen
Schilling oder 36 % des ordentlichen Vor­
anschlages veranschlagt, auf den Sachauf­
wand entfallen somit 64%. Ich muß sagen,
daß dieses Verhältnis gegenüber dem Bund
kein ungünstiges ist. Laut Rechnungsabsch'luß
1948 wende:e der Bund damals für das P.er­
sonal 46%, also um 10% mehr auf, als wir
nach unserem Voranschlag 1950 für diesen
Zweck aufwenden.

Der Sachaufwand setzt sich teils aus dem
laufenden Zweckaufwand, teils aus den wirt­
schaftsfördernden Maßnahmen des Landes
zusammen. Dies'e sind es, welchen wir unsere
besondere Aufmerksamkeit zuwenden müs­
sen. Mein Vorredner, Herr Landesrat Genner,
hat mit Rech: darauf verwiesen, daß der
Wiederaufbauvoranschlag heuer vollständig
weggefallen ist und daß auch die Ziffern des
außerordentlichen Voranschlages weit hinter
jenen des Vorjahres zurückbleiben. Trotzdem
ergibt aber eine Unt'ersuchung des Sachauf­
wandes schon im ordentlichen Voranschlag,
daß sich hinter diesen Ziffern weitgehende
wirtschaftsfördernde Maßnahmen des Landes
verbergen. Diese sind es aber, denen wir
unsere b~sondere Aufmerksamkeit zuwenden

müssen, weil wir der Meinung sind, daß wir
uns sehr bald das ganze Budgetieren er­
sparen könnten, wenn wir nicht die Arbeits­
beschaffung zum Zwecke der Aufrecht­
erhaltung der Vollbeschäftigung unter allen
Umständen in den Blickpunkt unserer Be­
trachtungen stellen.

Diese wirtschaftsfördernden Aufwendungen
des außerordentlichen Voranschlages ergeben
nach Abzug des laufenden Zweckaufwandes
und der Personallasten für das ständige
Straßenpersonal und unter Berücksichtigung
der verschiedenen Beiträge für Wasser­
bauten, Wildbachverbauungen, Kanalisierun­
gen, Wasserversorgungsanlagen, Meliora­
tionen, für Förderung der Errichtung von
Kleinkraftanlagen und für Schulbauförde­
rungszwecke einen Betrag von zirka 64 Mil­
lionen Schilling. Nehmen wir dazu noch den
gesamten außerordentlichen Voranschlag, der
zur Gänze unmittelbar wir ,schaftsfördernde
Maßnahmen ausweist, so ergibt das weitere
56 Millionen Schilling, d. h. von den erwähn­
ten 368 Millionen des Gesamtvoranschlages
dienen 120 Millionen der unmittelbaren
Arbeitsbeschaffung. Nimm: man noch die
durch die Beiträge des Landes für Wasser­
bauten, für Wasserversorgungsanlagen usw.
automatisch anfallenden Beiträge des Bundes
und der Interessenten in der Höhe von
40 Millionen dazu, so sehen wir in diesem
Jahre insgesamt rund 160 Millionen Schilling
für wirtschahsfördemde und arbeitschaffende
Zwecke von seiten des Landes aufgewendet.

Was nun die Verschuldung des Landes per
Ende 1950 mit 122 Millionen Schil'Iing betrifft,
so wäre dazu folgendes zu sagen: Der größte
Teil wurde, wie bereits vom Herrn Finanz­
referenten und von Herrn Landesrat Genner
ausgeführt wurde, für Wiederaufbauzwecke
verwendet. Insoferne läßt sich die hierdurch
aufgehäufte Schuldenlast einigermaßen als
gerechtfertigt bezeichnen. Man kann nicht
von der jetzt lebenden Generadon verlangen,
daß sie den gesamten Wiederaufbau auf ihre
eigenen Schultern nimmt. Es muß schon so
sein, daß durch Darlehensaufnahme auch die
folgende Generation ihren Anteil zum Wieder­
aufbau beitragen muß. Dies gilt bis zu einem
gewissen Grad auch hinsichtlich der Kosten·
für die Errichtung von Spitälern, Fachschul­
gebäuden, neuen Straßenzügen usw.; alles
Dinge, die ebenfalls späteren Geschlechtern
zugute kommen, wofür von ihnen selbstver­
s.ändlich auch zum Teil die Kosten getragen
werden müssen.

Es wurde bereits auch über den jährlichen
Zinsen- und Amortisationsdienst gesprochen.
Er beträgt mit Ende des Jahres 12,6 Mil­
lionen Schilling. Herr Landesrat Genner hat
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diesen Betrag ins Verhälmis etwa zu Auf­
wendungen für Wasserbauten usw. gesetzt.
Ich möchte ihn ins Verhältnis setzen zu den
Ausgaben für das gesamte Fürsorgewesen
und die Jugendhilfe. Ich kann feststellen, daß
der Be,rag fürdcn Zinsen- und Amortisa­
tionsdienst bereits die Hälfte des Betrages
ausmacht, der für das gesamte Fürsorge­
wesen und die Jugendhilfe des Landes aus­
geworfen wird. Die Höhe dieses Betrages
setzt zwangsläufig der Kredicwirtschaft des
Landes natürliche Grenzen, die nicht mehr
überschritten werden dürfcn.

In dieses Kapitel gehört aber auch dic
Übernahme des Zinsendienstes für private
oder kommunale Darlehensaufnahmen aus
dem Titel der Förderungsbeiträge. Ich habe
da heute zufällig eine Aussendung der Be­
zirkshauptmannschaft Mistelbach in die Hand
bekommen, betreffend Krankenhaus Mistel­
bach, Neuerrichtung des Tbc-Traktes. Es
wird hier die Notwendigkeit bewnt, den alten
Barackenbau durch moderne Gebäude zu er­
setzen. Die Baukostensumme wird mit 2 Mil­
lionen Schilling veranschlagt. Es wird dann
nachfolgend davon gesprochen, wie dieser
Betrag aufgebracht werden soll. Unter
Punkt 1 heiß, ,es: "Ist erstens notwendig die
Übernahme des Zinsendienstes durch das
Land Niederösterreich." Es scheint dies also
schon eine Gepflogenheit geworden zu sein,
daß man sich 'einbildet, daß das Land für alle
Beträge, die zu Investitionszwecken auf­
genommen' werden, den Zinsendienst zu
übernehmen ha,. Ich möchte feststellen, daß
dies unmöglich ist. Denn daraus ergibt sich
eine ständig steigende Verpflichtung des
Landes für Jahrzehnte, die um so wider­
sinniger ist, als diese Verpflichtung aus einer
freiwilligen Leistung des Landes erwächst.
Ich bin also der Meinung, daß mit dieser Art
der Vergebung oder Aufteilung von Förde­
rungsbeiträgen Schluß gemacht werden muß.

Ich möchte anschließend dem Hollen Haus
einige Forderungen meiner Fraktion zur Ab­
wicklung der Gebarung gemäß den Ansätzen
des Voranschlages zur Kenntnis bringen. Da
wäre zunächst folgendes zu sagen: Im Falle
größerer Bauvorhaben, die in Baulosen auf
mehrere Jahre verteilt werden, muß vor In­
angriffnahme der Arbeiten dem Land:ag ein
in technischer und finanzieller Hinsicht völlig
fertiges Projekt zur Begutachtung und Be­
schlußfassung vorgelegt werden. Dies ergibt
sich zwangsläufig aus meinen vorhe,rgehen­
den Ausführungen, daß unsere Kreditwir ,­
schaft angesichts der Verschuldung des Lan­
des endgültig in den entspr'echenden Grenzen
gehalten werden muß. Bauten, wie etwa die
Obstbaukursslätte in Langenlois, aber auch

das Krankenhaus in Speising oder etwa die
Wirtschaftsgebäude am Reuhof, deren end­
gültige Kosten ein Vielfaches der ursprüng­
lich veranlagten ausmachen, Bauten, die teil­
weise weit über das beabsichdgte Ausmaß
ihres Umfanges hinausgehen, bedürfen nach
unserer Auffassung in Hinkunft einer sorg­
fältigen Kontrolle seitens des Landtages.

Was die Verwendung der Kredite für
Siedlungszwecke und Wohnbauförderung im
Gesamtausmaß von etwa 12 Millionen Schil­
ling anbelangt, sind wir der Meinung, daß die
Verwendung dieses Betrages durch ein
eigenes Landesgesetz geregelt werden soll.
Dieses hat festzulegen, inwieweit und unter
welchen Bedingungen Siedlungsgenossen­
schaften, Gemeinden und auch einzelne Bau­
werber mit Förderungsbeiträgen bedacht
werden können oder sollen. Was die Ver­
wendung des Förderungsbeitrages von
3,5 Millionen Schilling für Kleinkraftanlagen
und Elektroversorgung betrifft, glauben wir,
daß über die Verwendung dieses Betrages
ein Beirat entscheiden soll. Wenn es wahr
ist, daß für diese Zwecke aus den Mitteln der
ERP-Hilfe weitere 7 Millionen Schilling zur
Verfügung gestellt werden sollen, dann ist
dies 'eili sehr ansehnlicher Betrag. Da er zum
Unterschied etwa von den Förderungsbei­
trägen aus dem Schulbaufonds nicht an Ge­
meinden, sondern in erster Linie an private
Einzelwerber gegeben wird, so halten wir es
für zweckmäßig, die Entscheidung über seine
Verwcndung einem Beirat zu überlassen, um
von vornherein irgendwelchem Gerede über
die Verteilung die Spitze abzubrechen.

Wir sind weiter der Meinung, daß die von
dcn einzelnen LandesanstaEen derzeit zur
Vorschreibung gelangenden Verpflegskosten­
ersätze überprüft werden müssen, denn diese
Verpflegskostenersätze scheinen uns zu nie­
drig zu sein. Ich habe bereits im Finanz­
ausschuß darauf hingewiesen, daß die Ver­
pflegskostenersätze im Vergleich zum Jahre
1937 so unwesentlich angestiegen sind, daß
es nicht erklärbar erscheint, daß sie ange­
sichts der seit damals eingetretenen Preis­
steigerungen nicht um mehr gestiegen sind,
als es tatsächlich der Fall ist.

Außerdem sind wir der Meinung, daß unter­
sucht werden muß, ob die Leistungen Nieder­
österreichs aus diesem Titel gegenüber
anderen Bundesländern auf Wechselseitigkeit
beruhen. Es genügt nicht, darauf hinzuweisen,
daß etwa Kinder auch von uns nach Steier­
mark oder nach Oberösterreich gehen und
daß sich das dann irgendwie ausgleicht. Wir
sind der Meinung, daß dem nicht so ist und
daß sich die zuständigen Referate schon ein­
mal damit beschäftigen müßten, das durchzu-
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rechnen. Wir glauben, daß sich hier ein Plus
zuguns;en des Landes Niederösterreich er­
geben wird und ergeben muß.

Außer diesen formalen Bemerkungen bzw.
Forderungen meiner Fraktion möchte ich
noch einige andere Forderungen dem Hohen
Hause zur Kenntnis bringen. Da ist zunächst
die Frage des Wi'ederaufbaues. Der Herr
Finanzreferent hat gemeint, daß es klug
wäre, sich darauf einzustellen, daß wir vom
Bund für die von uns aufgewendeten Wieder­
aufbaumittel keinen Ersatz bekommetlJ wer­
den. Ich sehe ein, daß er diese Beträge ver­
anschlagen muß, daß er sorgen muß, für
Verzinsung und Amortisation, aber ich bin
keinesfalls der Meinung, daß wir uns etwa
wirklich damit abfinden könnten und dürften,
daß der Bund einer eklatanten Verpflichtung
in keiner Weise nachkommen würde. Wir
müssen im Gegenteil bei jeder sich bietenden
Gelegenheit immer den Bund auf diese seine
Verpflichtung gegenüber dem Lande Nieder­
österreich aufmerksam machen. Ich gehe
hier konform mit den Ausführungen des
Herrn Landesrates Genner, wenn er fordert,
daß der Bund zumindest vorläufig bis zu
einer endgültigen Regelung der ganzen An­
g,elegenheit wenn schon nicht den Tilgungs­
und Zinsendiensl, so wenigstens den Zinsen­
dienst übernehmen müßte. Schließlich und
endlich handelt es sich ja hier bereits um
eine Summe von rund 120 Millionen Schil­
ling. Wenn der Bund meint, daß die end­
gültige Regelung dieser Frage erst nach Ab­
schluß des Staatsvertrages erfolgen könne,
so können wir dem nichts ander'es entg,egen­
setzen, wir müssen es zur Kenntnis nehmen,
aber wir beharren auf der Forderung nach
Übernahme des Zinsendienstes für alle jene
Beträge, die wir Wiederaufbauzwecken zu­
gewendet haben.

Was nun die Umwandlung der halbjährig
kündbaren Kredite des Landes betrifft, so
wurde darüber ebenfalls im Finanzausschuß
bereits gesprochen. 62 Millionen Schilling be­
trägt die Summe der halbjährig kündbaren
Kredite des Landes. Es muß die Aufgabe des
Herrn Finanzreferenten sein, noch im Laufe
dieses Budgetjahres diese Post in ein Dar­
lehen von längerer Dauer umzuwandeln, weil
sonst das Land unter Umständen in eine
äußerst kritische Si~uation kommen könnte.

Straßenbau : Gestatten Sie mir, daß ich
Ihnen hier zunächst einen Satz vorles'e, den
ich vor einigen Tagen gelesen habe, ich habe
diese Schrift bei mir. Dieser Satz heiße: "Der
Straßenbau ist unter Vermeidung jeder un­
wirtschaftlichen Zersplitterung der MiLel an
Hand von Ausbauprogrammen vorzunehmen,
die auf Grund einer systematischen, weit-

blickenden und großzügigen Planung unter
Berücksichtigung der allgemeinen Produk­
tivität der 'einzelnen Bauvorhaben zu erstellen
sind." Diese Formulierung der Forderung
nach einer systematischen, weitblickenden
und großzügigen Planung - ich will das vor­
wegnehmen -- stammt nicht etwa von einem
Sozialisten, die ja bekanntlich durchwegs von
einem Planungskoller befallen sind -, son­
dern sie steht wörtlich in einer Entschließung
des Österreichischen Automobil-, Motorrad­
und Touringklubs, die anläßlich des "Öster­
reichischen Straßentages" in Velden am
8. Mai 1949 einstimmig gefaßt wurde. Nichts
anderes als was hier in diesem Salz steht,
verlangen wir schon seit Jahren in diesem
Hause. Wir sind uns der hohen Produktivität
des Straßenbaues und seiner außerordentlich
großen Bedeutung für die Verkehrswirt­
schaft, für den Fremdenverkehr und für die
Arbeitsbeschaffung bewuß~ und daher nicht
gegen den Straßenbau an sich, sondern nur
gegen die planlose Art des Straßenbaues, wie
er bisher in unserem Lande getrieben wurde.
Gelegentliche Befragungen in Form von
"Palavers", wie unser Freund Ernecker
meint, wobei ich hinzufügen möchte, daß
Palaver so viel wie Negerversammlung heißt
(HeiterkeitJ, werden die notwendige syste­
matische Planung eher hemmen als fördern.
Darüber hinaus aber wird der Bund nicht
umhin können, dem Straßenbau früher oder
später durch die Schaffung eines sogenannten
Straßenbaufonds jene großzügig'e Finanzie­
rung zu sichern, die ihn von Zufälligkeiten
und von den Schwankungen der jährlichen
Budgetierungen unabhängig macht.

Ich komme nun zu dem leidigen Kapitel
"Durchführung von Landtagsbeschlüssen".
Ich muß wieder Landtagsbeschliisse urgieren,
die zum Teil ber,eits vor drei oder vier
Jahren gefaßt wurden. Da ist zunächst der
Beschluß auf Grund unseres Antrages nach
Einrichtung eines Wiederaufbaureferates. Es
ist bis heme auf diesem Gebiete nichts ge­
schehen. Bestünde es, hätten Fehlinvesti­
tionen, wie etwa am "Reuhof", vermieden
werden können.

Wir haben weiter eineIl Antrag ges:ellt ­
er wurde auch zum Beschluß erhoben - auf
Einrichtung einer Verwaltungsreorganisa­
tionsstelle in diesem Lande.

Wir haben ferner ein Jagdgesetz be­
schlossen,das zwingend die Erlassung einer
Durchführungsverordnung zum Jagdgesetz
vorschreibt. Es ist nichts geschehen.

Ich könnte diese Reihe noch fortsetzen,
aber ich frage nur ganz allgemein: Wie ist
es überhaupt möglich, daß die Landesver-
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waltung Beschlüss'e des Landtages einfach
völlig ignoriert?

Beamtenabbau : Der Herr Finanzreferent
hat darüber auch schon gesprochen. Kürz­
lich war also ein Zwangsabbau und gegen­
wärtig läuft ein freiwilliger Abbau. Mit dem
Abbau glaubt man, der Forderung nach einer
Verwaltungsreform Genüge zu tun, in Wahr­
heit sind aber Beamtenabbau und Verwal­
tungsreorganisation in keiner Weise iden­
tisch; es kann im Gegenteil eine Verwal­
tungsreorganisation unter Umständen zu
einer Vermehrung des Personals führen.
Worum es bei der Verwaltungsreorganisation
geht, das ist ein beschleunigter, klagloser
und nach demokratischen Grundsätzen sich
vollziehender Ablauf der Verwaltungsagen­
den. Beamtenabbau zur Entlastung des
budgetären Aufwandes einerseits und als eine
Voraussetzung für eine Besserstellung der
verbleibenden Beamtenschaft anderseits ist
meiner Meinung nach ein Mythos, dem alle
jene huldigen, die unbeschwert von Sach­
kenntnis immer nur von der Beamtenüber­
zahl und der sich daraus ergebenden Be­
lastung des Staatssäckels sprechen. In
Wahrheit steht die Sache so, daß die Zahl
der aktiven und der pensionierten Angestell­
ten des Bundes im Jahre 1948 laut Rech­
nungsabschluß gegenüber dem Jahre 1937
wohl um 20% größer war; der Aufwand für
diese größere Anzahl im Jahre 1948 - ge­
rechnet in alten Schillingen gegenüber dem
Aufwand des Jahres 1937 - war um 26%
geringer, das bedeutet also ein Abgleiten um
46 % hinsichtlich des Realwertes der Besol­
dung der Beamtenschaft. Da wird also noch
sehr viel aufgeholt werden müssen, ehe aus
dem Titel "Personalaufwand" Ersparungen
gemacht werden können.

Der Herr Finanzreferent hat auch mit
Recht von dem Nachziehverfahren ge­
sprochen. Auch wir sind der Meinung, daß
dieses Nachziehverfahren nicht länger hinaus­
geschoben werden kann, denn es wäre ge­
fährlich, weiterhin auf die Engelsgeduld der
vielgelästerten Beamtenschaft zu spekulieren.
Sie ist mit ihrer traurigen Kunst als "Lebens­
künstler" wahrhaftig zu Ende. Die Senkung
der Lohnsteuer gegenüber dem Vorjahre um
rund 20% und der Umsatzsteuer um 4,6%
bei gleichzeitiger Erhöhung der Einkommen­
steuer um mehr als 100 % vermag wohl den
Lebensstandard der Beamtenschaft etwas zu
verbessern, kann aber den um 46% kleineren
Realwert ihrer Bezüge gegenüber dem Jahre
1937 nicht im entferntesten wettmachen.

Personalpolitik: Die Abbaufrage führt
zwangsläufig zur Personalpolitik in diesem
Lande überhaupt. Ich könnte an der Hand

zahlreicher Beispiele hier aufzeigen, wie
parteimäßig und einseitig Personalfragen in
der Verwaltung des Landes und aller seiner
Stellen gelöst werden, wie man ganz offen
die Aufnahmen, die Entlassungen, die Prag­
matisierungen und Beförderungen von der
Zugehörigkeit oder Nichtzug,ehörigkeit zum
Arbeiter- und Angestelltenbund abhängig zu
machen versucht. Das sind keine allgemeinen
BehauPLUngen, sondern Tatsachen, die sich
durch namentliche Aufzählung aller dieser
Fälle erweisen lassen. Ich unterlasse aber
die Aufzählung, weil ich die Atmosphäre
nicht vergiften will und weil ich der Meinung
bin, daß Sie selbst zur Überzeugung kommen
werden, daß weder Zuckerbrot noch Peitsche
geeignete Mittel zur Erzielung überzeugter
Verfechter einer Weltanschauung sind. Wer
sich nur wegen einer Stelle, wegen einer
Wohnung oder eines sonstigen materiellen
Vorteiles zu einer Partei bekennt, der kehrt
ihr - zumindest innerlich - in dem Moment
den Rücken, als er sein Ziel erreicht hat.
Diese Erfahrung haben noch alle Parteien
gemacht und werden sie immer wieder
machen.

Wenn Sie als Antwort auf unsere Vor­
haHungen da immer wieder auf Wien ver­
weisen - so konnte man heute in der Zei­
tung lesen, daß anläßlich des gestrigen
Landesparteitages Wien der ÖVP wieder
Klage g'eführt wurde, daß man in Wien in
der gleichen Weise Personalpolitik be­
treibt -, dann muß ich dazu sagen, das ist
nicht richtig, dieser Hinweis ist unberechtigt.
Die Zahl der mittleren und hohen Beamten,
die gesinnungsmäßig der ÖVP angehören, ist
in Wien unvergleichlich größer als die der
süzialistischen Beamten im Lande Nieder­
österreich. Der Beweis ist Jederzeit und
leicht zu erbringen. Aber ich frage Sie: Hat
der Hinweis auf Wien überhaupt einen Sinn?
Unsere Wiener Freunde lassen sich von uns
nichts dreinreden, und Ihre Wiener Freunde
lassen sich von Ihnen nichts dreinreden. Wir
können Wien weder als Vorspann noch als
Rückhalt benützen, weil bei uns die Dinge
ganz anders gelagert sind. Und was wäre das
überhaupt für eine P'ersonalpolitik, die etwa
nach dem Grundsatz betrieben wird: Haust
du meinen Juden, hau' ich deJnen Juden!

. Wir müssen uns so wie die übrigen
Bundesländer angewöhnen, mit unseren
Landesbedürfnissen selber f.ertig zu werden
und nicht immer auf Wien zu verweisen.
Autonomie, die wir immer begehren, auch in
der Personalpolitik! Es geht ja in unserem
Lande wahrhaftig um weit wichtige're Dinge
als darum, ob der rote Mayer oder der
schwarze Müller Portier oder Oberpfleger von
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Gugging oder Mauer-Öhling wird. Ein partei­
mäßiger Gewinn einer Besetzung nach rein
parteipolitischen Gesichtspunkten ist ja meist
sehr zweifelhaft. Die Verbitterung und
Arbeiisunlust der aus politischen Gründen
BenachteiHgten ist unleugbar und nach­
haltigst immer gegeben. Und der Demokratie
werden durch eine solche Vorgangsweise
schlechte Dienste erwiesen. Gewöhnen wir
uns auch in der Personalpolitik an, statt der
Idee der Gewalt die Gewalt der Idee wirk­
sam werden zu lassen.

Anläßlich von Budgetdebatten ist es üblich,
politische Betrachtungen anzusteHen. Uns,ere
außenpolitische Situation ist aber derart, daß
es fast zwecklos ist, große politische Be­
trachtungen anzustellen. Was unser Land
Niederösterreich betrifft, können wir fest­
stellen, daß sich gegenüber dem Vorjahre
trotz der durchgeführten Neuwahlen bei uns
fast keine grundlegenden Änderungen er­
geben haben. Der Wahlausgang hat uns ein
fast gleiches Kräfteverhältnis gebracht. Wir
sind außerdem das einzige Land, in dessen
Landtag keine VdU-Fraktion sitzt. Ich glaube
kaum, daß sie einer der anwesenden Herren
vermißt hat. (Heiterkeit.) Höchstens, daß wir
um das Schauspiel der in seine Bestandteile
sich auflösenden "Vereinigung der UnbeIehr­
baren" gekommen sind. Wir haben kein
Bedürfnis nach brachialen Auseinander­
setzungen. Wir richten uns unsere Dinge in
anderer Form. Mit unseren Freunden von
der kommunistischen Seite haben wir uns
trotz aller Divergenzen immer noch auf sach­
licher Basis getroffen, es ist nur das Mal­
heur, das wir so verschiedene Auffassungen
von Demokratie haben. (Heitrerkeit. - Abg.
Dubovsky: Ihr seid für eine Demokratie mit
Ermächtigl~ngen wnd wiraagegen.)

Dieser Wahlausgang hat eine bemerkens­
werte Stabilitäz der Meinungen in diesem
Lande aufgezeigt, die uns zu denken geben
soll. Wir können aus dieser Wahl lernen,
daß es keinen Sinn hat, durch Gebrauch
bewußt falscher Parolen die politische
Atmosphäre schon für die Zeit nach der
Wahl, für die Zukunfi zu vergiften. Die
Parole: der Zweck heiligt das Mittel, sollte
als moralisch verwerflich auch im Wahl­
kampf verworfen bleiben. Ich sage d.ies des­
halb, weil wir wieder vor Wahlen stehen.
Wir haben die Kammer- und die Gemeinde­
ratswahlen vor uns. Ich glaube,es wird heil­
sam für uns alle sein, wenn wir uns bemühen,
diese Wahlen wirklich auf rein sachlicher
Basis durchzuführen. Es wär'e zu erwägen,
ob es nicht überhaupt zweckmäßiger wäre,
den Wahlkampf mit weniger Aufwand von
Propaganda zu führen. (Zustimmung bei der

ovP.) Entscheidend sind letzten Endes die
positiven Leistungen einer Verwaltungs­
körperschaft und ihrer Träger. Erfolge, die
sich auf die künstliche Erzeugung einer poli­
tischen Hysterie und Angstpsychose gründen,
sind und bleiben kurzlebige Propaganda­
erfolge.

Außenpolitisch, habe ich bereits gesagt,
sieht für uns die Situation nicht erfreulich
aus. Es ist auch in diesem Jahre trotz aller
Bemühungen nicht gelungen, für Österreich
den sehnlichst erwarteten Staatsvertrag zu
erreichen. Das Alliierten-Kontrollabkommen
bleibt weiier in Kraft, mit seinen gegen die
Souveränität Österreichs gerichteten Bestim­
mungen und seiner gewaltigen Beeinträch­
tigung der Freizügigkeit des österreichischen
Volkes und seiner Wirtschaft. Wir begrüßten
es, als wir gestern hörten, daß es vielleicht
möglich sein sollte, doch nach fünf Jahren
die Zonengrenzen aufzuheben. Die Botschaft
hör' ich wohl, allein mir fehlt der Glaube!

Die Behandlung des kleinen, wehrlosen
Staates durch die Hauptakteure im großen
Weltgeschehen wird einst in den Annalen
der Geschichte für immer als ein typisches
Beispiel rücksichtsloser Gewaltpolitik, als
Politik des Wortbruches des Stärkeren ver­
z,eichnet werden. Man gebraucht oft im Zu­
sammenhang mit den österreichischen Ver­
hältnissendas Wort "Kolonialvolk". Ich be­
haupte, wir sind mehr als das. Kolonien
haben eine Schutzmacht, wir haben deren
vier, die auf unserem Gelände ihre Kräfte
messen.

Äußerlich hat sich also nichts geändert.
Nur die Abwehrbereitschaft des österreichi­
schen Volkes und sein entschlossener Wille,
unter allen Umständen endlich wirklich frei
und unabhängig zu werden und zu bleiben,
hat sich zweifellos gesteigert. Das ist das
vielleicht bedeutungsvollste Ergebnis der
Wahlen vom Oktober 1949.

Die beiden großen Parteien haben sich
wieder zur Zusammenarbeit gefunden. Mehr
denn je erfordert die Lage des Landes diese
Zusammenarbeit, die ZusammenarbeL, wie
schon so oft betont wurde, aller aufbau­
willigen Kräfte. Ersparen wir uns grundsätz­
liche Auseinandersetzungen für bessere
Zeiten. Wir sind zu dieser Zusammenarbeit
bereit. Unsere bescheidenen, in Anbetracht
der Zeit gerechten und im Interesse des
Landes gelegenen Forderungen haben wir
hi'ermit angemeldet. Wir erwarten ihre Be­
rücksichtigung und stimmen für den uns vor­
gelegten Voranschlag für das Fiskaliahr 1950.
(Starker Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gemeldet ist der
Herr Abg. Z ach.
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Abg. ZACH: Meine sehr verehrten Frauen
und Herren des Hohen Landtages! Wir
haben mit Freude die Mitteilung des Herrn
Finanzreferen~en zur Kenntnis genommen,
daß ein Monat vor Ablauf des Budget­
provisoriums dem Hohen Hause der Vor­
anschlag für 1950 vorgelegt wurde. Wenn
wir bedcnken, welch kurzer Zeitabschnitt
zwischen dem Bekanntwerden der gcnauen
Ziffern vom Finanzministerium und der heu­
tigen Vorlage liegt, so müssen wir fes ,stellen,
daß damit 'eine rasche, aber deswegen nicht
weniger gründliche Arbeit geleistet wurde.
Und daher möchte ich eingangs dem Finanz­
referentcn - dem politischen und dem
beamteten - und allen Mitarbeitern am Zu­
standekommen des Voranschlages 1950 auf­
richtig herzlichen Dank sagen. (Beifall bei
der Volksp'arteiJ Ich habe schon gesagt, daß
die rasche Arbeit keine oberflächliche, son­
dern eine äußerst gründliche war. Klar und
deutlich sind alle Ziffern im Voranschlag er­
sichtlich.

Die Mitteilung des Herrn Finanzreferel1~en,

daß wir vom Bund für den Wiederaufbau in
der Zukunft nichts zu erwarten haben wer­
den, ist nicht nur betrüblich, sondern muß
uns mit dem Vorsatz erfüllen, in Zukunf,
alles aufzubieten, um den Ausfall dieses Be­
trages, den wir ebcn vom Bund erwartet
habcn, auf eine andere Weise hereinzu­
bringcn. Denn im heurigen Jahre läuft ja der
Finanzausgleich ab. Das nächste Budget wird
schon auf Grund des neuen Finanzausgleiches
erstellt werden. Und da knüpfe ich gleich
an meinen sehr verehrten Herrn Vorredner
an. Es wird unsere Aufgabe, nicht die Auf­
gabe einer Partei, sondern die Aufgabe des
gesamten Hauses sdn, alle unsere Kräfte ein­
zusetzen, damit unserem engeren Va~'erlande

Niederösterreich endlich Gerechtigkeit wird.
Wir alle wissen, wie es in Wirklichkeit um
die Kriegsschäden im Vergleich zu den
anderen Bundesländern bei uns bestellt ist
und welche hohe Auslagen uns auf den ver­
schiedenen Gebieten deswegen erwachsen,
weil wir ebcn in jeder Hinsicht Durchzugs­
land sind. Ich bin fest davon überzeugt, daß
es Mittel und Wege geben wird, besonders
dann, wcnn die Mineralöl- und Benzinsteuer
in eine endgültige Form gegossen werden
wird, damit das Land Niederösterreich zum
Zuge kommen kann. Ich will nur einige Ver­
gleichsziffern anführen, betone aber aus­
drücklich, daß das nicht aus Neid geschiek
Es hat mir aber das Herr Abg. Vesely als
unmittelbarer Vorredner in dcn Mund gelegt.

W cnn wir wisscn, daß die Gesamtein­
nahmen des Landes und der Gemeinde Wien
1,135,000.000 Schilling betragen und von

diesem Betrag nur 56 Millionen für Straßen­
und Brückcnbautcn aufgewende; werdcn, so
sind das 5 % der Gesamteinnahmen, die für
diese Zwecke aufgewendet werden müssen.
Wenn wir anderseits wissen, daß das Land
Niederösterreich 98 Millionen im außer­
ordentlichen Voranschlag aufwenden muß, so
sind das 34% der Gesamteinnahmen, d. h.,
ein fast siebenmal so hoher Betrag, den
Niederösterreich im Vergleich zu Wien für
die Erhaltung und Wiederhers~ellung der
Straßen und Brücken aufwenden muß. Ich
hoffe, daß alle Bundesländer, nicht nur Wien,
sondern auch unsere westlichen Bundes­
länder, für die besontleren Sorgen Nieder­
österreichs Verständnis aufbringcn werden.

Ich stimme auch dem zu, daß es unsere
oberste Aufgabe sein muß, in erster Linie die
Wohnungsnot zu lindern, wcnn schon nich:
zu beseitigen.

Da komme ich nun auf dcn Kernpunkt dcr
Ausführungen meiner beiden Herren Vor­
redner. Diese haben festgestellt, daß die
Schuldcnlast Niederösterreichs das höchste
Ausmaß bereits erreich i hat. Es. ist daher
ganz unmöglich, daß die jetzige Generation
allein alle Kriegsschäden gutmachen kann,
das muß vielmehr auf nachkommende Gene­
rationen verteilt werden. Wenn wir das
wollen, dann geht das nur auf dem Wegc
von langfristigen Darlehen. Wenn Sie einen
anderen Weg wiss.en, dann bit"e ich um"
gütige Mitteilung, dann können wir aber
nicht sagen, der Zinsen- und Amortisations­
dienst darf nicht mehr steigen. Das soll aber
nicht heißen, daß ich nicht Ihrer Forderung
zus.timme, daß eben von Bundes wegen, wie
Sie sagen, etwas beigetragen werden muß.
W cn'l1 wir die Kriegsschäden großzügig be­
seitigen wollen, die ich hier in aller Öffent­
lichkeit beim Voranschlag als Parteisprecher
nur andeuten will und auf die ich dann beim
Kapitel "AuHerordentlicher Voranschlag" im
besonderen zurückkommcn werde, so muß
nur der eine mögliche Umstand in Bctracht
gezogen werden, daß wir eben Mittel und
Wege findcn, das auch tatsächlich durchzu­
führen. Ich möchte Sie aber gleich fragen:
Glauben Sie, daß es so leicht ist, jetzt lang­
fristige Darlehen zu bekommen? Wir wissen
doch alle, welche Schwierigkeiten wir im
Vorjahre gehabt haben, um die im Vor­
anschlag eingesetztcn 50 Millioncn Darlehen
aufzubringen, wie viele Gänge und Verhand­
lungcn aller Parteicnvertreter in der Landes­
regierung notwendig waren, um diesen Be­
trag aufzubringen. Wenn nun heute Be­
schwerde darüber geführt wird, warum diese
50 Millionen nicht zur Gänze verbraucht
wurden, so ist das nicht etwa die Schuld des
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Finanzreferates, sondern das war eben in den
verschiedenen wirtschaftlichen Notständen
begründet, wie Beschaffung von Baustoffen
und anderen Materialien, Mangel an Arbeits­
kräften usw. Freuen wir uns darüber, daß
wir im heurigen Jahre noch 25 Millionen da­
von haben und daher nur 10 Millionen neu
aufnehmen müssen, um das große Programm
der Arbeitsbeschaffung oder der Vollbeschäf­
tigung, wie Sie es nennen, durchführen zu
können. Wir können daher dem Herrn
Finanzreferenten nur herzlichen Dank 'dafür
sagen, daß er uns heute mitteilen konnte,
daß diese 35 Millionen Schilling heute schon
sichergestellt sind.

Wenn heute so bittere Beschwerde darüber
geführt wurde, daß die sogenannte Kürzungs­
ermächtigung nur dazu beschlossen werden
soll, um dem Herrn Finanzreferenten bzw.
der Landesregierung die Möglichkeit zu
geben, jonglieren zu können, so ist das, ge­
linde gesagt, eine starke Übertreibung. Es
soll ja nicht so gemacht werden, daß Aus­
gaben, die z. B. im Voranschlag für die
körperliche Ertüchtigung oder für Fürsorge­
maßnahmen eingesetzt werden, dann viel­
leicht im S:raßenbaureferat, wo bekanntlich
der größte Wunsch nach Geld vorhanden ist,
verwendet werden. Es heißt ja ausdrücklich,
daß nur innerhalb der ·einzelnen Gruppen
ausgetauscht werden soll, wenn sich die
zwingende Notwendigkeit dazu ergibt. Außer­
dem ist das ja keine endgültige Kürzung oder
Streichung, sondern nur eine reine Vor­
sichtsmaßnahme. Ich glaube, daß man einen
Hausvater nicht deswegen besonders an­
greifen soll, weil er sagt: W,enn diese oder
jene Einnahmen im heurigen Jahre nicht so
und so hoch sein werden, dann sind von den
WünscheJi, die Ihr, meine lieben Familien­
angehörigen, alle habt, so und so viel abzu­
streichen oder diese und jene Anschaffungen
werden erst dann gemacht, wenn eben das
Geld hierfür vorhanden ist. Sonst würden wir
ja gerade zum Gegenteil von dem kommen,
was alle meine Herren Vorredner gewünscht
haben, nämlich zum "Schuldenmachen".
Wenn der Herr Finanzreferent sagen würde,
was im Voranschlag eingesetzt ist, können
wir ausgeben, dann müßten wir -etwas
anderes bliebe uns ja nicht übrig - an den
Landtag mL der Bitte um einen Nachtrags­
kredit für die Bedeckung herantreten. Die
weitere Folge wäre die Aufnahme eines
neuen Darlehens. Wir alle haben doch ge­
sagt, daß wir die Höchstgrenze auf dem
Darlehenswege bereits erreicht haben.

Wenn heute gesage wurde, daß für den
Wiederaufbau heuer wertmäßig weniger ge­
schieht, dann stimme ich dem Herrn Abg.

Vesely und Herrn Landesrat Genner bei.
Auch wir wissen das, hier ergibt sich aber
dann die Frage : Woher nehmen wir das um
das gleiche machen zu können, was in' den
vorigen Jahren geschehen ist? Wertmäßig,
ziffernmäßig ist ja alles weitaus höher,
Schulden machen soHen wir nich"eigene
Einnahmen haben wir nicht, der Bund gibt
uns nichts mehr, woher sollen wir also das
Geld hernehmen"? Wenn wir zur echten und
wahren Demokratie kommen wollen, dann
muß jeder Forderung gleichzeitig auch der
Bedeckungsvorschlag folgen, denn erst dann
ist die verkörperte Demokratie wirklich vor­
handen. Nur beantragen und nicht auch zu
sagen, wie man es machen kann, das ist ge­
wiß schon eine kleine, aber immerhin noch
verzefhbare Entgleisung.

Wenn der Herr Landesrat Genner sich be­
sonders mit den Träumen der ÖVP und der
SPÖ befaßt hat, dann muß ich sagen, da
übertrifft er die größten Traumdeuter, von
denen man jemals gelesen hat. Wir wären
neugierig, welche Träume er hat (Heiter­
keit), ob das Freudenträume oder Angst­
träume sind. Jeder Mensch ist, soweit ich
informiert bin, über die eigenen Träume am
besten informiere; denn das grenzt schon
mehr an Traumdeuterei, wenn man die
Träume der anderen fühlt oder ahnt. Das ist
Hellseherei. (Abg. Dubovsky: Es gibt auch
Traumwandler!) Diese soll man nicht an­
rufen, sonst fallen sie herunter. (HeitelrkeltJ
Aber diejenigen, die oben bleiben, mein lieber
Dubovsky, das sind wirklich Kletterer, das
sind Leute, die hohe, hohe Stufen erklimmen,
ohne im Traum zu wandeln, sondern die aus
Zielsicherheit hochklettern, und wir hoffen,
daß ein Weaklettern eintreten wird, um
Mittel und Wege zu finden, um unser Vater­
land Österreich hoch zu bringen. Ich freue
mich wirklich und ehrlich, daß von beiden
Vorrednern, vom Landesrat Genner als auch
vom Abg. Vesely, in der heurigen Budget­
debatte solche Worte zu hören sind. Die tun
uns wohl, weil, wie ich glaube, unser Volk
draußen nicht auf politische Kämpfe wartet
(Zustimmung), sondern darauf, um arbeiten
und in Frieden leben zu können.

Daher stelle ich auch mit Freude fest, daß
sich die Sicherheitsverhältnisse in Nieder­
österreich im Vergl,eich zum Vorjahre ge­
waltig gebessen haben. Auch hier sage ich
herzlichen Dank allen, ganz gleichgültig, wo
sie stehen, die mitgeholfen haben, diese
Sicherheitsverhältnisse in Niederösterreich zu
schaffen. Ich bitte, diesen meinen Dank auch
an die hier Nichtanwesenden weiterzugeben.

Gleichzeitig knüpfe ich aber die Bitte
daran, daß unser Land Niederösterreich wie
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unsere übrigen Bundesländer aller demokra­
tischen Einrichtungen im vollen Maße teil­
haftig werde und daß wir alle als ehrliche,
offene Nied'erösterreiche'r zusammenhelfen,
um nich, der Welt das Beispiel zu geben,
daß wir mitschuldig sind, daß Niederöster­
reich auch in dieser Beziehung zum ärmsten
Land unseres ßundestaates gestempelt ist.
Das niederösterreichische Volk muß sich alle
Einrichtungen genau so frei wählen können
wie alle übrigen Bundesländer. (Zustimmung
bei der OVP.)

Was die Randgebiete anbelangt, kennen
Sie unsere Einstellung. Wir wollen die in
unseren Gesetzen festgelegten Grenzziehun­
gen endlich errichten, und ich bin der festen
Überzeugung, wenn es so weitergeht auf
dieser Scraße, wo sich die Geister finden,
dann wer,den wir auch dieses uns schon beim
Genick herauswachsende Problem endlich
auch im Interesse unserer Bevölkerung lösen.

Wenn nun gesagt wird, daß die unbedingte
Voraussetzung einer geordneten Verwaltung
erst dann gegeben ist, wenn auf allen Ge­
bieten der Verwaltung, besonders auch in
Personalfragen, der Gerechjgkeitsstandpunkt
obsiegt, dann stimme ich diesen Forderungen
hundertprozentig zu. Ja, ich sage noch mehr.
Es muß in Österreich ,die Zeit kommen, daß
kein Mensch mehr darum g;efragt wird,
welches Parteibuch er in der Tasche hat, um
einen leitenden Poscen zu bekommen oder
eine Anstellung zu finden, sondern das Aus­
schlaggebende muß sein: bei leitendel1 Posten
die Leistung und bei Neueinstellungen Vor­
bildung und Kenntnisse und in dritter Be­
ziehung die sozialen Verhältnisse. Diese
dürfen nicht unberücksichtigt bleiben, das ist
~ehr notwendig, besonders in der Jetztzeit.
Ich glaube, daß wir da alle zusammen noch
sehr viel Geduld und guten Willen in der
Zukunft aufbring'en müssen, um zu diesem
wünschenswerten Endziel zu kommen. Aber
auch hier gilt: Wer so darnach verlangt, der
soll mit gmem Beispiel voranschreiten. Wir
werden uns ebenso wie in der Vergangenheit
dort, wo wir den Einfluß haben, bemühen,
mit gutem Beispiel voranzugehen. (Zwischen­
rufe bei den Sozialisten.)

Wenn wir den Voranschlag als Ganzes
überblicken, so können wir, glaube ich, ohne
Überheblichkeit feststeHen, daß es ein Vor­
anschlag des Aufbauwillens, 'ein Voranschlag
der Zuversicht und ein Voranschlag der
Grundfeste ist, das heißt, daß dieser Vor­
anschlag auf gutem Boden aufg'ebaut ist.
Wir haben mit Freude zur Kenntnis genom­
men, daß er wahrscheinlich auch eingehalten
werden kann. Mit besonderer Freude wollen
wir feststellen, daß alle zuständigen Ämter

des .Landes die Arbeiten so begonnen haben,
daß knapp nach Verabschiedung des Vor­
anschlages mit diesen Arbeiten sofort ein­
gesetzt werden kann. Denn unsere vor­
nehmste Aufgabe muß es sein, die ArbeHs­
losigkeit nimmermehr groß werden zu lassen.
(Zus'timmung.) Es gibt kein gefährlicheres
Kraut im innerpolitischen Leben als die
Arbeitslosigkeit. Wenn wir daher weiter zu­
sammenhelfen, dann wird es ganz bestimmt
auch in unserem engeren Vaterlande auf­
wärtsgehen.

Wenn nun mein lieber und verehrter Vor­
redner, der Herr Abg. Vesely, auch die
außenpolitische Frage gestreift und mit Be­
dauern festgestellt hat, daß wir noch immer
keinen Staatsvertrag haben, so können wir
sagen, daß wir auch hier eines Sinnes sind.
Es ist zu hoffen, daß es jetzt einmal um­
gekehrt geht. Zuersc haben wir immer mit
Bestimmtheit gehofft, von 1945 angefangen,
daß der Staatsvertrag in einigen Monaten zu­
scande kommen wird, und nichts ist daraus
geworden. Jetzt scheint sich eine gewisse
Gleichgültigkeit einzuschleichen. Ich gehöre
zu den ewigen Optimisten, so sagen wenig­
stens meine Freunde. Vielleicht ist es so, ,daß
jeczt, weil wir gleichgültig geworden sind
und uns der Glaube kleinweise geraubt
wurde, es nun endlich Wahrheit wird, daß
wir diesen Staatsvertrag bekommen. Dann
werden viele Gelder fr'ei werden, die heute
so stürmisch für den Wiederaufbau verlangt
worden sind. Ich will nicht näher darauf ein­
gehen, Sie wissen alle, was ich meine. Wenn
wir alle diese Gelder für den Wiederaufbau
verwenden können, dann können zumindest
50% der Wünsche von allen Seiien erfüllt
werden. Mit diesem festen Glauben müssen
wir uns'ere Bevölkerung erfüllen. Denn ich
binder Meinung, daß die Vertretungskörper
nicht nur dazu da sind, um dem Volk klar zu
machen, was uns trem1t, sondern noch mehr,
was uns eint. Die Vertretungskörper müssen
im wahrSten Sinne des Wortes zu Er­
ziehungsstätten unseres Volkes werden, da­
mit es daran glaubt, daß wir nicht nur da­
von reden, sondern daß wir mit bestem Bei­

'spiel vorangehen, wenn es gilt, alle Kraft
einzusetzen für den Wiederaufstieg unseres
so hart geprüften Volkes in unserem so
schönen Vaterland Österreich. (Starker Bei­
fall bei der Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Als nächstem Redner zur
Generaldebatte erteile ich d'em Herrn Abg.
Pospischil das Wort.

Abg. POSPISCHIL: Hoher' Landtag! Das
vorliegende 360-Millionen-Budget entscheidet
in weitgehendem Maße über die weitere Ent-
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wicklung in Niederösterreich. Über die Viel­
zahl der wirtschaLlichen, kulturellen und so­
zialen Aufgaben, die im vorliegenden Budget
mehr oder minder ihre Lösung finden sollen,
ergeb~n sich aber einige entscheidende Fra­
gen. Wird es in diesem Jahr,e in Niederöster­
reich Fortschritt, Stillstand oder Rückschritt
geben? Wenn es da und dort 'einen Fort­
schritt gibt, ist schließlich entscheidend, wer
der Träger und der Nutznießer dieses Fort­
schriLes ist. Es muß die Masse der arbeiten­
den Menschen sein, die Arbeiter- und Bauern­
schaft, die schwerste Lasten zu tragen haben.
Darin kennzeichnet sich nicht nur unsere
Gesellschafts.ordnung, sondern auch die
Politik, die in den vergangenen fünf Jahren
auch in dies'em Hause un:er der Günstlings­
wirtschaft der ÖVP gemacht wurde. Wir
wissen, daß jedem ernsthaften und den
realen Verhältnissen entsprechenden Budget
unter anderem auch die Funktion des Regu­
la,ors zwischen Einnahmen und Ausgaben
zufällt. Im Vergleich zum vorjährigen Budget
hat sich die wirtschaftliche Lage in Nieder­
österreich aber keineswegs zum besseren
gewendet. Die Schuldenlast von 87 Millionen
Schilling des Vorjahres erhöht sich diesjährig
auf 122 Millionen! Unsere Abhängigkeit vom
Bund zeichne~ sich an den Ertragsanteilen
des Bundes in der Höhe von 209,1 Millionen
ab. Damit liefert sie aber auch den Beweis
dafür, was es mit der Steuerhoheit des
Landes eigentlich auf sich hat. Um dieses
Budgetrechtdes nö. Landtages noch mehr
einzuengen, als dies durch die nichtbestehende
Steuerholleit ohnehin schon der Fall ist,
greift die Landesr'egierung zu Methoden, die
an die Vergewaltigung der Demokratie in
den Jahren 1932 bis 1934 erinnern. So heißt
es im dritten An:rag des vorliegenden Vor­
anschlages u. a.: "Zur Erzielung dieses Aus­
gleiches wird die nö. Landesregierung er­
mächtigt, bis zu diesem Zeitpunkt allgemeine,
gleichmäßige, prozentuelle Kürzungen aller
Voranschlagsansätze, soweit es sich hierbei
nicht um gesezliche oder vertragliche Ver­
pflichtungen des Landes handelt, vorzu­
nehmen."

Was heißt aber dieses Wort "Ermäc'h··
tigung'''? Der Landtag gibt damit der Landes­
regierung die Mach~, über den Einsatz der
verfügbaren Mittel allein, ohne den Landtag
zu befragen, zu bestimmen. Dieses Wort Er"
mächtigung hat, wie mein Vorredner, Herr
Landesrat Genner, schon gesagt hat, einen
sehr üblen Klang in der ös:eneichischen
Geschichte.

Schon der Abg. Seitz, der damalige Bürger­
meister von Wicn, hat am 20. Oktober 1932
im Parlament gleichfalls gegen eine Ermäch-

tigung Stellung genommen. Es handelte sich
damals um das so verhängnisvolle kriegs­
wirtschaftliche Ermächtigungsgesetz. Seitz
erklä rte damals wörtlich: "Nach diesem
kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetz
hat man ja auch ein Notverordnungsrecht.
das es einem einzelnen Minister ermöglicht,
sich über alles hinwegzusetzen. Da mar­
schiert das Notverordnungsrecht: Du, Par­
lament, setz' dich, du wirst nicht gefragt."
Genau so müssen wir heute, falls dieser An­
:rag der Ermächtigung der Landesregierung
zum Beschluß erhoben werden würde, sagen:
Landtag, setz' dich, du wirst nicht gefragt.
Es geht hier nicht um die Höhe der Summe,
über die die Landesregierung allein zu ent­
scheiden hat, sondern um das Prinzip. Dieses
kann nur lauten: Uneingeschränktes Recht
dem Landtag, das Bud'getrecht auszuüben.
Wenn während des laufenden Jahres Kür­
zungen oder Veränderungen des Budg'ets
notwendig erscheinen, so 'hat allein der Land­
tag das Recht, darüber zu beraten und zu
bestimmen. Dieser Antrag muß Idaher auf
das entschiedenste zurückgewiesen werden.
Da uns aber k'eineswegs nur die Aufgabe zu­
fallen kann, 'eine Art VerteilersteHe für das
Finanministerium zu sein, erachte ich es für
eine Notwendigkeit, auch über die Steuer­
politik zu sprechen, da wir schließlich doch
auch durch die niederösterreichischen Steuer­
zahler, die durch ihre Steuerleistungen die
Einnahmen und damit Voraussetzungen für
die Ausgaben geben, als ihr Interessenver­
tret'er gewählt wurden.

Wie sieht es aber mit der Steuerpolitik in
Österreich aus'~ Zum letzten KapLeI der
Budgetberatung im Parlament sprach der
sozialistische Nationalrat Hillegeist u. a. von
der S;euergerechtigkeit, die stärker zur An­
wendung kommen müsse. Er versteht dar­
unter, daß vor allem das Betriebseinkommen
nicht zu hoch besteuert werden darf. Dieser
rechtssozialistischen Schützenhilfe für die
Herren Unternehmer, die ihresgleichen in der
alten sozialistischen Demokratie niemals 'einen
sozialistischen Fürsprecher gefunden hätte,
steht heute die Tatache gegenüber, daß z. B.
die Lohnteuer als eine reine Massensteuer
in den Jahren 1939 bis 1949, also in einem
Zeitraum von zehn Jahren, auf das Zehn­
fache stieg, während in dem gleichen Zeit­
raum sich die Vermögenssteuer nur ver­
doppelt hat! Nicht genug damit, erwies sich
die Vermögensabgabe, die die Massen der
Besitzlosen in Ös:'erreich trösten sollte, als
ein gesetzlich sanktionierter Schwinde!. Die

I sogenannten besseren Leute haben die Mög­
lichkeit, mit den Bundesschuldverschreibun­
gen, die auf 100 S lauten und die sie laut
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Börsenkurs vom 21. März um sage und
schreibe 39 S den kleinen Leu:en abgaunern,
ihre Vermögensabgabe zu leisten. Das heißt
also, daß der kleine Mann noch 61 % an der
Vermögensabgabe für die so armen reichen
Leute in Österreich zu bezahlen hat.

Von dieser Steuergerechtigkeit belieben die
Rechtssozialisten nicht zu sprechen, um so
mehr hat die ÖVP allen Grund zu triumphie­
ren, wie man dies im ÖVP-Ürgan vom 24. Juli
des vergangenen Jahres deutlich lesen konnte,
wo es wörtlich heißt: "Wenn wir heute aus
der g,egnerischen Presse ersehen, daß Sie die
ganze Last der Budgetsanierung auf die

. bösen Kapitalisten abwälzen wollen, so ent­
nehmen wir daraus, wie erfolgreich unsere
Vertreter - allen voran Julius Raab - ge­
arbeitet haben." Diese Triumpherfolge der
Eintracht zwischen der SPÖ und der ÖVP
blieben na~ürlich auch nicht ohne Wirkung
auf unser Land Niederösterreich, wie aus
folgenden Zahlen klar zum Ausdruc~ kommt.
Die Anteile an der Einkommensteuer 'er­
höhten sich von 34,2 Millionen auf 58,9 Mil­
lionen, d. h., daß das Einkommen der Privat­
wirtschaft sich um 72% erhöht ha~, obwohl
- und das ist gewiß eine sehr ernste und
traurige Tatsache - das Land Niederäster­
reich seine Ausgaben bloß um 23% zu er­
höhen imstande is:. Wir ersehen daraus, daß
der öffentliche Sektor weit hinter dem pri­
vaten Sektor zurückbleibt. So müssen wir
heute, fünf Jahre nachdem Ende des Krie­
ges, feststellen, daß die Lebensverhältnisse
der arbeitenden Menschen, der Arbeiter, An­
gestellten und Bauern, trotz des Marshall­
Planes und nicht zuletzt gerade deshalb weit
hinter jcncn des schlimmsten Krisenjahres
1937 zurückliegen. Oder vermag es vielleicht
jemand von Ihnen zu leugnen, daß bei einem
durchschnittlichen Wochenverdienst eines
Arbeiters von 60 S im Jahre 1937 ein paar
Schuhe erstklassiger Qualität ungefähr ein
Drittel eines Wochcnverdicnstes kos :eten,
währcnd heute das gleiche Paar Schuhe
220 S kostet, also weit mehr als ein ganzer
Wochcnverdienst.

Doch auch der kleine und mittlere Bauer
is: dank der so erfolgreichen Politik der
Österreichischen Volkspartei, die sich so viel
darauf einbildet, die alleinige Interesscnver­
treterin des österreichischen Bauernstandes
zu sein, ein Opfer des parasitären Zwischen­
handels g'eworden, der sich gleichfalls des
Schutzes der ÖVP erfreut. Es ist unfaßbar,
aber eine Tatsache, wenn ein Bauer zur Zeit
für ein Kilogramm I~oggcn 76 Groschcn er­
hält und der Konsumcnt für ein Kilogramm
Roggcnbrot 1.90 S zu bezahlen hat. Mehr als
150% dessen, was der Baucr erhält, fließen

auf dem Wege vom Produzenten zum Kon­
sumenten in die Kanäle des Zwischenhandels.
Kein Wunder, wenn der Bauer nicht im­
stande ist, den Landarbeiter ausreichend zu
entlohncn und wenn die Landwirtschaft in
Niederösterreich heute in zunehmendem
Maße unter der Landflucht leide;. Dagegen
hilft auch nicht die taxfreie Verleihung des
Ehrentitels an ,den Landarbeiter, wie dies un­
längst bei der Budgetberatung im Parlament
der ÖVP-Nationalrat Grießner mit salbungs­
vollcn Wortcn tat. Was der Landarbeiter zu­
nächst brauch:, ist nicht ein Ehrentitel, son­
dern mehr Mittel zum Leben. Solange diese
Mittel aber einem aufgeblasenen und damit
funktionsloscn Zwischcnhandel unter dem
gönnerhaften Schutz der ÖVP in die immer­
hin schon prallen Taschcn hineinmanöveriert
werden, solange werden wir nicht imstande
sein, wirklich auch 'Ctwas für die Bauern­
schaft und die Landarbeiterschaft zu tun,
und solange ist auch dieses ganze Getue der
ÖVP um die Ba.uernschaft eine geschwätzige
Heuohelei, die außerdem noch die Charakter­
züge der biederen Verlogenheit trägt.

Wir haben fLmd 40.000 Arbeitslose in
Niederösterreich, das ist mehr, als wir in den
vergangenen Jahren seit Kriegsende jemals
zu verzeichnen haLcn. Diese Tatsache zeigt
auch die Leistungen der österreichischen
Marshall-Strat'egen. Es ist keineswegs zu er­
warten, daß sich dieser Jahresdurchschnitt
an Arbeitslosen senkcn würde, obwohl gerade
Niederösterreich nach offiziellen Mitteilungen
26% der gesamtösterreichischen Kriegs­
schäden aufweist. Schon bei den Budget­
beratungendes Vorjahres erklärte in diesem
Hause der Abg. Vesely wortwörtlich: "Hin­
sichtlich der Industrie ist gar nichts ge­
schehen. Industrie-Wiederaufbauförderung ist
in diesem Lande ein spanisches Dorf ... Was
wird ,die zwangsläufige Folge sein? Zu­
nehmende Arbeitslosigkeit?" Diese Zunahme
hat auch auf sich nicht warten lassen. Und
wenn der Abg. Vesely als Sprecher für die
SPÖ vor mehr als einem Jahr die Förderung
der Industrie verlangte, so hat 'er sicherlich
nicht mit den Intentionen der Marshallisten
gerechnet. Was ist seit'her wirklich ge­
schehen? Die Forderung der SPÖ blieb auf
dem Papier. Aus dem spanischen Dorf wurde
noch immer kein niederösterreichisches Dorf.
Wir sehcn daran, welches Schicksal solchen
Forderungen der SPÖ heu:e beschieden ist.
Sie gehen, wie man so schön sagt, in die
Schicksalsgemeinschaft ein.

Für die Steuergerechtigkeit der Regie­
rungskoalition spricht aber auch die Stei­
gerung der Massensteuern, der Bier- und
Weinsteuer, deren Anteil für Niederösterreich
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sich von 5,7 auf 11,7 Millionen bzw. von 3,6
auf 4,7 Millionen erhöht hat.

Was die Lohnsteuer anbelangt, ist das ver­
anschlagte Sinken der Anteile von 44,1 Mil­
lionen auf 38,3 Millionen ein deutlicher Hin­
weis auf die Tatsache, daß die Lohnsumme
insgesam, nicht steigen wird, d. h. in der
allgemein verständlichen Sprache, daß man
in diesem Jahre keine Erhöhung des Lebens­
standards der Lohn- und Gehaltsempfänger
erwarten kann.

Wir haben heute Bestrebungen zu beob­
achten, die nur mit äußerster Besorgnis auf­
gcnommen werden könncn. Dazu gehören
unter anderem die Il1'dus,rieveriagerungcn
von der Ostzone, also aus Niederösterreich,
in die Westzone Österreichs. So wurde in
einer der letzten zentralen Betricbsrats­
sitzungen der Stahlwerk'e Schöller-Bleckmann
bekanntgegeben,daß die zum Neubau an die
Marshall-Plan-Verwaltung eingereichten Ob­
jekte für den Ternitzer Betricb abgelehnt wur­
den, während jene für dcn Schwcsterbetrieb
in Hönigsberg in der Steiermark Gcnehmi­
gung fanden. Hier vollziehen sich hin;er den
Kulissen sehr ernste strategische Pläne, die
nicht nur ob ihrer amerikanisch'en Perspek­
tive sehr aufschlußreich für die Zukunft sind,
sondern auch die Gefahr der Arbeitslosigkeit
in Niederösterreich für die Zukunft außer­
gewöhnlich akut erscheinen lassen.

Es ist aber nicht nur die Gefahr ,der
Arbeitslosigkeit, die in Niederösterreich uns
vor außerordentlich ernste Probleme stellt,
sondern man geht auch sukzessive und
etappenweise daran, den Lebensstandard der
noch arbeitenden Menschen weiter herabzu­
drücken. Während die Arbeiter- und Ange­
stelltenschaft berechtigte Forderungen nach
einem Mehr an Lohn stellt, erklärt die Regie~

rungskoalition, daß es den Österreichern zu
gut geht. Daß es nicht aUein bei diesen
provozierendcn Äußerungen bleibt, zeigt die
Fixigkeit, mit der man arbcitet, wenn es gilt,
das Betriebseinkommen auf Kosten der
Arbeiterlöhne zu erhöhen. So wurde - und
ich komme nochmals auf das schon an­
gezogene Beispiel dcs Ternitzer Becriebes
zurück - den 300 Arbeitern der Klein­
schmiede am vergangenen Sonntag im
Rahmen einer Werkstättenversammlung mit­
geteilt, daß die Akkordsätze ab 1. April um
20% gesenk, werden müssen. Das ist, gelinde
gesagt, ein neuerlicher Anschlag gegen dic
Arbeiterschaft, und wir können dazu nur
sagen, der Krug wird auch in Österreich so
lange zum Brunnen gehen, bis cr bricht.

Hand in Hand damit gcht die fortgesctzte
Benachteiligung Niederösterreichs durch den
Bund gegenüber den Bundesländern der

westlichen Zonen. Entgegengesetzt den feier­
lichen Erklärungen, wonach die Beseitigung
der Kriegsschäden allein die Aufgabe des
Bundes sein sollte, sind die niederöster­
reichischen Gemeinden vielfach gezwungen,
aus eigener Steuerkraft die Beseitigung der
Kriegsschäden zu forcieren. Während das
Grunds;euerbefreiungsges'etz bei der Be­
hebung dieser Kriegsschäden 'eine unter­
stützende Funktion haben soll, sind die Ge­
meinden, weil sie mit den Steuereingängen
bei Anwendung dieses Steuerbefreiungs­
gesetzes nicht das Auslangen finden können,
gezwungen, hohe und höchste Steuersätze zu
beschließen und festzusetzen, womit aber
gleichzeitig di'e den Wiederaufbau fördernde
Wirkung im allgemeinen wi'eder dahin ist.
Also nicht genug, daß Niederösterreich durch
den Krieg so schwer leidcn mußte, wird es
von der Rcgierungskoalition im Auftrag der
Amerikaner, für die die Benachteiligung
Niederösterreichs eine politische Notwendig­
keit ist, von einem Unglück in das andere
getrieben.

Die gew"Jtige Verschuldung des Landes,
di'e im Interesse des Wiederaufbaues ent­
stand, setzt sich mit nicht wenig'er als
122 Millionen Schilling fort, wobei der Bund,
der der Träger des Wiederaufbaues zu sein
vorgab, nicht einmal die Zinsen und den
Tilgungsdienst entrichtet. Die Auswirkungen
dieser Politik zeigen sich jedermann an den
noch unverändert gebliebenen Ruinenvierteln,
wie wir sic zum Beispiel heute noch in
Wiener Neustadt haben. Aber der Arbeits­
lose, der beim Anblick dieser Ruinen "stem­
peln" geh;, muß mit Recht zu der Auffassung
kommen, daß, auch heute wieder die g'ieichen
Kräfte am W'crke sind, die schon einmal
Österr1eich von einer' Krise in die andere
stürzten.

Daher möchte ich am Schluß auch noch
feststellen, daß es nicht minder bezeichnend
ist, daß man dies,en Arbeitslosen heute die
von Oscar Pollak popularisierte Russenhetze
vorsetzt. Und es ist interessant, daß im
Heft 3 dcs laufenden Jahres der "Mit­
~eilungen des Bundes sozialistischer Akade­
miker und Intcllektueller" im letzten Absatz
dcs Artik'cls "Die kommende Wirtschafts­
krise" klar und deutlich zu lesen steht
(liest): "Daher ist auch kaum von der jctzi­
gen Regierung weder eine Bckämpfung der
kommcnden Krise, noch weniger eine wirk­
same Vorbeugung der kommenden Krise zu
erwartcn. Sie kann die Maßnahmen, die im
Interessc der Unternehmer gelcgen sind, des­
halb nicht durchführcn, weil sie ihren kurz­
sichtigen Zielen widerstreben, nämlich den
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Bereich der Privatwirtschaft nicht zu ver­
engen."

Wenn Sie von der SPÖ den Mut haben,
solche Krisenperspektiven Ihren Akademikern
zugeben, dann wär'e es nur recht und billig,
vor der Arbeiterschaft Ihre mit der ÖVP
schlecht gemischten Karten auf den Tisch zu
legen. Daß Sie das früher oder später am
müssen, dazu werden wir Linkssozialisten
auch einen entscheidenden Teil beitragen
(Gelächter). Wer zuletzt lacht, lacht am
besten.

PRÄSIDENT: Ich gestatte mir, die Herrcn
Abgeordneten ganz bescheiden auf dcn
§ 41 der Geschäftsordnung aufmerksam zu
machen! (Rufe links: Das hat er frei gesagt,
das hat er nicht heruntergelesen! )

Ich unterbr'eche die Sitzung bis 14 Uhr
30 Min.

(Unterbrechung der Sitzung um 12 Uhr
47 Min.)

PRÄSIDENT (nach Wiederaufnahme der
Sitzung um 14 Uhr 35 Min.): Ich nehme die
Sitzung wieder auf. Wir fahren in dcn Ver­
handlungen zum Voranschlag des Landes
Niederösterreich fort.

Als nächsten Reidner 'Zur Generaldebatte .
ert'eile ich dem Abg. Wen ger das Wort.

Abg. WENGER: Hohes Haus! Wcnn das
Vorwort zu unserem Budget sagt, daß der
Form nach eine Änderung durchgeführt
wurde, so sage ich, 'daß auch dem Inhalt
nach eine Änderung durchgeführt werdcn
müßte.

Wenn wir feststellen, daß die bisherige
Budgeterstellung in dcn vergangcnen Jahren
zur Zeit einer relativen Vollbeschäftigung
vor sich gegangen ist, müssen wir anderseits
feststellen, daß das Jahr 1950 uns eine
Arbeitslosigkeit zeigt, von der auch Nieder­
österreich nicht verschont geblieben ist. An­
nähernd 40.000 Arbeitslose zwingen auch uns
im Lande Niederösterreich zu dieser Frage
ernsthaft Scellung zu nehmcn und das Land
dazu zu veranlassen, im höchsten Maße seine
Kräfte zur Bekämpfung dieser Arbeitslosig­
keit anzuspannen.

Es ist noch nicht so weit, daß das Recht
auf Arbeit ein verbrieftes Recht darstellen
würde. Wir glauben, daß eine solche Ent­
wicklung einer höheren Kulturstufe vorbe­
halten bleiben wird, einer andercn Gesell­
schaftsordnung, die erst kommt. Dennoch
glauben wir aber, daß für unseren geographi­
schen Bereich die Zeit überwunden ist, in der
Diktatoren mit einem Heer von Zwangs­
arbeitern als Lohmegulatoren wirksam ge­
wesen sind. Wir glauben aber darüber hinaus
auch, daß die Zeit des Kapitalismus in Rein-

kultur überwunden ist, daß auch diese Zeit
der Vergangenheit angehört, eine Zeit, in der
ein großes Heer von Arbeitslosen die Funk­
tion gehabt hat, sowohl als Lohnregulator als
auch als Lohndrücker zu wirken.

Die Arbeiter und Angestellten in unserer
Zeit, in der Mitte des 20. Jahrhunderts, haben
ein Recht darauf, am Arbeitsprozeß, am
Wirtschaftsprozeß Anteil zu habcn. Man kann
und darf ihnen nicht mehr zumuten, daß sie
Ausgestoßene, Ausgeschaltete in diesem Wirt­
schaftsprozeß sind, daß sie zur Un ,ätigkeit
verdammt sind. Es gibt also unserer Meinung
nach auch ungeschriebene Gesetze, die wir
zu beachten haben. Und ein solches noch un­
geschriebenes Gesetz stellt unser'er Meinung
nach das Recht auf Beschäftigung, auf Arbeit
dar.

Diese Erkenntnis sagt uns aber auch, daß
wir viele lohnintensive Investitionsarbeiten
durchführen müssen. Diese Arbeiten ver­
bessern nicht nur die vorhandenen Grund­
lagen unserer Wirtschaft, sondern wir glau­
ben, daß sie auch die steuerlichen Grundlagen
des Landes entscheidend verbessern.

Das Land Niederösterreich im besonderen
ist in den letzten Jahren mit vielcn schwie­
rigcn Problemen fertig gewordcn, das wollen
wir ohne weitcres anerkenncn. Wenn wir
diese Schwierigkeitcn betrachtcn, ist im be­
sonderen die Sorge um die Ernährung in den
Hintergrund getretcn, abcr auch die Sorge
um die Bekleidung, wenn wir sie mcngen­
mäßig betrachten. Wir sind mit diesen
Schwierigkeiten in unserem Lande fertig
geworden, nicht weil eine kleine Schichte
von sogenannten höheren Wirtschaftsfaktoren
die Fähigkeit dazu aufgebracht hat, sondern
weil die Mitwirkung der Organisationcn dcr
Arbeitcnden in diesem Lande in dieser Rich­
tung entscheidend und fruchtbringend ge­
wesen ist. Diese Arbeiterorganisationen haben
sich als wahrhaft staatserhaltende Kräfte er­
wiesen.

Wenn wir im Vergleich dazu jcne Wirt­
schaftskreise betrachten, die sagen, daß sie
die Repräsentantcn des Landes, die Reprä­
sentanten des Staates sind, dann schneiden
bei einem solchen Vergleich diese Wirt­
schaftskreise, die um ihres Gewinnes willen
vielfach auch politische Gefahrcn für dieses
Land heraufbeschworen haben, ziemlich
schlecht ab.

Die arbeitende Bevölk'erung dieses Landes
hat verschiedene drückcnde, aber notwendige
Maßnahmcn auf sich genommen, um den
Staat und das Land zu erhaltcn. Ich will
nicht sagcn, daß die arbeitende Bevölkerung
solche Maßnahmen immer reibungslos auf
sich genommen hat. Es gib~erwiesenermaßcn
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auch in Kreisen der Arbeiterschaft und der
Angestelltenschaft zerstörende Elemente, die
immer bestrebt sind, diesen Kräften ent­
gegenzuwirken. Aber wir konstatieren immer
wieder mit großer Befriedigung und mit
Beruhigung, daß alle diese Versuche, den
Aufbau unseres Landes zu störcn, auf die
Ablehnung der überwiegenden Mehrheit der
österreichischen ArbeLer, besonders der
niederösterreichischen Arbeiter und Ange­
stellten, stoßen. Diese Ablehnung basiert nicht
zuletzt auf der Erkennlnis, daß eine solche
Haltung eine ausgesprochcn antiöster­
reichische Tendenz aufweist. Aber dazu will
ich später sprechen.

Im allgemeinen möchte ich feststellcn, daß
die arbeiten'de Bevölkerung mit ihren Orga­
nisationen in der vergangcnen Zeit seit dem
Jahre 1945 ein derartig hohes Maß von Ver­
antwortungsbewußtsein an den Tag gelegt
hat, daß dieses Verantwortungsbewußtsein
seine Anerkennung in Form stärkster Berück­
sichtigungerfordert. Wenn wir dagegen die
Auffassung eines Teiles der Wirtschaft be­
trachten,dann können wir feststellen, daß
diese Auffassung wahrhaft klein im Vergleich
zu jener dcr Arbeiter und Angestellten ist.
Schon die bloße Mitteilung von der Abwer­
tung des englischen Pfundes hat seiner'zeit
genügt, um einen Teil dieser Wirtschaft dazu
zu veranlassen, ohne jede Berechtigung die
Preise der lebensnotwendigen Waren in die
Höhe zu treiben und sie zu erhöhen. Hier hat
es einfach eine Chance gegeben, sich zusätz­
lich zu bereichern, und diese Chance ist
g'ewissenlos ausgenützt worden. Auf wessen
Kosten? Auf Kosten der arbeitenden Bevöl­
kerung in unserem Lande, deren Lebens­
haltung damit empfindlich gesenkt worden ist.

Wir sind nun über diese Klippe hinweg.
Aber nicht dank der Einsicht dieser Wirt­
schaftsheise, sondern es ist' tief beschämend
für diese Wirtschaftskreise, wenn wir fest­
stellen müssen, daß sie erst durch Aktionen
der Organisationen der Arbeitenden in un­
serem Lande zur Raison gebracht werden
mußten. Ich .glaube kaum, daß irgend etwas
noch deutlicher di'e Unfähigkeit und die Ver­
antwortungslosigkeit dieser Kreise demon­
strieren und charakterisieren könnte.

Man sollte glauben, daß auch in diesen
Kreisen Klarheit über unsere Lage bestünde.
Niemand darf sich täuschen, daß ,eine wirt­
schaftlich verelendete Arbeiterschaft viel
leichter politischen Abenteuern zugänglich
wird als eine vollbeschäftigte und in nor­
malen Verhältnissen lebende Arbeiterschaft.
Und niemand darf glauben, daß man die
Kraft aufbrächte, einer solchen Entwicklung
wirksam entgegenarbeiten zu können. Den-
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noch müssen wir feststellen, daß rein um des
Profites willen auch 'die Sicherheit des
Landes, die Sicherheit des Staates aufs Spiel
gesetzt wurde. Wenn wir heute einigermaßen
stabile Verhältnisse haben, dann stellen wir
mit Genugtuung fest, daß dies den aufbauen­
den Kräften in unserem Lande zu danken ist.

Es soll nicht unerwähnt bleiben, daß das
Land und die Behörden nicht immer mit der
nötigen Strenge gegen die Übertretung der
bestehenden Gesetze vorgegangen sind. Viel­
fach wurde durch eine unbegreifliche und
geradezu aufreizende Milde das Treiben ­
ich will feststellen das verbrecherische
Treiben - dieser Kreise sogar ermuntert.
Wir erinnern uns in diesem Zusammenhang,
daß vielfach Strafen gegen Preistreiber im
Rekursweg herabgesetzt, ja oftmals ohne er­
sichtlichen Grund erlassen wurden, trotzdem
ungerechtfertigte Profite für weite Kreise der
Bevölkerung weithin sichtbar in Erscheinung
getreten sind.

Wenn der Tätigk'eitsbericht des Landes
'der Hoffnung Ausdruck gibt, daß ,die Preis­
überwachung mit zunehmender Gesundung
der Wirtschaft ihre Existenzberechtigung
verliert, so hören wir das wohl gerne. Ich
muß aber hier dieselben Worte g'ebrauchen,
die der Herr Abg. Vesely gebraucht hat,
nämlich daß uns der Glaube fehlt, wenn wir
tins daran erinnern, welche Exzesse wir
gerade auf dem Gebie~'e ,der lebenserhalten­
den Notwendigkeiten für die arbeitende Be­
völkerung in der letzten Zeit erl'eben mußten.
Ein kleiner, zusammenfassender Rückblick
zeigt uns, daß ein Teil der Wirtschaft sich
widerrechtliche Gewinne und damit wider­
rechtlich einen wesentlichen Teil des Volks­
vermögens angeeignet hat und daß dem Be­
stohlenen - in diesem Falle der arbeitenden
Bevölkerung - dieser Teil des Volksver­
mögens cntzogen wurde, der ihnen aus
öffcntlichen Mitein ersetzt werden müßte.
Die Schuldigcn sin'd zum Teil sogar straffrei
geblieben und glauben daher, sich auch
weiterhin als Säulen und Erhalter des Staates
betrachten zu können. In Wirklichkeit haben
sie aber eine Tätigkei~ entfaltet, die dem An­
sehen des Staates nur Schaden gebracht hat.
Die ungeheuren öffentlichen Mittel, die zur
Deckung des Schadens verwendet werden
mußtcn, hä,'ten gewiß eine nutzbringendere
Verwendung finden können; man hätte da­
l1,lit Arbeit schaffen, bedeutenden Teilen des
Volkes Verdienst geben und damit den Volks­
wohlstand heben können. Wir begreifen
schon, daß es ein besonderer Genuß sein
kann, wenn der Wohlstand nur auf wenige
Menschen beschränkt bleibt. Wir glauben
aber, daß diese Zeit als überwunden be-
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zeichnet werdcn kann. Diesc Krise hätte also
überwunden wcrden können. Die Zeit, in der
man Almoscn gebcn konnte, gehört in die
Rumpelkammer der Vergangenheit. Die arbei­
tendcn Menschcn haben unter dcn schwierig­
s:'en Verhältnissen Opfer und Pflichten auf
sich genommen und daher können sie auch
die Rechtc beanspruchen, die ihnen als gleich­
berechtigte Staatsbürger gebühren. Dazu
gehört als oberstes Recht das Recht auf
Arbeit zu angemesscncn Löhnen, von denen
man auch leben kann. Man sage ja nicht, daß
die Arbeitslosigkeit einc Erscheinung im
Rahmen der Wirtschaftskrise sei und daß
diese Wirtschaftskrise eine internationale
Erscheinung darstelle. Wir wissen, daß sie
ein notwendiges Begleitübel einer kapitalisti­
schen Wirtschaft ist. Ich glaube nicht, daß
es unbedingt notwendig ist, sich von .diesen
Erscheinungen unbedingt und absolut tr>eiben
zu lassen. Wir glauben, daß man energisch
und erfolgreich dagegen ankämpf,en kann,
wenn man alle Kreise der Bevölk'erung ent­
sprechend ihrer Leistungsfähigkeit zur Be­
kämpfung dieser Krisenerscheinung heranzieht.
Die Einschätzung der Leistungsfähigkeit darf
natürlich nicht nur der kleinen Gruppe der Lei­
stungsfähigsten selbst überlassen bleiben. Wo
das hinführen würde, haben uns die jüngsten
Ereignisse auf dem Gebiete der Preisent­
wicklung mehr als deutlich gezeigt. Man sage
uns auch nicht, daß die Möglichkeiten, die
das Land hat, um ,die Arbeitslosigkeit wirk­
sam zu bekämpfen, beschränkt wären. Ein
klarer ßlick auf die Verhältniss'e zeigt uns,
daß wir gerade in Niedcrösterreich einen un­
geheuren Bedarf an Wohnraum haben, dem
Rechnung getragen werden muß. Es ist uns
allen in diesem Zusammenhang klar, daß der
Privatbesitz an Wohnraum in Form von
Zinshäusern der Vergangenheit angehören
muß, und daß die Angelegenheit der W ohn­
kultur, das Wohnen überhaupt, unserer Mei­
nung nach ein wichtiger Bestandteil des
Lebens ist und daher nicht mehr nach den
Grundsä:zen des Gewinnes erstellt werden
darf. Wir wollen damit nicht etwa sagen,
daß die öffentliche Hand allein diese Verhält­
nisse bessern kann, sondern daß auch die
Eigenheimbauförderung in Erwägung gezogen
werden soll, daß weiter die Form des
genosscnschaftlichen Eigenheimwohnbaues
erwünscht ist, der auch dazu beitragen wird,
um der in Niederös:erreich bestehenden
Wohnungsnot wirksam begegnen zu können.
Wir brauchen einfach im Lande di,esen
Wohnraum, und das Lanrdebenso wie der
Bund muß sich entscheidend und energisch
mit dieser Frage befassen und dazu Stellung
nehmen. Wir glauben, daß die Wohnverhält-

nisse eines Landes seine kulturelle Höhe
widerspiegeln. Wenn wir darnach dic
kulturelle Höhe des Landes Niederösterreich
ermessen würden, so würde dieses Land vor­
läufig noch schlecht abschneiden. Wir glau­
ben weiter, daß die WohnverhäLnisse eines
Landes in hohem Maße den Gesundheitszu­
stand seiner Bevölkerung widerspiegeln und
daß dieser Gesundheitszustand in hohem
Maße auch die Landesausgaben für die Be­
kämpfung verschiedener Krankheiten beein­
flußt, insbesondere der bekannten Volks­
krankheiten. Wenn wir ermessen, wie viele
Schilling ausgegeben und aufgewendet wer­
den müssen, um z. B. die Tuberkulose zu
bekämpfen, so glauben wir, daß wir keine
Feh1'diagnose stellen, wenn wir behauptcn,
daß die prophylaktische, die vorbeugende
Behandlung solcher Krankheiten weitaus
wirksamer und für die Finanzen eines Landes
weitaus ersprießlicher wäre. Wir erinnern
unsdaran, daß auch im Lande Wien diese
Seuche, die Tuberkulose, einmal eine hervor­
ragende Rolle gespielt hat. Wir erinnern
uns weiter daran, daß die ärztliche Wisscn­
schah auf diesem Gebiete wahre Triumphe
gdeiert hat und daß sie durch den Pneumo­
thorax und ähnliche Maßnahmcn große Er­
folge in der Bekämpfung dieser Krankheit
gezeigt hat. Wir erinnern uns aber auch
daran, daß Professor Tandler eine andere
Behandlungsmethode empfohlen und prak­
tisch ang·ewendet hat, nämlich den Bau von
lichten, großen Wohnungen für die arbeitende
Bevölkerung, den Bau von Liegestättcn, Kur­
anstalten und ähnlichen Einrichtungcn, wo­
durch diese Krankheiten besser bekämpft
werden könnten als mit allen ärz~lichen Er­
rungenschaften, die uns zur Verfügung
stehen. Wir glauben auch, daß nicht nur der
Bau von Wohnungen an sich, sondern auch
die Vollbeschäftigung, wenn wir sie gewähr­
leisten können, einen entscheidcnden Faktor
in der Bekämpfung der Volkskrankheiten
dars~el1t. Ein gesichertes Einkommen und
eine gesicherte Existenz machen jeden Men­
schen und insbesondere den arbeitendcn
Mcnschen gegen p'hysische und psychische
Krankheiten weitaus widerstandsfähiger.

Ein ganz besondcres Kapitel stellt in
diesem Zusammenhang unserer Meinung
nach die Jugend und ihre Bctreuung dar.
Die Jugendschu~zbestimmungen sind wohl
bereits erlassen, sie werden aber noch nicht
überall eingehalten. Hie und da gibt es noch
die Tendenz zur Durchbrechungdieser Be­
stimmungen. Wir glauben aber, daß das
Kinderkrankheiten sind. Wir wissen, daß
jedes soziale Gesetz, jedes Gesetz zum
Schutz der arbeitenden Menschen, zur Zeit
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seiner Schaffung auf den erbitterten Wider­
stand insbesondere von seiten der privaten
Arbeitgeber stöß.. Aber wir wissen ander­
seits auch, daß diese Jugendschutzbestim­
mungen absolut notwendige Maßnahmen dar­
stellen. Denn solange die Menschen im
Wachstum sind, bedürfen sie eines beson­
deren Schutzes, um aus ihnen brauchbare,
wercvolle Bürger eines Staates, eines Landes
zu machen. Aueh hier glauben wir, daß
prophylaktische Maßnahmen zur Erhaltung
und zum Schutze ihrer Gesundheit die besten
Maßnahmen darstellen.

Trotzdem bedarf aber der Gesundheitszu­
stand unser,er Jugend, soweit sie schon im
Beruf, in der Lehre s.eht, einer besonders
aufmerksamen Beobachtung. Die Reihen­
untersuchungen der Jugendlichen stellen eine
wertvolle Maßnahme auf dem Gebiete des
J ugendsc'hutzes dar. Auch hier will ich nicht
unerwähnt lassen, daß der Östeneichische
Gewerkschaftsbund berei~s beachtliche Lei­
stungen auf diesem Gebiete vollbracht hat.
Lange bevor noch das Land, dessen Pflicht
eigentlich diese Untersuchung im wesent­
lichen wäre, solche Reihenuntersuchungen
vorgenommon hat, wurden durch die Organi­
sation im großen und größten Ausmaße im
Lande Niederöst'erreich .solche Reihenunter­
suchungen durchgeführt. Wie notwendig
solche 'Untersuchungen sinc, ergibt ein
kleines Beispiel. Im Traisental beispielsweise
sind bei einer solchen Untersuchung 70% der
arbeLenden Jugendlichen als erholungs­
bedürftig, eigentlich als krank mit einem

. Befund III erkannt worden. Das wurde aber
durch diese Organisation nicht nur fest­
gestellt, sondern ,daraus auch die logische
Konsequenz gezogen. Diese Jugendlichen
mit dem Befund III, die also dringend 'er­
holungsbedürLig sind, wurden in gewerk­
schaftseigenen Heimen untergebracht, wobei
die Kosten dieses Kuraufenthaltes mit den
Krankenkassen getragen wurden. Damit hat
diese Organisation dazu beigetragen, daß
ein gesunder, widerstandsfähiger Fach­
arbeiternachwuchs herangebildet wird, der
einen wesentlichen Bestandteil unseres natür­
lichen Reichtums darstellt. Ich will damit
nur aufzeigen, daß hier olme viele Gerede
volkswirtschaftlich wichtige Arbeiten ge­
leistet wurden und eine Tätigkeit ·entfaltet
wurde, die die stärkste Beachtung und die
stärkste Unterstü;zung des Landes verdient.

Über alle diese Fragen hinaus ist uns klar,
daß auch in allen Landesämtern und Landes­
anstalten eine ordentliche Personalpolitik
no:wendig ist Das Personal des Landes soll
den hohen und höchsten Anforderungen ent­
sprechen können. Es müssen die Nachkriegs-

schäden nicht nur auf dem Gebiete der
Straßen und Häuser beseitigt werden, son­
dern vielfach mußten und müssen noch immer
Nachkriegsschäden auf dem Gebiete der
Moral überwunden we'rden, teilweise auch im
Bef'eiche der Anges~·elltenschaft des Landes.
Mitentscheidend für die Leistungen und für
die Arbeiten muß also in diesem Zusammen­
hang das Können, das persönliche Verhalten
und nicht die politische Zugehörigkeit des
einen oder anderen sein. Mit dem Können
untrennbar verbunden muß auch ein auf­
rechter Charakter des öffentlichen Ange­
stellten sein. Dieser Charakter kann sich
aber nur dann entfalten, wenn die politische
Willensbildung des einzelnen unter allen Um­
ständen frei ist. Ob diese ges,etzlich gewärhr­
leis~ete Fr'eihe'it auch verbürgt ist, wenn mit
dem Hinweis auf einen eventuell bevorstehen­
den Abbau eine Werbung zu einer politischen
Organisation verbunden ist, daran erlaube
ich mir, gelinde gesagt, zu zweifeln. Es soll
auch von den Personalrderenten der ein­
zelnen Ressorts niemals vergessen werden,
daß es nur eine einzige Vertretung der An­
gesteHtenschaft gibt. Ich meine damit nicht
den Östeneichischen Arbeiter- und Ahge­
stelltenbund - er ist nur ein kleiner Bestand­
teil einer politischen Partei und damit auch
eine poliüsche Organisation -, sondern ich
meine den Österreichischen Gewerkschafts­
bund und im engeren Rahmen die Gewerk­
schaftder öffentlich Angestellten. Es könnten
viele Spannungen und Mißverständnisse ohne
weiteres beseitigt older vermieden werden,
wenn diese einzig berufene Organisation zu
Rate gezogen und zur MLentscheidung heran­
gezogen würde und nicht eine politische
Organisation oder ,deren Zweiggebilde.

So leides uns tut, wir mü'ssen es immer
wieder mit allem Nachdruck sagen, daß diese
Organisationen nicht mehr wegzudenken
sind. Sie sind 'einfach da, sie sind ein not­
wendiger Bestandteil unserer Zeit und sie
haben ihre Berechtigung. Sie können weder
negiert noch sonst irgendwie umgangen wer­
den. Es wäre unserer Meinung nach gut, wenn
wir uns hier an die Worte des Herrn Bundes­
kanzlers hielten, der nicht nur in einem, son­
dern in vielen Aussprüchen dieselbe Meinung
zum Ausdruck gebracht hat.

Wenn man dem Herrn Abg. Zach, der vor­
hin dazu gesprochen hat, zuhörte, so hätte
man gemeint, daß gerade wir Grund hätten,
darüber nicht zu reden. Es ist aber umge­
kehrt. Wir wollen es immer wieder auf­
zeigen, daß von einer bestimmten Seite und
gerade von Ihrer SeLe auf die Angestellten­
schaft im Lande Niederösterreich in einer
Form eingewirkt wird, die uns schwerste
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Bedenken aufnötigt, Bedenken in der Hin­
sicht, daß die Menschen nicht frei und auf­
recht sich zu irgendeiner politischen Meinung
en,scheiden können, was ihnen auf Grund
unserer Staatsgrundgesetze unter allen Um­
ständen gewährleistet sein müßte.

Wenn wir allen diesen Fragen mit gutem
Willen näherer'eten, dann glauben wir,daß
viel damit getan ist. Wir glauben vor allem,
daß sich das auch budgetär s,ehr günstig für
das Land auswirken wird. Wir sindnatiirlich
keine Phantasten. Wir glauben noch lange
nicht, daß alle Fragen einfach zu lösen sind.
Wir glauben es deshalb nicht, weil wir uns
immer wieder dessen bewußt werden müssen,
daß wir ein bes,etztes Land sind un'd ,daher
in unserer Entfaltung weitestgehend gehemmt
erscheinen. Wir können uns also nur in
engem, oftmals nur in engstem Rahmen be­
wegen. Wir wollen daher auch vor diesem
Forum sagen, was wir zu dieser Frage ,den­
ken. Und wenn ich das in eine dichterische
Formel kleide, so möch~e ich sagen: Laßt
es endlich genug sein des grausamen SpieIes,
das mit uns getrieben wir:d! Man hat diesem
Lande im Jahre 1943 die Befreiung ver­
sprochen. 1945 ist der Einmarsch 'erfolgt.
Wer vermeint hat, daß damit auch die Be­
freiung für unser Land gekommen wäre, der
hat sich einer schweren Täuschung hin­
gegeben. Wir mußten erfahren, daß wohl der
Krieg und eine Unterdrückung von uns ge­
nommen worden ist, aber dafür eine andere
Unterdrückung uns auferlegt wurde, die nun
bereits fünf Jahre lang dauert, ü'hne daß wir
die Hoffnung haben, daß sie früher oder
später von uns genommen würde. Wir haben
uns nun fast schon daran gewöhnt, das Recht
des Stärkeren anzuerkennen; wir haben uns
auch fast senon daran gewöhnt, anzu'er­
kennen, daß uns damit schier untragbare
finanzielle Lasten durch die Besatzungskosten
auferlegt werden. Wir haben uns daran
gewöhnt, obwohl wir wissen, daß tausende
Arbeitslose, daß tausende Obdachlose und
daß tausende Kranke, denen 'einfach nicht
g,eholfen werden kann, auf dieses Konto zu
buchen sind.

W,enn wir uns aber an alle diese Dinge
g'ewöhnt oder fast gewöhnt haben, an 'eines
nicht - an eines können wir uns nicht ge­
wöhnen. Man hat uns alle diese Jahre hin­
durch zu Befreiungsfeierneingeladen. Wir
appellieren von diesem Forum aus an die
Besatzungsmächte, man möge endlich den
R'epräsentantendes Vertrauens der nieder­
österreiehischen Bevölkerung 'ersparen, daß
sie noch einmal in dieser Form erniedrigt
werden, daß man uns zu Befreiungsfeiern
einlädt, obwohl wir alle zusammen Trauer im

Herzen darüber tragen, daß wir noch immer
und ohne Aussicht auf Beendigung unter
einer solchen Unterdrückung zu lei'den
haben. Mag auch der österreichische Boden
und der niederösterreichische Boden hier im
besonderen weiterhin ein Experimentierfeld
für die Großen Vier sein, wir sind zu
schwach, sie daran zu hindern. Der Geist
der österreichischen Bevölkerung im allge­
meinen und der Geist der niederösterreichi­
schen Bevölkerung im besonderen aber darf
es unserer Meinung nach nicht mehr sein. Es
haben zwei Vertreter des Hohen Hauses,
meine beiden Vorredner, sich hier gleichsam
selbst die Berechtigung erteil~, namens der
Besatzungsmacht zu reden bzw. die Inter­
essen dieser Besatzungsmacht in unserem
Lande zu vertreten. Einer dieser Herren Vor­
redner hat richtig'erweise daranerinnert, daß
wir die Schr,ecken des Jahres 1934 nicht ver­
gessen wollen. Ich stimme in diesem Punkt
mit ihm vollkommen überein. Ich erinne're
ihn und auch alle an'deren daran,daß wir
für alle Zukunft auch nicht die Schrecken
der Zeit seit 1945 vergessen dürfen, einer
Zeit, die wir gleichermaßen als eine der
österreichischen Bevölkerung und ihrem
Empfinden unwürdige Zeit betrachten müssen.

Es befremdet miGh in dies,em Zusammen­
hang, daß mein Vorredner, Herr Abg. Zach,
eine Erklärung abgegeben hat, daß 'ihn die
zunehmend gebesserten Sicherheitsverhält­
nisse im Lande Niederösterreich befriedigen.
Ich glaube, daß wir als Abgeordnete die Auf­
gabe und die Verpflichtung haben, zu allen
diesen Fragen offen Stellung zu nehmen. Da- ,
zu hat uns ja die niederösterreichische Be­
völkerung gerufen, und ich mächte in diesem
Zusammenhang feststellen, daß die Sicher­
heitsverhältnisse im Lande Niederösterreich
durchaus nicht uns'eren Bedürfnissen ent­
spr'echen. Wir glauben vielmehr, daß uns
gemde die letzte Zeit gezeigt 'hat, daß :die
Sicherheitsverhältnisse mehr denn j:e zu
wünschen übrig lassen. Sollten wir vieneicht
vergessen, daß es noch gar nicht lange her
ist, daß eine Üsterreicherin unt,er besonders
furchtbar·en Umscänden nicht nUr ihr Leben
lassen mußte, sondern auch vorher noch miß­
braucht wurde? Sollten wir vergessen, daß
ein Gendarm und viele andere Menschen un­
ser'es Landes zu ,einer KoHektivstrafe unseli­
gen Angedenkens verurteilt wurden, die wir
nur aus der Zeit der NazidiktaLur kennen?
Sollten wir weiter vergessen, daß in diesem
Zusammenhang der Sicherheitsdirektor des
Lan'des Niederöst'erreich, Liberda, abberufen
werden mußte, was wir als eines freien
Landes durchaus unwürdig betrachten müs­
sen? Sollten wir vielleicht außerdem ver-

#."
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gessen haben, daß im Lande Niederösterreich
noch immer Frauen auf offener Straße ver­
gewaltigt werden? Sollten wir vielleicht dar­
über hinausgehend vergessen, d~aß öster­
reichischen Gendarmen, die ohnehin schon
einen ungemein schweren Dienst zu ver­
s.ehen haben - insbesonder'e an den Zonen­
grenzen -, zuletzt nicht nur in der Ausübung
ihres Dienstes gehindert, sondern darüber
hinaus auch noch oftmals mißhandelt wer­
den? Das sind aUes Fakten, die nicht 'einfach
von der Hand zu weisen sin'd. Hier handelt
es sich um Fakten, die schwarz auf weißg,e­
geben sind und uns keinesfalls die Berech­
tigung geben, davon zu sprechen, ,daß die
Sicherheitsveihältnisse im Lande Nieder­
öst'erreich glücklicherweise gebessert wären.
Wir glauben vielmehr <iie Berechtigung zu
haben, feststellen zu können, daß die Sicher­
heitsverhältnisse bei uns alles zu wünschen
übrig lassen. Wir können nur aus ganzem
Herzen hoUen, daß doch einmal ein solcher
Zustand eintreten möge, daß in unserem
Lande Sicherheicsverhältnisse bestehen, die
es der Bevölk'erung ermöglichen, ohne Furcht
auch in bestimmten Gebieten auf die Straße
zu gehen. Als Abgeordnete dieses Landes
haben wir nicht die Aufgabe, uns vor der
Besatzungsmacht ein W ohlverhaltungszeug­
nis zu sichern, wir haben kraL des Ver­
trauens der niederösterreichischen Bevöl­
kerung vielmehr die Pflicht, selbst auf
irgendwelchen Gefahren hin der Meinung un­
serer Wähler Ausdruck zu geben. Ich glaube
nicht fehl zu gehen, wenn ich sage, daß
dies nur die Meinung der gesamten nieder­
österreichischen Bevölkerung im weitesten
Ausmaße darstellt. Wer sollte denn dieser
Yolksmeinung Ausdruck geben, wenn nicht
wir alsd'ie gewählten Abgeordneten, als die
autorisi'erten Vertreter der niederösterreichi­
schen Bevölkerung, als die gewählten Man­
datare, die Freud und Leid mit ihren Wäh­
lern in jeder Beziehung zu teilen haben? Wir
wollen der Hoffnung Ausdruck geben, daß
dieser letzte Punkt, den ich jetzt besprochen
habe, bei der nächsten Budgetdebatte im
Jahre 1951 nicht mehr zur Diskussion stehen
möge. Erst dann glauben wir, daß wir wirk­
lich zu normalen Y,erhältnissen zurückkehren
können und es uns gelingen wird, wirksam,
erfolgreich und beschleunigt den Weg in eine
bessere Zukunft zu beschreiten,

Das soll aber mehr oder weniger nur eine
Randbeme.rkungdars;ellen. Ich will es mir
und Ihnen ersparen, alle unzähligen Nadel­
stiche aufzuzä'hlen, die unserem Lande, den
Behörden und der Bevölkerung verabreicht
wurden, Nadelstriche, mit denen Tag für
Tag, Monat für Monat, Jahr für Jahr di,e

Macht der BesMzung und unsere eigene
Ohnmacht, mit der wir allen diesen Erschei­
nungen gegenüberstehen, dokumentiert und
demonstriert wird. Alle diese Erscheinungen
und Erkenntnisse zwingen uns dazu, festzu­
stellen, daß wir über einen bestimmten
Rahmen für unser Wohl nicht hinausgehen
können. In diesem Rahmen haben wir zu
'einvernehmlichen Beschlüssen zu gelangen,
und ,das müssen wir schon im Interesse un­
seres Landes tun.

Wir stellen also zusammenfassend fest, daß
wir den Voranschlag ziffernmäßig als voll­
kommen in Ordnung finden. Er st<C1lteine
saubere Arbeit dar. Das allein hilft uns aber
nicht über die Tatsache hinweg, daß grund­
sätzliche Frage'n in diesem Rahmen bereinigt
werden müssen und auch vielfach schon be­
reinigt werden mußten. Diese Bereinigung ist
und war eine Yorausse;zung Hjr 'eine gedeih­
liche Zusammenarbeit, ,die wir absolut für
notwendig halten. Man könnte allerdings auch
einen anderen Weg gehen, indem man sich
über die Meinungen eines Teiles des Hohen
Hauses hinwegs·etzt. Wir glauben aber nicht,
daß wir so auf dIe Dauereineerspfi.eßliche
Arbeit leisten könnten.

Wir erklären d'amit,daß wir immer ber~it

sind, mit allen KräHen, die dem Wiederauf­
bau und der Selbstän\cHgkeit unseres Landes
dienen, g'emeinsame Wege gehen wollen. Wir
sind der Meinung, daß diese Weg·e nicht nur
an Palästen, sondern auch an Hütten und den
ärmlichen Häusern der arbeitenden Bevöl­
kerung vorbeiführen müssen. Wir sind für
alle Bauvorhaben, ob sie nun Häuser, Schulen
oder Straßen usw. betreffen. Wir sind aller­
dings der Meinung, daß auch solche Zweck­
bauten aufgeführt werden müssen, die der
Allgemeinheit dienstbar sind. Auf dies·em Ge­
hiete wäre sicherlich noch viel über straßen­
bauten zu reden, ich will es mir aber er­
sparen, jdzt d'araufnäher einzugehen. Es ist
aber durchaus nicht einzusehen, daß in Form
von Prachtbauten z. B. landwirtschaftliche
Schulen erstellt werden, die dann letzten
Endes als Weinbauschule in doppelter Aus­
führung nebeneinander keine richtige Exi­
stenzber'echtigung haben. Sicherlich ist damit
auch eine Arbeitsbeschaffung verbunden, aber
wir glauben, daß die Arbeitsbeschaffung
gleichzeitig auch dem Zwecke dienen muß,
allen und für längere Zeit zu dienen. In
diesem Zusammenhang wollen wir an die
Mehrheit des Hohen Hauses appellieren.

Wir müssen aufbauen, dürfen dabei aber
nicht außer acht lassen, daß wir uns im
20. Jahrhundert befinden und dieses 20. Jahr­
hundert sagt uns mit aller Eindringlichkeit,
daß die arbeitende Bevölkerung ein Faktor
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geworden ist, des,sen Existenz wohl am
stärksten berücksichtigt werden muß. Di'ese
arbeitende Bevölkerung lebt in unserem
Lande noch lange nicht so, wie es ihr kraft
ihr'er Haltung und kraft ihrer Teilnahme am
Aufbau dieses Landes gebü'hren würde.

Ich habe schon erwähnt, daß das Woh­
nungswesen noch primitiv ist und in Anbe­
tracht der Zerstörungen, unter deqen das
Land Niederösterreich zu leiden gehabt hat,
noch viel primitiver geworden ist. Der Vor­
anschlag weist für di'e Erstellung von W ohn­
raum ungefähr 12 Millionen Schilling auf.
DIeser Betrag ist an und für sich als Betrag
gesehen sicherlich eine schöne runde Summe.
Im Vergleich aber zu den Baukosten einer
bestimmten landwirtschaftlichen Schule ist es
ein geringer Betrag. Wir müssen eben in
dies,em 'Zusammen11ang wieder feststellen,
daß weltanschauliche Differenzen bestehen,
die nicht von heute auf morgen überwunden
werden können. Aber wir sind trotzdem
Optimisten. Und wenn wir die Entwicklung
der letzten Jahrzehnte betrachten, dann zeigt
uns diese trotz der verschiedenen I~ück­

schläge, unter d'enen wir zu leiden gehabt
haben, einen Fortschritt, der für jeden sicht­
bar ist.

Es ist von einem meiner Herren Vorredner
von spanischen Dörfern gesprochen worden,
die hier erstellt wenden sollen. Nun billigen
Sie mir zu, daß ich ein weitgereister Mann
bin. Ich habe im Heimatland, im Geburtsland
Potemkins potemkinsche Dörfer von weitaus
größerem Ausmaß gesehen, als es die spani­
schen Dörfer sind, von denen hier erzählt
wird. (Abg. Dubovsky: Auch ein begeistertes
Buch darüber gesClhrieben!) Wir glauben in
diesem Zusammenhang, daß es uns auch
möglich werden und gelingen wird, der
besseren Einsicht zum Siege zu verhelfen.
Worum es uns geht, ist, daß die Aufteilung
der vorhandenen MiUel nach Grundsätzen
durchgeführt wird, denen auch wir zu­
stimmen können. Die Voraussetzungen dazu
sind in den langwierigen Beratungen: ,des
Finanzausschusses geschaffen worden.

Wir verlangen dl,e weitestgehende Berück­
sichtigung der Interessen unserer arbeitenden
Bevölkerung, die Beseitigung der Arbeits­
losigkeit und damit die Hebung des Lebens­
standards dieses T'eiles der Bevölkerung.
Wir sind der Meinung, daß das Gesicht un­
seres Landes für alle ferner,e Zukunft be­
stimmt werden soll von glücklichen, aber
auch von freien Menschen. (Beifall bei den
Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. H i I gar t h.

Abg. HILGARTH: Hohes Haus! Wir
stehen Vor der Aufgabe, die wichtigste und
vornehmste Pflicht des Landtages im Laufe
eines Kalenderjahres zu erfüllen, nämlich das
Budget für 1950 zu bescimmen. Es ist viel­
leicht gerade nicht angezeigt und erfreulich,
daß wir bis zum heutigen Tage' mit einem
Provisorium unser Auslangen finden mußten.
Aber immerhin war ,es bess,er, jetzt dieses
Provisorium in Anwendung zu bringen, weil
es immerhin die Sicherheit dafür gegeben
hat, notwendige Arbeiten, die heut'e so oft
von Rednern sämtlicher Parteien im Sinne
einer Arbeitsbeschaffung als notwcndig be­
zeichnet wurden, in Angriff nehmen zu
können.

Ich glaube, daß die Gründe, warum wir
nicht von Haus aus zu einem cndgültigen
Budget mit 1. Jänner 1950 schreiten konn,en,
zur Genüge bekannt sind. Sie wisscn, wie die
Umstellungcn im Finanzministerium gewesen
sind, und Herr Landesrat MülIner hat bci
s'einen einleitenden Worten auf diese Hinder­
nisse bereics verschiedentlich hingcwiesen. Es
war für 'den Bundeshaushalt bestimmt nicht
einfach, die 20 %ige Steuerermäßigung, die
Überbrückungshme und gleichzeitig auch die
teilweise Angleichung der Altpensionisten an
die Neupensionisten so zeitgerecht inder
kurzen zur Verfügung stehendcn Zeit durch­
zuführen, um auch dcn Ländern, die ja Icider
im wesentlichen von der Budg'etgestaltung
des Bundes abhängig sind, ebenfalls die Mög­
lichkeit zu geben, ihren Haushalt zeitgerecht
und ordentlich 'durch den Landtag beschließen
zu lassen.

An dem nun vorliegenden Voranschlag für
das Jahr 1950 können wir mit Befriedigung
feststellen, daß die beiden Grundsätze, die bei
einer ordentlichen Vomrbeit für die Erstellung
eines solchen Voranschlages in Anwendung
zu kommen haben, wirklich ihre Berücksich­
tigung gefunden haben. Ich meine damit, daß
auf der Einnahmenseite die Leistungsfähig­
k'eit der Bevölkerung und auf der Ausgaben­
seite die Bedürfnisse des Landes 'dias Ent­
scheidende waren, das zur Erstellung und
Verteilung der einzelnen Ziffern zu sprechen
hat. Es ist uns allen bekannt, daß namentlich
der erst'e Teil, die Einnahmenseite, die auf
der Leistungsfähigkeit der Bevölkerung
basiert, wesentlich dem Zugriff des Land­
tages 'entzogen ist. Es wurde von allen Par­
teien anerkannt, daß damit eine wesentliche
Einschränkung des vornehmsten Rechtes des
Landtages gegeben erscheint und daß es tief
bedauerlich ist, daß die Steuerhoheit, die der
Bund in vollem Ausmaß genießt, den Land­
tagen selbst für den Haushalt der Länder
mehr oder weniger vorenthalten ist. Es wird
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daher unser emsigstes Bestreben sej.n, bei den
kommenden Verhandlungen über einen neuen
Finanzausgleich dieses Recht der Länder in
wirksamer Weise an ,der richtigen S:elle zu
vertreten.

Man könnte einwenden, in diesem Gedan­
kengang liegt vielleicht ein kleinlicher Parti­
kularismus. Das ist aber nicht der Fall. Im
Gegenteil, wir sind eher ,der Meinung, daß
ein so abgeschlossenes GebHde, wie es das
Land: dars~ellt, vielleicht besser, wirtschaft-­
licher, sparsamer und auch gut angewendet
seine eigenen Bedürfnisse erstellen kann,
besser als wenn man von einer großen Zen­
tralstelle aus oft nur von 'einem grünen Tisch
die Bedürfnisse eines Landes einschätzt und
danach die Mittel zuweist. Ich glaube, das
Haus ist sich einig, daß bei kommenden Be­
sprechungen in dieser Frage der Wille d:es
Landtages einheitlich zum Ausdruck kommen
muß.

Die Einnahmen sind leider gegeben und
wir haben keine Möglichkeit, die beIden
Grundsätze, die man bei Aufstellung eines
Haushaltes befolgen könnte, in Anwendung
zu bringen. Meiner Meinung nach gibt es hier
zwei Wege. Entweder ich stelle mir erst die
Ausgabenseite auf und mache in idealster
Form alles zur Ziffer, was, ich beabsichtige,
im Laufe eines Jahres durchzuführen, und
wenn ich diese Summe dann habe, richte ich
mir bei völliger Budgetfreiheit und! Steuer­
freiheit die Einnahmen nach diesen Aus­
gaben. Das wäre der eine W'eg. Er ist uns
gänzlich verschlossen, weil wir auf die Ein­
nahmenseite nicht den geringsten Einfluß
ausüben können. Der andere Weg, die ge­
gebenen Einnahmen hinzunehmen und die
Ausgaben darnach aufzuteilen, ist der ein­
zige Weg, der uns im Landtag übrig bleibt.•Daher bes:eht vielleicht dieses Wort,das
heute schon gefallen ist, nicht ganz zu Un­
recht, daß wir mehr oder weniger die Lasten­
verteiler des Finanzministeriums in diesem
Lande sind. Aber trotzdem obliegt uns die
Pflich~, auch diese Lastenverteilung im besten
Sinne und nach bestem Wissen und Gewissen
nach den Bedürfnissen des Landes und seiner
Bewohner zu erstellen.

Es gibt aber auch auf der Ausgabenseite
zwei große feststehende Gruppen von Erfor­
dernissen, wodurch eigentlich mehr oder
weniger die Handlungsfreiheit des Landtag'es
neuerlich eingeschränkt wird. Es gibt soge­
nannte gebundene Zahlen, über die wir ein­
fach nicht hinwegkommen. Diese gebundenen
Ausgaben bestehen zum großen T'eil in dier
Personallast auf der einen Seite, und auf der
anderen Seite in jenen Ausgaben, die zur Er­
haltung der Gebäude, zum Betrieb, zur Be-

leuchtung und Beheizung unbedingt notwen­
drig sind. Wenn wir das auch noch berück­
sichtigen, so schränkt sich höchstwahrschej.n­
lich unsere ganze Budgetfreiheit auf 25 % der
in Einnahmen- und Ausgabenseite angeführ­
ten Summen ein. Es ist daher notwendig, daß
wir auch diesen kleinen Rest mit voller Ge­
wissenhaftigkeit behandeln.

Es freut uns, daß bei der heurigen Budget­
g'estaltung nicht mehr die Dreiteilung des
Voranschlages in Erscheinung tritt, ,denn je
einfacher der Voranschlag wird, desto
klarer, übersichtlicher und auch durchsich­
tiger erscheint er uns und er wird sowohl
hier im Hause als auch von der Bevölkerung
besser verstanden werden, als wenn alles auf
mehrere Kapitel verteilt erscheint. Diese Ver­
einfachung ist dadurch möglich gewesen, daß
man die Erfordernisse des sogenannten
Wiedieraufbauvoranschlages auf den außer­
ordentlichen Voranschlag übernommen hat.
In diesem Zusammenhang hat heute der Herr
Landesrat Genner die BehauPtl,wg aufgest'eUt,
daß 'da,durch dem Wied,eraufbau und viel­
leicht auch dem Sacl1aufwand, der jetzt
augenblicklich dem Wiederaufbau dient, ein
Abstrich von 15 Millionen widerfahren ist.
Wenn man das rein ziffernmäßig betrachtet,
so sieht es im ersten Moment wirklich ver­
wirrend aus, denn der Wiederaufbauvoran­
schlag und d;er außerordentliche Voranschlag
haben vor Ende des vergangenen Jahres
71 Millionen Schilling betragen; d,emgegen­
über steht heuer dier außerordentliche Vor­
anschlag mit 56 Millionen, was papiermäßig
eine Verminderung um 15 Millionen beträgt.
Hohes Haus! Dem steht aber jetzt die Neu­
gestaltung der beiden . jetz: zur Behandlung
stehenden Voranschläge gegenüber. Wenn
wir den ordentlichen Voranschlag des ver­
gangenen Jahres mit dem heurigen ver­
gleichen, so können wir daraus feststellen,
daß er eine Steigerung um rund 84 Millionen
aufweist. Wenn wir von diesen 84 Millionen
schätzungsweise nur die eine Hälfte auf den
Sachaufwand und die ander'e Hälfte auf den
gesteigerten Personalaufwand aufteilen, so
wäre für einen gesteigerten Sachaufwand,
der sich zum großen Teil aus der Arbeits­
bes.chaffung ergibt, ein Betrag von 42 Mil­
lionen vorhanden. Ziehen Sie nun die bereits
erwähn~en 15 Millionen, die wir gegenüber
dem vergangenen Jahre im Wiederaufbau­
voranschlag und im außerordentlichen Vor­
anschlag als Minderbetrag errechnet haben,
von diesen 42 Millionen ab, dann haben wir
noch immer eine Erhöhung des Sachauf­
wandes um annähernd 27 Millionen. Das ist,
glaube ich, einer der erfreulichsten Punkte in
diesem uns vorliegenden Voranschlag, daß es
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trotz aller Nöte der Zeit gelungen ist, den
Sachaufwana zu erhöhen und damit auch zu­
gl,eich der Arbeitsbeschaffung, dem Kampf
gegen die Arbeitslosigkeit einen höheren Be­
trag zu gebcn, als dies im vergangencn Jahre
der Fall gewesen ist.

Die Verhäl~nisse im Lande Nieaeröster­
reich liegen wirklich nicht so einfach, wie es
vielleicht in den westlichen Bundesländern
Österreichs vielfach der Fall ist. Darüber
haben wir schon im Finanzausschußein­
gehend debattiert. Wir wissen ganz genau,
daß Niederösterreich sowohl auf der Aus­
gaben- als auch auf ,der Einnahmcnseite auf
wichtige Dinge verzichten muß, die vielleicht
anderen Bundesländern zugute kommen. Ich
darf hier vielleicht darauf aufmerksam
machen, daß z. B. der größte Teil der in
Niederösterreich anfallenden Weinsteuer
anderswo hinwandert als in das Heimatland,
ebenso wie der größte Teil der Mineralöl­
steuer in alle anderen Länder viel eher fließt
als in das Land, aus dem die S,euer kommt.
Wir sehen daraus, daß sich das Land Nieder­
österreich in einer gewiß harten Lage be­
findet. Der so erstellte Voranschlag steIlt
gerade deswegen unter dcn gegebenen Ver­
hältnissenein Meisterstück dar. Hierbei ist es
auch notwcndig, auf eine Belastung hinzu­
weiscn, die praktisch vielleicht heuer schon
dem Lande Niederöst'erreich durch eine vom
Bund beabsichtigte überwälzung der Lehrer­
bezüge in das Landesbudget gedroht hat.
Herr Landesrat Müllner hat diese Frage als
Finanzreferent beleuchtet und die Int'eressen
des Landes gegenüber dem Bund v,ertretcn.
Ich kann nur hinzufügen, daß auch wir uns
diesem Standpunkc anschließen und daß wir
nicht einsehcn würden, die Bezüg,e der
Pflichtschullehrer in den einzelnen Bundes-:­
ländern bei der Verländcrung wiederum
länderweise, vie[].eicht wieder verschieden in
Erscheinung tretcn zu lassen. Ich glaube, alle
Anwesenden weDden mit mir übereinstimmen,
wenn ich sage, daß die Lehrerarbeit in den
Pflichtschulen in den einzelnen Bundes­
ländern in verschiedener Form auf<ritt, 'daß
sie aber überall gleichwertig ist und hundert­
prozentig den Einsatz der Lehrerschaft so­
wohl in Tirol als auch in Wien, Niederöster­
r,eich und Burgenland verlangt. Darüber gibt
es keine Debatte. Für die gleiche Leistung
ist es, glaube ich, notwendig, daß überall auch
der gleiche Lohn gezahlt wird. Vcrgessen wir
nicht, daß vor 1938 die Belastung durch die
Lehrerbezüg'e im Haushalt des Landes un­
gefähr den Satz von 48 bis 49% der Gesamt­
ausgaben des Landes ausgemacht ha;. W cnD
wir heute wieder in diese unangenchme Lage
kämen, würden wir nicht nUr dcm Lande,

sondern sicherlich bei kommenden Sparmaß­
nahmen auch dem wichtigen Stande der
Lehrer dieses Landes eincn schweren Scha­
den zufügcn müssen. Es wäre natürlich voll­
kommcn verfehlt, wenn für irgendeine Kate­
gorie von AngesteIlteneine Zwecksteuer ein­
geführt werden würde. Ich glaube, daß es
keinen erniedrigenderen und entwürdigen­
deren Ausdruck für eine Kategorie von An­
gestellten gebcn würde, als wenn man sagen
müßt'e: das ist für dich von mir in der Form
einer Steuer geleis,et worden.

W'eiterhin möchte ich darauf zu sprechen
kommcn, daß der Voranschlag, der hier vor­
liegt, mit einer bedeutenden Summe für den
Zinsen- und Tilgungsdienst ,der Schulden des
Landes belastet erscheint. Das iSl bereits
heute schon in den verschiedencn R'eden zum
Ausdruck gekommen. Herr Abg. Vesely hat
vollkommen richtig erwähnt, daß es unmög­
lich erscheint, der jetzt lebenden und! tätigen
Generation die gesamte Last des Wiederauf­
baues aufzuhalsen. Ich füge noch hinzu, daß
der größte Teil der hier Anwesenden und der
niederösterreichischen Bevölkerung schon
zum zweitcnmal eine solche Angelegenheit
mHmacht und daß auch die jetzt lebcnde,
ältere Generation schon zweimal einen
solchen, durch einen unseligen Krieg not­
wendig gewordenen Wiederaufbau durch­
führen muß. Der Weg der Kreditbeschreitung
ist daher vollkommen richtig. Dabei müßte
allerdings ins Auge getaßt werden, daß solche
Kredite auf lange Sicht und zu einem an­
nehmbaren Zinsfuß aufgenommen werden
müssen, damit uns nicht kommende Genera­
tionen den Vorwurf machen, wir hätten ohne
Rücksicht auf sie aus der Not der Zeit einc
Tugend gemacht und die gesamte Last einer
kommenden Generation aufgebürdet. Wie gut
sich solche KreditoperatiJncn auswirken,
sehen wir an den Einrichtungen, die wir
als Kommunaleinrichtungen der Stadt Wicn
heute noch gut benützcn und bewundern. Wir
hätten heute weder ein städtisches Gaswerk,
noch ein städtisches Elektrizitätswerk, noch
die Wicner Scraßenbahn, die Wasserleitung
sowie Spitäler und Altersheime, wcnn die
kluge Finanzpolitik des weitsichtigen Bürger­
meisters Dr. Karl Lueger nicht dafür gesorgt
hätte, daß die Mittel für diese Werke auf
eine möglichst lange Frist im Interesse der
Wiener Bevölkerung verteilt worden wären.

Ich glaube daher, daß der eingeschlagene
W·eg auch bei uns richtig ist, um so mehr,
als diese Schulden nicht etwa für leicht­
sinnige Ausgaben gemacht wurden. Ich
würde solche Dingc gänzlich ablehnen, wenn
es sich etwa um Finanzoperationen oder um
die Deckung von Personalausgaben handeln
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würde. Die bisher schon aufgenommenen
Kredite dienten ja auch zu nichts anderem
als zur Arbeitsbeschaffung in Niederöster­
reich in den vergangenen Jahren. Daß hier
wirklich etwas geleiste: wurde, wir,d jeder
objektive Beobachter bei der Bereisung
unseres Landes immer wieder feststellen
können. So konzentriert auf 'einen Fleck, wie
wir dies in Wicn schen können, ist es bei uns
draußen allerdings nicht möglich, weil doch
das Land Niederösterreich eine große Aus­
dehnung hat und sich die einzelnen Bau­
stellen oft auf hunderte Quadratkiij)met,er er­
streckcn. Dcr Schuldendicnst, der hier in
Erwägung gezogen wurde, is: bis jetzt noch
immer, vom Budget aus und vondcn Lei­
stungcn des Landes aus geschen, als trag­
fähig zuerklärcn. Daher sind wir f,est davon
überzeugt, daß es möglich sein wird, diescn
Zinscn- und Tilgungsdienst ruhig noch in
unseren Voranschlag einbauen zu können.

Sehr viel wurde auch darüber debattiert,
daß das Budgetrech: des Landtages durch
gewisse Bestimmungen: über die Deckungs­
fähigkcit 'einzelner Kapitel und über dcn
15 %igen Abstrich bei den Ausgabenheditcn
cine Einschränkung erleidcn würde. Ich
glaube, wcnn wir selber jetzt diesen Beschluß
fassen, und zwar aus ganz einsichtigen Grün­
den, so geben wir doch selber unsere Zu­
stimmung dazu; und wir haben von unserem
Reche Gebrauch gemacht, eine Maßnahme zu
treffen, die uns über ,eine Verbürokratisierung
bzw. Hinausschleppung von verschiedenen
Sachen, die unbedingt geleistet werdcn
müsscn und oft nicht auf die lange Bank zu
schieben sind, so rasch wie möglich und
unter Umgehung aller hemmenden und zeit­
verschwendenden Vorgänge hinwegsetzt.

Ich glaube, daß wir auch der Frage der
Träume, die heute bereits hier angezogen
wurde, unser Augenmerk nicht besonders zu­
wendcn brauchen. Ich weiß, daß uns manch­
mal ein neuer Alpdruck auf der Brust liegt;
es wäre uns lieb, wir könntcn dicscn Alp­
druck von unserer Bevölkerung wegbringcn.

Ich frcuc mich sehr 'darüber, daß Herr
Abg. Ves,ely so klar zum Ausdruck gebracht
hat, daß es in einer No:zeit, wie sie jetzt
unser Land und namentlich das Land Nieder­
österreich durchmacht, nichts anderes gibt, als
ein einträchtiges Zusammenwirken aller ver­
antwordichen Menschcn in diesem Hause.
Es ist notwendig, dies auch uns'erseits zu
betoncn. Wir sind auch fest überzeugt, daß
wir uns verschiedene Dinge, die wir uns bei
geordneten Verhältnisscn - nicht nur im
eigenen Lande, sondern darüber hinaus in
ganz Europa - leis:cn könnten und über die
vielleicht auch notwendig wäre zu sprechen,

heute nicht leisten können. Uns,ere öster­
reichische und namentlich niederöstcr­
reichische Bevölkerung will gar nicht, daß
wir hier vielleicht Reden zum Fenster hinaus
halten. Sie will keine schönen Phrasen hören,
sie will auch keinen Kampf aufgeführt sehen
mit irgendeiner Vertretungskörperschaft,
sondern unsere niederöstcneichische Bevöl­
kerung will Taten sehen. Sie will, daß der
Friede - denn in ihr schlummcrt der Ffi.e­
denswille - in Zukunf: gesichert 'erscheint.

Ich möchte auch noch einmal darauf zu­
rückkommen, daß bei den einzelnen Kapiteln
des Voranschlages, namentlich wieder mit
Rücksicht auf die Nöte, die das Land be­
drohen, neue Erfordernisse aufgenommen
wurden. So ist für die Wohnbauförderung
ein Betrag von 10 Millioncn Schilling vor­
gesehen, für die Siedlungsförderung ist der
Betrag von 500.000 Sauf 2 Millioncn Schil­
lingerhöh: worden, die Gewerbeförderung
ist bedacht und auch für die Krankenhäuser
ist wieder im außerordentlichen Voranschlag
vorg,esorgt. Mit allen diesen Maßnahmen soll
dafür gesorgt werden, daß die Arbeitslosig­
keit eing'edämmt wird. Ich möchte hier nur
kurz auf einen Ausspruch des Herrn Abg.
Pospischil replizieren, der hier behauptet hat,
daß der Stand der Arbeitslosigkeit trotz aller
Maßnahmen des Landes nicht ge'drückt wer­
den konnte. Ich glaube, daß sämtlichen An­
wesenden hier im Hause bekannt ist, daß es
in Österreich noch nie einen so hohen Stand
an Beschäftigten gegeben hat wie im Jahre
1949. Wir würden nur wünschen, ,daß die
Maßnahmen, die im Budget vorgesehen sind,
auch für das Jahr 1950 ihr kleines Scherf­
lein ,dazu beitragen, daß wiederum d,er hohe
Stand der Beschäftigten in unserem Heimat­
land gesichert erscheint. (Zustimmung bei
der ÖVP.) Wenn der Herr Abg. Pospischil,
gewendet an die. ÖVP und namentlich an
den Berufsstand der Bauern, sag~e, daß der
Bauernbund im Rahmen der Österreichischen
Volkspartei gleichsam eine Monopo'1stellung
für die Vertretung der niederösterreichischen
Bauernschaft ,einnimmt, so glaube iCh, daß
wir die Enescheidung über dieses Werturteil
den Mitgliedern des Bauernbundes selber
überlassen können. (Zustimmung bei der
ÖVP.) Die Bauern wissen, was si'e an dieser
Organisation haben und sie wissen auch,
warum sie ihr Vertrauen durch eine Wahl
gera'de dem Bauernbund im Rahmen der
Österreichischen Volkspartei schenkcn.

Herr Abg. Pos.pischil, auch Sie 'erheben ja
letzten Endes cinen monopolartigelJ Anspruch
auf die Vertre~ung der sogenannten Werk­
tätigen. Aber ich glaube, wcnn alles zu­
sammengefaßt würde, so sind die 2%, die
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vielleicht im Rahmendes Linksblocks auf die
"LinkssO'zialistcn" entfallen, kaum der Mühe
wert, daß man darüber BetrachtunKenan­
s;ellt, welche Bedeutung einer solchen
MonopolsteIlung für eine Vertrdung der
Werktätigen bei diesem gerinKen Prozentsatz
bei uns in Niederösterreich beizumessen ist.
(Allgemeine Zustimmung.)

Ich glaube wohl, daß das Wichdgste, das
wir hier heute und inden nächsten Tagen
zu entscheiden haben, darin liegt, daß wir
wirklich eine Tat setzen. Diese Tat setzen
wir, indem wir ,dem vorliegenden Vor­
anschlag unsere Zustimmung geben, von dem
wir sicher sind, daß er sein Scherflein dazu
beiträgt, !daß die Arbeitslosigkeiteinge­
schränkt wird und daß in unserem Lande
OrdnunK auch in finanzieller Hinsicht
herrscht.

Wenn wir auf die zweite Idee, die in der
niederösterreichischen Bevölkerung sch lum­
mert, den Friedenswillen, unser Hauptaugen­
merk wenden, dann glaube ich, daß die öster­
reichische Bevölkerung im ganzen und die
niederösterreichische im besonderen ihren
Hang zum Friedenswillen nicht durch Demon­
strationen im üblichcn Sinn zum Ausdruck
Kebracht hat, sondern daß dicse niederöster­
reichische Bevölkerung seit Jahr· und Tag,
täglich und stündlich ,durch ihre Tätigkeit
eine FriedenscLemonstrajon in die Welt ge­
setzt hat, über die das Ausland einfach nicht
zur Tagesordnung hinweggehen kann. (Ruf:
Sehr richtig!) Vergessen wir nicht, meine
Herren, was seit 1945 die niederöster­
reichische Bauernschaft un:er Hintansetzung
aller persönlichen Schwierigkeiten geleistet
hat. Trotz Mangels an entsprechendem Zug­
vieh, Düngermitteln, ArbeitskräLen, Ma­
schinen, Lichtleitungen usw. hat sie unent­
wegt gearbeitet, um wenigstens halbwegs die
Ernährung des Landes vom Ausland unab­
hängig zu machen und in Zukunft die
Lebenshaltung des österreichischen Volkes
auf eigene Füße stellen zu können. Vergessen
wir nicht, was tausende und aber tausende
Arbeiter in den Betrieben trotz Hungers und
trotz des Mangels an Kleidern geleistet
haben, um die Werkstätten wieder aufzu­
bauen, um die Maschinen selber zu repa­
rieren, um das Werk in Gang zu setzen und
um so wieder endlich zu jenen Konsumgütern
zu kommen, von denen wir durch die Hitler­
jahre und den Krieg vollkommen entblößt
waren. Vergessen wir nicht, daß es eine
Beamtenschaft gegeben hat, die eb2nfalls
unter den schwersten Entbehrungen mit
geringfügigen Bezügen dafür sorgte, daß eine
Verwaltung eingerichtet werden konnte, die
es erst ermöglichte, in Ordnung den Wieder-

aufbau unseres Landes in Angriff zu nehmen.
Vergesscn wir nicht den Gewerbe:reibenden
und den Handwerker, die auch durch ihren
Fleiß, unbekümmert um die wenigen Hilfs­
mittel, die ihnen zur Verfügung standcn, da­
für sorgten, daß durch gute Exportware der
seinerzeitige gute Ruf unseres Landes und
unseres Gewerbes im Ausland wieder An­
klang findet und auf diese Weise fremdc
Zahlungsmittel in unser Land kommcn.

Schaucn wir hinaus und betrachten wir die
rauchcnden Schlote, betrachten wir die wie­
der in BeWJeb gesetzten Eisenbahnen, schauen
wir die brauscnden Wasserkraf,werke an,
die den notwendigen Strom und die benötigtc
Kraft liefern, ich glaube, diese Dinge sind
eine Friedcilsdemonstration, die uns kein
Land in Europa nachmachcn kann. (Leb­
hafter Beifall bei der ÖVP.) Wenn wir außer­
dem bedcnken, daß das österreichische Volk
in seinen sämtlichen Schich,en - ich nehme
keine Schicht davon aus - den notwendigen
Ernst der Zeit erkannt hat, die größten Opfer
in ihrer persönlichen Lebensführung brachte
und in ihrem politisch klugcn Verhahen eine
stille, aber eindrucksvolle Demonstration für
uns als Österreicher in die Welt gesetzt hat,
dann bin ich fest davon überzeug" daß wir
allen Grund haben, diese Entwicklung durch
di'e Tat, die wir zur Ordnung der finanziellen
Verhältnisse in unserem Landcshaushalt
setzen, kräftig unterstützcn zu müssen, damit
die Welt die Überzeugung gewinnt, dieses
freiheitsliebende Land Österreich mit seiner
Bevölkerung, die Arbeit und Werte schafft
ohne Rücksicht darauf, welche Schwierig­
keiten man ihr bereitet, ist wert,dcn sehn­
lich verlangten frieden, die so lange er­
strebte Freiheit in Kürze zu erhaLen. (Starker
Beifall bei der Volks'partei.)

2. PRÄSIDENT: Als nächstem Redner in
der Generaldebatte erteilte ich Herrn Abg.
D u b 0 v s k y das Wort.

Abg. DUBOVSKY: 1m lVlLtelpunkt jeder
Beratung, insbesondere aber bei der Budget­
bemtung des Landtages muß die Sorge um
den Menschen stehen. Hier muß es ins­
besondere wieder die SorK'e um den arbei­
tenden Menschen sein, die in jedcm Vor­
anschlag, in jeder Ziffer und Zahl, die
darinnen zum Ausdruck kommt, von dcn
Vertretern des Landtages geforder ; werden
muß. Der vorliegende Voranschlag ist aber
meiner Meinung nach nicht der Ausdruck der
Sorgen um die arbeitende Bevölkerung
Niederösterreichs. Um den Voranschlag rich­
tig einzuschätzen, müssen wir uns erst vor
Augen führen, wie heu'e überhaupt der Zu­
stand der arbeitendcn Bevölkerung Nieder-
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österreichs ist. In diesem Lande, wo der
Krieg sein Ende gefunden hat und wo fünf
Jahre nach dem Ende des Krieges noch
immer ungeheure Z,erstörungen vorhanden
sind, und zwar Zerstörungen, die mit den
Mitteln des Bundes beseLigt werden müssen
und .für deren Beseitigung sich die Bund,es­
regierung beharrlich weig,ert, ihren Beitrag
zu leisten, sind die Sorgen der arbeitenden
Bevölkerung besonders groß. Diese Sorgen
der arbeitenden Bevölkerung sind dadurch
entstanden, ,daß drei Lohn- und Preispak,e
und zum Schluß noch die SchiIIingsabwer­
tung ihr Realeinkommen auf einen derartigen
Tiefstand gebracht haben, wie wir ihn in
Österreich überhaupt noch nicht erlebt haben.

Was bedemet da alles das Gerede, das
man schon seit drei Jahren hier über die so­
genannten Preissenkungen vom Stapel läßt.
Die Arbeiter werden schon drei Jahre mit
den kommenden Preissenkungen hingehalten;
in diesen drei Jahren sind aber in einer un­
unterbrochenen Folge immer neue Preis­
steigerungen gekommen, und zwar Preis­
steigerungen, die das Realeinkommen der
arbeicenden Bevölkerung auf ein ganz tief,es
Niveau herabged,rückt haben. Man verweigert
der Arbeiterschaft die Erfüllung ihrer berech­
tigten Forderungen auf eine Lohnerhöhung
damit, 'daß man sagt: Lohnerhöhungen führen
automatisch zu Preis,erhöhungen. Nun, die
Arbeiterschaft, die arbeitende Bevölkerung,
die Angestellten, haben in den vergangenen
Jahren keine Lohnerhöhung erhalten, trotz­
dem sind aber die Preise fortwährend ge­
stiegen. Wenn man schon so einen Grund­
satz aufstellt, daß Lohnerhöhungen notwen­
digerweise zu Preissteigerungen führen, so
ist das nur ein alter Wälzer, der schon vor
150 Jahren verwendet wurde. Dieser Stand­
punkt wurde schon von den bürgerlichen
Ökonomen Smith und Riccardo widedegt,
und zwar als Unsinn widerlegt. Heute wird
er aber nichtsdestoweniger von allen soge­
nannten Arbeitervertr,etern wieder verwendet.
Wenn man also so einen Grundsatz auf­
stellt, daß Lohnerhöhungen zu Preiserhöhun­
gen führen, dann muß, wenn er richtig ist,
auch die Umkehrung gelten: Dann müssen
auch Preiserhöhungen automatisch zu Lohn­
erhöhungen führen. Ist das aber in :den ver­
gangenen Jahren auch wirklich eingetr'eten'?
Nein und tausendmal nein! Die Arbeiter­
schaft befindet sich heute in einer wesentlich
schlechteren Situation als in all den vergan­
genen Jahren überhaupt. Diese Situation, in
der sich die arbeitende Bevölkerung heute
befindet, kommt vielleicht an der Hand
einiger Zahlenbeispiele am klarsten zum Aus­
druck.

Die berühmten Eier des Herrn Gewerk­
schaftspräsidenten Böhm, mit denen heute
so oft operiert wird, die angeblich im Preise
schon fallen, wie er immer wieder behauptet,
weisen folgende Preise auf: Vor 1938 er­
hielt man um diese Zeit um 1 S wenigstens
ein Dutzend, meistens aber sogar 14 bis
15 Eier; heute koste: aber ein Dutzend Eier
10 S! (Widerspruch rechts.) 70 und 75 Gro­
schen ist in Wien gegenwärtig der Preis und
die Eierpreise vor 1938 haben auch in Wien
gegolten. Diese Preis'e sind inden "Mit­
lungen des Institutes fÜr Wirtschaftsfor­
schung" nachzulesen. Die Arbeitslosen vor
1938 erhielten 18 bis 20 S Unterstützung. Um
diesen Unterstützungsbetrag konnten sie sich
18 bis 20 Dutzend Eier kaufen. Welcher in
Arbeit stehende Arbeiter oder Angestellte
kann sich aber heute von seinem Wochen­
verdienst 18 bis 20 Du;zend Eier kaufen?

Wir können noch ein anderes Beispiel her­
nehmen. Nehmen wir nUr einmal :die Schuhe
her. VOr 1938 hat man um 12 bis 14 S schon
ganz gute Schuhe bekommen, um 18 S schon
ganz ausg'ezeichnete Schuhe. Ein Arbeits­
loser konnte sich also mit seiner Unter­
stützung schon ein Paar ausge:ieichne ~e

Schuhe kaufen, W'elcher in Arbeit Stehende
kann sich aber heute von seinem Wochen­
verdienst ein Paar solcher Schuhe kaufen?
Hier kommt der Tiefstand :des Realein­
kommens der arbeitenden Bevölkerung ganz
deutlich zum Ausdruck.

Aber nicht nur in der Arbeiterschaft, son­
dern auch in der Kleinbauernschaft sind die
Verhältnisse ganz ähnlich. Vor 1938 erhielt
der Bauer 18 bis 20 Groschen für einen Liter
Milch, den er ablieferte, heute erhält er da­
für 90 Groschen bis 1 S. Vor 1938 brauchte
der Bauer rund 100 Liter Milch zu liefern,
um sich ein Paar gute Schuhe kaufen zu
können, heute muß er aber 200 Liter Milch
liefern, um sich ein Paar Schuhe - wahr­
scheinlich aber nicht mehr in der gleichen
Qualität - kaufen zu können. Wir sehen
daraus, alle Menschen, die von ihrer Hände
Arbeit leben müssen, sind in ihrem Realein­
kommen in den vergangenen Jahren ganz
besonders herabgedrückt worden. Wir sehen
aber auf der anderen Seite, daß sich eine
Schichte von Menschen dazwischen geschaltet
hat, nämlich die parasi;ären Zwischenhändler,
die Kapitalisten, die Unternehmer, die es
verstanden haben, sich in den vergangenen
fünf Jahren, während auf der anderen Seite
das Realeinkommen ununterbrochen abge­
sunken ist, mehr als jemals in der Geschichte
Osterreichs zuvor unerhör~ zu bereichern.
Hier wurde buchstäblich auf Kosten der
arbeitenden Bevölkerung Kapital zusammen-
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geschunden, wie noch nie in der Geschichte
Österreichs. Man sieht das auch heute wie­
der! Es wäre wichtig gewesen, aus dem
Munde des berufenen Gewerkschaftsvertre­
ters, des Sekretär des Nö. Gewerkschafts­
bundes, den wirklichen Zustand der arbeiten­
den Bevölkerung zu hören, aber hierzu hat
er ja geschwiegen. Er hat sogar davon ge­
sprochen, daß die Situation seit der Wäh­
rungsabwertung, seit der Pfundabwertung,
die sehr bedrohlich gewesen ist, sich inzwi­
schen schon wieder gebessert hat. Wir haben
auch gehört, daß jetzt als Anpreisungsobjekt
anstatt der Eier nunmehr die Quargel ver­
wendet werden. 1m allgemeinen können wir
aber feststellen, daß, wenn bei einzelnen Be­
darfsartikeln oder Lebensmitteln die Preise
um einig,e Groschen fallen, bei anderen Ge­
brauchsg,egenständendie Preise gleich um
Schillinge zu steigen beginnen. Und letzten
Endes kommt ein noch tieferes Absülken des
Realeinkommens der arbeitenden Bevöl­
kerung heraus.

Zu den Sorgen des Wiederaufbaues, der
Beseitigung der Kriegszerstörungen, allem
voran der Herbeischaffung vO'n neuem Wohn­
raum und des Aufbaues von zerstörten Woh­
nungen der arbeitenden Bevölkerung, die
vielfach unter unmenschlichen Bedingungen
leben muß, zu all den Sorgen um das ständig
sich verschlechternde Realeinkommen ist in
letzter, Zeit, in den letzten Monaten die neue
Sorge g'ekommen: Wie lange werde ich noch
meinen Arbeitsplatz erhalten? Man soll hier
nicht leichtfertig dami: operieren, daß die
Zahl der Beschäftigten niemals so hoch war
wie im vergangenen Jahre! Diese hohe Zahl
von Beschäftigten ist darauf zurückzuführen,
daß, da das Realeinkommen der arbeitenden
Bevölkerung gesunken ist, heute auch Frauen
und MüHer von vier, fünf Kindern, die nie
gearbeitet haben, sich einen Arbeitsplatz
suchen müssen, um zur AufreChterhaltung
der Arbeiter- und Angeste1ltenhaushalte bei­
zutragen. Wir sollen uns von dieser hohen
Zahl von Beschäftigten nicht täuschen lassen.
Tatsache ist, daß in den ",ergangenen Wochen
und Monaten das Ansteigen der Arbeitslosig­
keit Formen angenommen hat, die weit über
das saisongemäße Ansteigen hinausgehen. Und
hier ist es die Aufgabe des Landtages, sich
vor diesen Tatsachen nicht die Augen zu
verkleistern, sonden;! diese Tatsachen so zu
sehen, wie sie tatsächlich liegen, um ent­
spf'echende Maßnahmen zur Linderung der
Arbeits.losigkeit und damit der Not der arbei­
tenden Bevölkerung treffen zu können.

Auf der einen Seite wird jetzt ein be­
stimmtes saisonmäßiges. Sinken der Arbdts­
losigkeit eintreten, auf der anderen Seite

hören wir, daß ein Betrieb nach dem anderen
sich damit beschäftigt, Arbeitskräfte frei zu
stellen. In Türnitz ist der Sensenhammer
geschlossen worden, die Arbeiter sind aufs
Pflaster geworfen worden. In Markt! wird
bei der Firma Neumann in den nächsten
Wochen die Holzfaserfabrikation eingestellt
und eine große Zahl von Arbeitern beschäf­
tigungslos werden. In einem unserer größten
Betriebe Niederösteneichs, im Stahlwerk
Ternitz, hat man der Arbeiterschaf: gesagt,
entweder eine um 20 % höhere Leistung oder
700 Arbeiter werden abgebaut.

So schaut es mit der wirtschaftlichen
Situation in Niederösterreich aus. Das sind
einige Beispiele. Wenn man aber sieht, daß
die Freisetzung von Arbeitskräften zu einem
SyS ,ern g,eworden ist, und wenn man nach
d'er Ursache sucht, so kommt man darauf,
daß in Österreich der Beginn der Wirt­
schaftskrise bereits wirksam zu werden be­
ginntund daß in Österreich 'infolge der west­
lichen Einflüsse Arbeitskräste freiges1etzt
werden müssen, um die notwendige indu­
strielle Reservearmee zu schaffen, mit deren
Hilfe man die Löhne und Gehälter möglichst
nieder'halten will. Das ist das Ziel, das ist
der Plan, der auch bei uns in Nie:deröster­
reich wirksam wird. Diese Tatsachen müssen
wir erkennen und s'ehen, um die entsprechen­
den Maßnahmen zu treffen!

MögHchkeiten gibt es genug für Arbeit in
Niederösterreich : der Bau der· Kamptal-

I Werke, die endliche Inangriffnahme des
Kraftwerkbaues Ybbs-Persenbeug, die Be­
wässerung des Marchfeldes, Straßenbauten,
Flußregulierungen. Arbei csmöglichk'eiten gibt
es genug und es wäre nicht notwendig, daß
auch nur eine einzige Arbeitshand zu feiern
brauchte. Aber hier müßte, eben der Wille zur
Arbeitsbeschaffung im Budget seinen Aus­
druck finden; das ist jedoch nicht der Fall.

Der Herr Abg. Hilgarth hat angeführt,daß
die Angaben des Landesrates Genner, daß
der Aufwand für den außerordentlichen
Haushalt und Wi'ederaufbau um 16 Millionen
Schilling kleiner sei als im v'ergangenen
Jahre, nicht stimme. Ich habe hier ganz
konkre;e Vergleichsziffern aus dem Budget
herausgenommen. Im Jahre 1948 betrugen die
Gesamtausgaben 223 Millionen Schilling, im
Jahre 1949 338 Millionen und im Jahre 1950
354 Millionen Schilling. Davon entfielen auf
den Personalaufwand im Jahre 1948 65 Mil­
lionen, im Jahre 1949 98 Millionen und im
Jahre 1950 113 Millionen Schilling. Es ergibt
sich daher für den Sachaufwand folgendes
Bild: Von 1948 auf 1949 hat der Sachauf­
wand um 82 Millionen Schilling zugenomm~n.

von 1949 auf 1950 hat er sich jedoch nur um
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1 Million Schilling erhöht. Wenn man weiß,
daß in den vergangenen fünf Vierteljahren
seit Erstellung des Budgets für 1949 ganz
beträchtliche Preissteigerungen vor sich ge­
gangen sind, dann 'erkennt man erst, wie
gering die Mittel für die Arbeitsbeschaffung
in diesem Budget angesetzt sind. Anstatt hier
alles zu mobilisieren, was zur Verfügung
steht - und es ist keineswegs so, daß keine
Möglichkeiten vorhanden wären, es gibt Mög­
lichkeiten, ich habe im Ausschuß schon darauf
hingewiesen und ich werde immer wieder auf
dies,e Möglichkeiten hinweisen -, hat man
mit den alten Ideen das Budget erstdlt. Von
neuen Ideen ist in diesem Budget nichts zu
sehen. Die s'ehr bescheidenen Mittel für die
Arbeitsbeschaffung beweisen dies.

Es ist nämlich nicht so, wie der Abg. Hil­
garth gesagt hat, daß bestimmte Einnahmen
uns zur Verfügung stehen und wir nur im
Rahmen dieser Einnahmen Ausgaben tätigen
können. Es gäbe hier darüber hinaus eine
große Zahl von Möglichkeiten. Ich denke da
an di'e landwirtschaftlichen Meliorationen,
auf die ich schon im Ausschuß hingewiesen
habe. Hier bestünde die Möglichkeit, wenn
man einmal entsprechende Be,täge für die
Meliorationen auswirft, um damit zu be­
ginnen, die Landwirtschaft selbst hierzu bei­
tragen zu lassen. Jene Grundstückbesitzer,
deren Boden ganz en':scheidend verbessert
wurde - vom Marchfeld haben wir ja schon
im Projekt Angaben, daß diese Ertrag­
steigerung ganz hervorragend sein wird -,
wären sicherlich bereit, aus eigenem einen
Teil des höheren Ertrages, den sie durch
Ent- oder Bewässerung erhalten, in einen
Fonds einzuzahlen, um die Meliorationen in
einer anderen Form als bisher durchführen
zu können. Wenn es bei den Meliorationen
in diesem Tempo wei~ergehen wird, dann
wird es mindestens noch 100 Jahre dauern,
bis die Meliorationen vollendet sein werden
und die Schaffung des sogenannten zehnten
Bundeslandes in Österreich Wirklichkeit
wird.

Ich kann mich nicht damit befreunden, daß
der Landessekretärdes Gewerkschaftsbundes
von Niederösterreich dieses Budget als voll­
kommen in Ordnung findet. Hier in dies·er
Situation dieses Budget in Ordnung zu fin­
den, da kommt schon die Dekadenz der Füh­
rung der Sozialistischen Partei klar zum
Ausdruck. Hier zeigt sich, daß die soziali­
stische Parteiführung am kapitalistischen
Karren viel stärker ziehen will als es die
ÖVP-Führung tut. Hier wollen Sie (zu den
Sozialisten geWendle!f) in einen edlen WeL­
bewerb treten, wer den kapitalistischen
Karren aus dem Dreck zieht. Ihr,e Kräfte

bemühen sich hier stark im Zuge zu sein,
und zwar vielmehr als jene, denen ,es zu­
s:ehen würde, nämlich den Vertretern der
Kapitalisten. Das kommt hier ganz klar und
deutlich zum Ausdruck. Die Tatsache, daß
das Land nur über jene Mittel verfügt, die
ihm vom Bund zur Verfügung gestellt wer­
den, zeigt und beweist, wie weit die Auto­
nomie des Landes in Wirklichkeit reicht. Wo
gibt es eine Autonomie, wenn es keine
Finanzhoheit gibt? Alles Gerede von der
Autonomie des Landes bleibt eine leere
Phrase, so lange nicht die Finanzhoheit des
Landes erhal,en wird. Es mutet mich wie
ein guter Witz an, daß die Vertr'eter der
beiden Regierungsparteien als die Banner­
träger der Autonomie des Landes auftreten
und verlangen, daß diese Unger'echtigkeiten
gegenüber Niederösterreich beseitigt werden,
während sie es ja viel bequemer hätten, denn
sie brauchten nur mit ihren Kollegen in der
Bundesregierung darüber zu spreohen und an
SteHe großer Worte wirkliche Taten zu
setzen. Darauf komme es ja an! Hi'er könn­
ten nun diese Taten gesetzt werden, von
denen der Herr Abg. Hilgarth gesprochen hat.
Die Bundesregierung geht sogar so weit, daß
sie dem Lande die Mittel vorenthält, die das
Land in den Wiederaufbau bereits hinein­
gesteckt hat; das sind viele MilliO'nen Schil­
ling! Man hat zwar Erklärungen abgegeben,
daß die Bundesregierung grundsätzlich die
Kostendes Wiederaufbaues übernimmt, wir
haben aber bis heute noch keinen Schilling
nach dieser Erklärung wirklich 'erhalten. Das
wär'e aber durchaus notwendig. Hier muß der
ganze Landtag aufstehen und verlangen: So
geht es nicht weiter, daß wir als Land die
Wiederaufbaukosten allein tragen sollen. Die
westlichen Bundesländer haben es sich viel
einfacher gemacht. Die haben einfach bis
zum Jahre 1947 k'eine Bundessteuern abge­
führt, denn alles, was dort an Steuern ein­
gehoben wurde, wurde ausschließlich zum
Wiederaufbau in diesen Bundesländern ver­
wendet. Die gesamten öffentlichen Einrich­
tungen wurden damals ausschließlich mit den
Mitteln der östlichen Zonen Österreichs ge­
schaffen und heute wäre es nur ein Akt der
Gerechtigkeit, wenn die Bundesregierung
jenen Ländern die MiLel zur Verfügung
stellen würde, die es ihr überhaupt ermög­
licht haben, ihre Geschäfte auszuüben. Von
dieser Gerechtigkeit ist aber nichts zu be­
merken und man will davon auch nicht viel
sprechen, dcnnes paßt ja so in das ganze
politische Konzept hinein, daß hier in der
östlichen Zone Österreichs es nicht so
vorwärtsgehen . soll wie in den westlichen
Bundesländern. Wir alle, auch der alte
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diese neue Form darin, daß man die alte
nazistische Form in Österreich wieder ein­
geführt hat, mit allen nazistischen Aus­
drücken, wie Heimatpflege, Kulturpflege, Ver­
stärkungsmi;tel, so wie sie unter den Nazi
gang und gäbe waren und wie sie heute auch
in Westdeutschland wieder eingeführt sind.
Ich weiß schon, daß das bei einer Konferenz
geschehen ist, wo die Vertreter des Landes
Niederösterreich von den Vertretern der
westlichen Bundesländer überstimmt wurden.
Es ist auch begründet anzunehmen, daß es in
Österreich in der Verwaltung noch immer
unermüdliche Großdeutsche gibt, die mit der
kalten Einführung der deutschen Verwal­
tungsreform in Österreich - so spekuliercn
sie - schön langsam auch wieder den Ge­
danken eines Anschlusses Österreichs an
Deutschland propagieren wollen. (Abg. EmU:
Das glaubst du aber selber nicht.) Wir haben
schon alle mitsammen draufgezahlt, und Ihr
wißt genau so wie ich, daß es diese unent­
wegten Vertreter in der österreichischen Ver­
waltung nach wie vor gibt!

Aber diese nazistische Form des Budgets
wurde dann noch mit faschistischem Inhalt
angefüllt. Die Landesregierung verlangt nicht
mehr und nicht weniger, als daß der Land­
tag seine Zustimmung dazu geben soll, daß
die Landesregierung die angesetzten Beträge
kürzen und dies bei einzelnen Posten durch­
führen kann, wie es in ihrem Belieben steht.
Nun, mit Ermächtigungen hat es seine eigenc
Bewandtnis. Man beginnt mit ihnen und weiß
nie, wo sie enden weriden. Davon können wir
in Österreioh ein schönes Lied singen. Im
Jahre 1934 war die SLuation, politisch ge­
sehen allerdings doch noch etwas anders.
Damals, als es um die Ermächtigung für die
Regierung DoIlfuß ging, da waren es noch
sozialistische Redner, die gegen diese Er­
mächtigung aufgetreten sind. Und mit Recht
wurde von ihnen damals - und ioh zitiere
wörJich - gesagt: "Mit Ermächtigungen
kann jeder Trottel r,egieren." Ein Zitat, das
diese Redner von den alten sozialistischen
Führern übernommen hatten, wie es solche
in der Sozialis~ischen Partei schon längst
nicht mehr gibt. Was sind das jetzt für jäm­
merliche Figuren geworden, die der erwähn­
ten Ermächtigung ihre Zustimmung geberl!
Wo ist der große Kampfgeist dieser al~en

Partei geblieben? Daß sie sich es nur nicht
mit dem Koalitionspartner verscherzt - das
ist ihre ganze PolLik. Gerade in Niederöster­
reich könnten gerade die Sozialisten einigc
Schlußfolgerungen aus der letzten Zeit
ziehen. Im vorigen Landtag hatten sie noch
den ers~en Landeshauptmannstellvertreter,
jetzt nur mehr den zweiten. In Wien ist es

Landtag, haben über diese Benachteiligung
Niederösterreichs gesprochen und trotzdem
ist diese Benachteiligung bis heute noch nicht
beseitigt.

Nun zum Budget als solches. Ich habe
schon gesagt, es sind darin keine ueuen
Ideen vorhanden, es ist die alte Leier, dic
wir schon einige Jahre kennen und die man
nur um einen Ton weitergedr'eht hat. Wir
alle wissen aber, welch schwere Mängel es
in der ganzen Finanzpolitik des Landes ge­
geben hat und welche Fehlinves;itionen hier
in den letzten Jahrcn vorgenommen wurden.
Icherinner'e Sie an den Aufbau des soge­
nannten Reuhofes. Mehr als 2 Millionen Schil­
ling hat dieser Aufbau verschlungen! Heute
ist er ein vollkommcn nutzloser Aufbau.
Wenn das Land diesen Hof samt den Grund­
stücken abstoßen will, wird es nicht einmal
die Hälfte des investierten Betrages dafür
erhalten. Ich erinnere weiter daran, daß bei
den landwiLschaftlichen Schulen gerade in
der I'etzten Zeit Dinge geschehen sind, die
mit Vernunft überhaupt nichts zu tun hatten.
Da wird zum Beispiel in Krems eine neue
landwir~schaftliche Schule mit einem Kosten­
aufwand von 4 Millionen Schilling errichtet,
eine Wein- und Obstbauschule, wie sie sich
nennt. Zehn Kilomet'er davon entfernt, in
Langenfois, errichtet man eine zweite land­
wir;schaftl'iche Schule mit einem Kostenauf­
wand von 14 Millionen Schilling, die sich
aber Obstbaukursstätte nennt. HIer allein zeigt
sich, welche Möglichkeiten in diesen Beträgen
stecken, um wirklich für die ganze Bevöl­
kerung produktive Arbeit schaffen können.
Ich erinnere endlich daran, daß der Landtag
durch die Landesregierung - und das nicht
einmal - glatt hineing'elegt wur,de und in
allen finanziellen Angelegenheiten immer
wieder hineingelegt wird. Für den Bau der
Langenloiser Schule, für die der Landtag
seine Zustimmung geg'eben hal, war ur­
sprünglich der Betrag von etwas über 1 Mil­
lion Schilling vorgesehen. Man hat weder bei
der Langenloiser Schule, noch beim Spei­
singer Krankenihaus, noch bei der landwirt­
schaftlichen Schule in Tullnerbach jemals
dem Landtag ein Investitionsprogramm mit
einem Kostenvoranschlag vorgelegt, sondern
man hat jedesmal den Landtag über diese
finanziellen Ding'e im unklaren gelassen. Es
wird daher notwendig sein, in Zukunft gleich­
zeitig mit dem Budget dem Landtag einen
genauen Investitionsplan vorzulegen. Daß
dies für 1950 nicht g'eschehen ist, ist ein
schwerer Mangel dies'es Bll'd,gets.

Das Budget, das wurde schon einige Mal'e
festgestellt, hat eine neue Form erhalten.
Wenn wir aber genauer hinsehen, besteht
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umgekehrt. In Wien hatte die ÖVP vor den
Wahlen den zweiten Landeshauptmannstell­
vertreter und nunmehr hat sie den ersten.
Wir haben ja hier aus den Ausführungen
des Landesrates Müllner schon gehört, daß
zarte FulLritte gegen die sozialistischen
Koalitionspartner ausgeteilt wurden. Sie
stecken einen Fußtritt nach dem anderen ,ein.
Kaum haben sie den einen empfangen, halten
sie schon wicder ihren Arsch hin, um den
nächsten zu empfangen.

2. PRÄSIDENT: Ich bitte den Herrn Abg.
Dubovsky, solche Ausdrücke zu unterlassen.

Abg. DUBOVSKY (f01~tsetzend): Das ist
ein klassisches Wort von Goethe! (Ruf bei
der Volkspartei: Ein Naziausdruck!
LandeshazllJItmannstellvertreter Popp: Er
lüassiftziert sich selber!)

Überhaupt zeigt dieser Antrag auf Ermäch­
tigung für die Landesregierung ein gewisses
En,wicklungsstadiurn, das wir in Nieder­
üsterreicherreicht haben. In Niederösterreich
gibt es nämlich so etwas wie eine Art
schleichenden Faschismus. Begonnen hat es
schon im letzten Landtag, indem man einfach
den Land,ag brüskiert hat, Budgetüberschrei­
tungen begangen hat, sich an Entschlüsse des
Landtages nicht gehalten hat und indem man
versucht hat, den Landtag in verschiedenen
finanziellen Fragen hineineinzulegen. Sei.
dem Zusammentritt des neuen Landtages
setzt sich diese Entwicklung in verstärkter
Weise fort. Begonnen ha tes damit, daß sich
der Landeshauptmann aus eigener Macht als
der einzig Zeichnungsberechtigte der Landes­
regierung eingesetzt hat, er wollte eben alle
anderen ausschalten. Das iSL wieder der
autoritäre Kurs, ,der sich hier dokumentiert.
Fortgesetzt wurde diese Entwicklung mit ver­
schiedenen anderen Maßnahmen und Akten,
die gesetzt wurden, wie die Ausschaltung der
Gewerkschaft in fast allen Personalfragen
und die Einführung geradezu eines Massen­
terrors unter dcn Ang,estellten des Landes. Es
wurde ausgesprochen, wer nicht bei der ÖVP
ist, der wird abgebaut, der fliegt hinaus!
Weiter wurde diese Entwicklung fortgesetzt
mit der Tatsache, daß man eine Reihe von
Ämtern, deren Führung nicht in einer' Person
vereinbar ist, weil sieers,e und zweite In­
stanz darstellen, einfach zusammengelegt hat.
Der Herr Präsident der Handelskammer, der
ein Konzessionsansuchen abweist, ist gleich­
zeitig die Instanz zwei,:er Ordnung, und der
Gesuchsteller, den der Handelskammerpräsi­
dent Kargl abgewiesen hat, der kann sich
dann an den Landeshauptmannstellvertreter
Kargl wenden, wenn er den Rekurs gegen
diese Ablehnung erheben will. Oder der

Finanzreferent des Landes, der alle finan­
ziellen Belange des Landes überwachen und
untersuchen soll, er ist nicht nur Finanz­
referent, er ist gleichzeitig auch geschäfts­
führender Präsident der NEWAG, der größ­
ten Landesgesellschaft, und übt 'hier auch die
Funktion erster und zwei~er Ordnung in einer
Person aus.

Fortgesetzt wird es ,dann bei den hohen
Beamten des Landes. Ich glaube, daß es auf
die Dauer unmöglich ist, daß der Sanitäts­
direktor des Landes, dem die Überwachung
aller SpLäler obliegt, gleichzeitig auch
Direktor des Landeskrankenhauses Speising
sein kann. Oder daß der verantwortliche
Referent für die landwirtschaftlichen Schulen,
der ja diese Schulen inspizieren soll, gleich­
zeitig auch Direktor der landwirtschaftlichen
Schule in Tullnerbach sein kann.

Dieser schleichende Faschismus hat nun­
mehr seine Krönung in der allgemeinen Er­
mächtigung gefunden, mit der die Landes­
regierung ausgestattet werden soll, um nach
ihrem Belieben das Budget, das der Landtag
beschlossen hat, und damit das größ:e Recht
des Landtages einfach mit Füßen zu treten.

Im Lande Niederösterreich werden in der
nächsten Zeit einig'e Wahlen sta~tfinden. Am
Sonntag die Bauernkammerwahl, am 7. Mai
die Gemeinderatswahlen. Gerade bei den
Gemeinderatswahlen konnte der naive
Staatsbürger, wenn er in der letzten Zei~

die Presse, nämlich bestimmte Zeitungen
gelesen hat, das Gefühl bekommen, daß hier
endlich ein verfassungsmäßiger Zustand her­
beigeführt wird, an dem die Landesregierung
scheinbar bisher verhindert war. Wie ist es
nun wirklich ~it den Gemeinderatswahlen?
Wer hat sie bis heute verhindert'? Wir er­
heben seit vier Jahren die Forderung nach
Durchführung der Gemeinderatswahlen.
(Allgemeine H'eiterkeit.J UnmiLelbar nach
der Wahl im Jahre 1945 wurde von uns ver­
langt, daß auch Gemeinderatswahlen statt­
finden sollen, aber wo und wann hat die
Landesregierung - bis vor kurzem - je­
mals einen solchen Beschluß gefaßl, diese
Gemeinderatswahlen abzuhalten'? Niemand
hat die Landesregierung bisher daran gehin­
dert, diesen verfassungsmäßigen Zustand her­
zustellen als sie selbst. Und nun komme ich
auf die Vorbereitungen der Gemeinderats­
wahlen zu sprechen. Hier werden bereits
Sonntagsreden darüber gehalten, und zwar
von Leuten, die es verstehen, aber auch von
Leuten, die es nicht verstehen, alle aber aus­
schließlich davon erfüllt, möglichste Propa­
ganda daraus zu schlagen. Wir wissen, wie
diese Gemeinderatswahlen in einer nieder­
trächti~en Art und Weise vorbereitet werden.
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Der Stellvertreter des Bezirkshauptmannes
in Gänserndorf, Dr. Schneider, weist die
Gendarme.rie an, die Sammlung für den
Wahlfonds der Kommunistischen Partei im
Bezirk Zistersdorf, da sie nicht bewiJIigt war,
zu verbieten. (Zalhlreiche Zwischenrufe.) Das
Originaldokument liegt hier! Als dieser Be­
amte gestellt wurde,erklärte er, er wurde
darum von einem sozialistischen Abgeord­
ne~en ersucht. (Zwischenrufe bei den Sozia­
listen.) Erstens einmal hat es noch niemals
eine Bewilligung für die Sammlung zu­
gunsteneines Wahlfonds gegeben. Dies,er Akt
des Dr. Schneider stellt einen großen Amts­
mißbrauch dar. Aber damit nicht genug, hat
sich dieser feine Herr außerdem bemüssigt
gesehen, zu verbieten, daß im Bezirk Gän­
serndorf eine Wahlz'eitung unserer Partei
vertrieben wir,d. Ich möchte hier den Herrn
Landeshauptmann fragen, ob er bereit ist,
dafür zu sorgen, daß dieser Dr. Schneider
schleunigst von der Bezirkshauptmannschaft
Gänserndorf verschwindet? Sollte das nicht
ein~reten, dann werden halt die Zistersdorfer
Arbeiter dafür sorgen, daß 'er von dort ver­
schwindet. (Zwischenruf: Nur nicht wieder
drohen!) Hier habt Ihr mit Euren Terror­
methoden ausgespielt. Eure Terrormethoden
nehmen wir nicht zur Kenn,nis und Ihr müßt
wissen, daß auf jeden dieser Akte ein Gegen­
schlag 'erfolgen wird. Wir werden Euch von
Faschisten zu Demokraten erziehen. (Zwi­
schenruf: FriedensufJostel!). Wir werden da­
für sorgen, daß man euch Demokratie bei­
bringt! Das hat sich schon in der Amtsfüh­
rung ,des Präsidiums einig'e Male heraus­
gestellt, daß man auch im La.ndtag Beiträge
zum Verständnis der Demokratie leisten
kann.

Die Gemeinderatswahlen sollen also Ihrem
Wunsche gemäß mit Einschüchterung aller
jener Menschen, die den Linksblock wählen
wollen, durchgeführt werden. Wir haben aber
keine Angst vor diesen Einschüchterungsver­
suchen. Ich unterstreiche hier nochmals voll
und ganz: Jeder dieser Einschüchterungsver­
suche - und nur diese - werden mit Gegen­
schlägen beantwortet werden. Das ist leider
die Methode dieser Landesregierung, die im
Budget faschiscische Ermächtigungen auf­
nimmt, um etwas zu erreichen.

Ich gestatte mir im Hinblick auf die Not
des niecLerösterreichischen Volkes, im Hin­
blick auf die faschistische Ermächtigungs­
bestimmung in diesem Budget, dem Hohen
Landtag einige Anträge zu stellen (liest):

,,]. Der Hohe Landtag wolle beschlieHen:
Zur Sicherstellung von Mitteln zur Fort­
führung des Wiederaufbaues und wirksamen
Bekämpfung der Arbeitslosigkei: wird die

Landesr,egierung aufgefordert, unverzüglich
von der Bundesregierung die Bezahlung der
vom Lande Niederösterreich für den Wieder­
aufbau ausgegebenen Beträge zu verlangen.

2. Der Hohe Landtag wolle beschHeßen:
Der 3. Absatz des Punktes 3 im Antrag des
Finanzausschusses zum Voranschlag 1950 soll
lauten: Zur Erzielung dieses Ausgleiches hat
der Land:ag jeweils über die Höhe der not­
wendigen Kürzungen nicht vertraglicher oder
nicht zwangsläufig festgelegter Ausgaben zu
entscheiden.

3. Der Hohe Landtag wolle beschließen:
Satz 2 im Punkt 6 im Antrag des Finanzaus­
schusses zum Voranschlag ]950 hat zu
lauten: Ist es notwendig, Ausgabenkredite
verschiedener Voranschlagssätze der gleichen
Gruppe deckungsfähig zu erklären, hat die
Landesregierung dem Landtag geeignete
Vorschläge zu unterbreiten. Absa:z 2 hat zu
lauten: Ausgabekredite innerhalb einer jeden
Gruppe können nur auf Beschluß des Land­
tages für andere als im Voranschlag vor­
gesehene Zwecke verwendet werden.

4. Der Hohe Landtag wolle beschließen:
Der Punkt 8 im Antrag des Finanzaus­
schusses zum Voranschlag ]950 ist zu
s:reiChen."

Hoher Landtag! Diese Anträge wurden ge­
steilt, um die verfassungsmäßigen Rechte des
Landtages zu gewährleisten. Der erste An­
trag wurde gestell" um endlich die Bundes­
regierung zu zwingen, ihre Schuld an das
Land Niederösterreich abzustatten, damit
dieser Betrag zur zusätzlichen Arbeits­
beschaffung verwende~ wer,den kann.

Die Sorgen und Nöte des niederösterreichi­
schcn Volkes sind groß! ,Zeigen Sie dem
niederösterreichischen Volke, daß der Land­
tag cntschlossen ist, diese Sorgen und Nöte
unseres Volkes zu beseitigen oder wenig­
stens zu lindern! Stimmen Sie für diese An.;.
träge, zeigen Sie, daß der Landtag seine ver­
fassungsmäßigen Rechte zu wahren weiß.

Landeshauptmann STEINBÖCK: Ich bitte
um das Wort zur Geschäftsordnung!

2. PRÄSIDENT: Zur Geschäftsordnung
meldet sich Herr Landeshauptmann S t ei n­
bö c k. Ich er~eile ihm das Wort.

Landeshauptmann STEINBÖCK: Hohes
Haus! Der Herr Landtagsabgeordnete Du­
bovsky hat soeben schwere Vorwürfe gegen
den Bezirkshauptmann bzw. seinen Stellver­
tr'eter von Gänserndorf erhoben. Hierzu
möchte ich kurz fests .,ellen, daß draußen im
Bezirk Gänserndorf Wahlblocks ausgegeben
werden, aber ohne Parteibezeichnung. (Rufe.'
Hört! Hört!) Die Blocks führen den Tite!
"Niederästerreichisehe Gemeinderatswahlen



Landtrug von Niederös t'er,r.ei eh. I. Sessi·on der V. Wahlper,jodie. - 10. Sitzung am 28. März 1950. 133

1950 - Wahlfondsspende 5 S." (Ruf: Volks­
demokratisch! ) Ein zweiter Block dasselbe,
zu 50 Groschen. (Abg. Dubovsky: Sie sind
ja .abgestempelt!) Es ist nicllts abgestempelt,
ich habe hier di·e Originale, und zwar wurde
einer verhaftet, der solche Blocks in der
Tasche hatte; dadurch ist die Gendarmerie
in Kenntnis j!;elangt. (Landesh'auptmannstell­
vertreter Popp: Daß die Sache unter Vor­
spiegelung falscher Tatsachen erfolgte, das
ist erwiesen!)

Ich möchte feststellen (Abg. Dllbovsky:
Zur Niedertracht geselflt sich meistens . noch
die Feigheit! - Landeshauptmannstellver­
treter Ing. Kargl: Unterbrechen Sie nicht!),
daß die polidschen Parteien selbstverständ­
lich Wahlspenden einsammeln können, wir
haben vom Standpunkt der Landesregierunj!;
hier nichts einzuwenden; aber wenn jemand
ohne Bezeichnung einer Partei Spenden für
Gemeinderatswahlen oder andere Wahlen
einhebt, so muß man der Meinung sein, daß
hier gewissermaßen mit Betrugsabsicht ge­
handelt wird.

Hä:ten Sie, Herr Kollege Dubovsky, auf
die Wahlblocks Ihrer Partei (Abg. Dubovsky:
F.s war (fer Stempel der Ortsorgalnisation
darauf!) daraufgeschrieb2n "Kommunistische
Partei" order "Linksblock" (Abg. Dubovsky:
(Steht auch darauf!), so wäre gar nichts zu
sag,en. Ich habe hier die Originale, die von
der Gendarmerie beschlagnahmt wurden. Ich
möchte hier das im Hohen Hause feststellen.

Weiter muß ich feststellen, daß der Be­
zirkshauptmann von Gänserndorf nur seiner
Pflicht nachgekommen ist. Ich möcMe den
Herrn Kollegen Dubovsky warnen, Drohun­
gen auszusprechen, weil sie zu nichts Gutem
führen. Mit Drohung'cn kann man einem Volk
Demokratie nicht beibringen (Abg. Dubovsky:
Mit Ermächtigungen vielleicht?), höchstens
Demokratie, wie Sie sie meinen. Wir sind
Demokraten, Herr Abg. Dubovsky, und wir
stehen auf dem Boden der Demokratie und
wollen die Gleichberechtigung aller! (Zwi­
schenrufe des Abg. Dubovsky.) Das steht
ganz außer Zweifel. Wir haben uns immer
darnach gehalten, aber so wie Sie es meinen,
werden wir die Demokratie in Österreich
nicht vorwärtsbringen. (Lebhafter Beifall bei
der OVP,)

2. PRÄSIDENT: Damit ist die Rednerliste
zur Generaldebatle erschöpft. Der Herr Be­
richterstatter hat das Schlußwort.

BerichterstaLer Abg. KUCHNER (SchlaB­
wort): Am Schlusse der GeneraJ.debatte wur­
den mehrere Anträge gestellt. Ich möchte
bitten, diese Anträge am Schlusse der Spe­
zialdebatte zur Abstimmung zu bringen.

Zur GeneraJ.debatte selbst möchte ich mich
nicht besonders äußern, da ja Änderungen
im BHdget in keiner Form beantragt wurden.
Es kann als ein gutes Zeugnis für den Finanz­
ausschuß und für die Ersteller dieses Vor­
anschlages gelten, wenn ein Herr die Arbeit
des Finanzausschusses, resp. der Landes­
regierung als saubere Arbe.it und ein anderer
Herr das Budget als solches des guten Wil­
lens bezeichnet hat. Und ich glaube, das ist
es auch. Ich stelle daher den Antrag, in die
Spezialdebatte einzugehen.

2. PRÄSIDENT (nach Abstimmung): Ich
erkläre die einstimmige Annahme.

Ich beabsichtige, bei der Spezialdebatte die
Beratung und Beschlußfassung lies ordent­
lichcn Voranschlages nach Gruppen vorzu­
nehmen, die Beratung und Beschlußfassung
des außerordentlichen Voranschlages über
alle Gruppen und des Dienstpostenplanes je
unter einem abzuführen, und nach Abstim­
mung über dcn ordentlichen Voranschlag, den
außerordentlichen Voranschlag und den
Dienstpostenplan 1950 über den Voranschlag
des Landes Niederösterreich für das Jahr
1950 als Ganzes hinsichtlich Erfordernis und
Bedeckung, über die Anträge des Finanzaus­
schusses zum Voranschlag Punkt 1 bis
Punkt 9, PunkL 11 und Punkt 12 und Punkt 10
im Wortlaut des Gesetzes, für Titel und Ein­
gang und für das Gesetz als Ganzes ab­
stimmen zu lassen. Zum Schlusse werde ich
über die Resolutionsanträge des Finanzaus­
schusses - Zahlen 68/1 bis 68/7 - abstimmen
lassen.

Wir gelangen nun zur Bera~ung der ein­
zelnen Gruppen des Voranschlages des Lan­
des Niederösterreich für das Jahr 1950. Ich
ersuche den Herrn Refer·enten K u c h ne r,
die Debatte über die Gruppe 0, Landtag und
Allgemeine Verwaltung, einzuleiten.

BerichterstatLer Abg. KUCHNER: Hohes
Haus! Die Gruppe 0, Landtag und Allge­
meine Verwaltung, teilt sich in folgende
Unterabteilungen: Landtag, Landesregierung,
Aml der Landesregierung, Bezirkshaupt­
mannschaften, Besondere Verwaltungsbehör­
den, Ruhe- und Versorgungsgenüsse sowie
Sonstige Aufwendung'en. (Erträge).

Die Gesamtausgabensumme dieser Gruppe
beläuft sich auf 71,682.600 S, denen Ein­
nahmen von 6,223.100 S gegenüberstehen. Zu
bemerken wäre hiezu, daß in' dieser Gruppe
eine Deckungsfähigkeit vorgesehen ist zwi­
schen 02-43 und 02--44: InstandhaltUng von
Personenkraftwagen und Neuanschaffung von
solchen. Eine weiter'e Deckungsfähigkeit ist
zwischen den einzelnen Voranschlagssätzen
betreffend den Amtsaufwand vorgesehen.
Dies dient zur Vereinfachung der Verwaltung
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und gib~ dem Dienststellenleiter die Möglich­
keit, die zugewiesenen Mittel zweckentspr'e­
chend zu verwenden. Es sind das vor allem
die Ansätze für Allgemeine Amtserforder­
nisse mit 78.500 S, Gebäudeerhaltungs- und
Gebäudebenützungskosten mi~ 22.700 S sowie
Kraftfahrwesen mit 4.000 S. Erstmalig er­
scheint in dieser. Gruppe ein Betrag von
50.000 S als Ausgab~npostfür Gemeinschafts­
feiern und Betreuung der Bediens,eten des
Amtes der nö. Landesregierung. Ein beson­
der,er Betrag wurde erstmalig auch eingesetzt
-- ebenfalls mit 50.000 S - für Leistungen
auf Grund des Amtshaftungsgese tzes. Die
Veranschlagung des Betrages für Subven­
tionen an Verbände und Vereine mit 100.000 S
verfolgt den Zweck, die bisher auf verschie­
denen Voranschlagsansätzen verrechneten
Subventionen auf einem Voranschlagsansatz
zu sammeln. Außerdem ist ein Betrag von
40.000 S für die abzuha'1tenden Gemeinderats­
wahlen vorgesehen.

Ich bitte um Eingehen in die Spezial­
debatte.

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt der
Herr Abg. Dr. S te i n g ö t t e r.

Abg. Dr. STEINGÖTTER : Hohes Haus!
Bei diesem Kapitel treten natürlich die
Personalausgaben besonders in den Vorder­
grund. Die Frage der Personalausgaben tür
die Aktiven in ihrem Verhältnis zu den
Personalausgaben für die Pensionen spielen
für alle Gebietskörperschaften, für Bund,
Land und Gemeinden, eine immer größere
Rolle, weil bei der durch die beiden Kriege
einge',retenen Überalterung der Bevölkerung
die Pensionslasten ziemlich a'nschwellen.

Es wird bei dieser Gelegenheit natürlich
immer getrachtet, für die betreffenden
Gebietskörperschaften Einrichtungen zu
schaffen, ,damit die Zahlung der Pensionen
in bezug auf das gesamte Budget erträglich
wird. Für die früheren sogenannten Gau­
beamten des Landes Niederösterreich war
nun eine solche Einrichtung vorhanden, näm­
lich die sogenannte Versorgungskasse. Diese
Versorgungskasse wur,de am 1. April 1942
geschaffen. In diese Kasse hatte der Dienst­
geber damals 9 % der jährlichen Aktivitäts­
g'ebühren, die für den Ruhegehalt anrechen­
bar waren, als Umlage einzuzahlen, und zwar
damals unter der nationalsozialistiscnen
Herrschaft den ganzen Be~rag, weil ja das
Deutsche Reich den Begriff des Pensionsbei­
trages von seiten des Gehaltsempfängers
nicht kannte. Nach der Befreiung im April
1945 wurde für diese Versorgungskasse ein
öffentlicher Verwalter bestell" welcher Zu­
stand bis heute noch besteht. Im allgemeinen

ist die Verwaltung dieser Versorgungskasse
eine billige, weil ja die Peronalausgaben für
die Angestellten dieser Versorgungskasse
nicht mehr als 2% betragen. Es gibt für diese
Versorgungskasse ordentliche und freiwillige
Mitglieder. Das Land Niederösterreich ist für
seine Beamten ein freiwilliges Mitglied, wäh­
rend die S,atutarstädte, die Gemeinden und
die Gemeindznverbände sogenannte Pflicht­
mitglieder sind. Bis jetzt war leider eine
genaue Rechnungslegung dieser Versorgungs­
kasse nicht möglich, weil die gebührenmäßige
Erfassung der Beiträge der einzelnen Mit­
glieder noch nicht möglich war. Bis ungefähr
M'ife des Jahres 1949 hatte die Kasse
334 Mitglieder. Diese 334 Mitglieder haben
nun zum Beispiel im Jahre 1949 - diese
Berechnung gilt für die Mitte des Jahres -­
ungefähr einen Betra,I.C von 3 Millionen Schil­
ling an Umlagen eingezahlt. Ausg'egeben
wurden aber an die 558 P'ensionsbezieher
3,800.000 S, so daß eigentlich schon mitten
im Jahre 1949 für diese Versorgungskasse ein
Defizit entstanden wäre. Nun sind aber glück­
licherweise aus den Jahren 1946, 1947 und
1948 noch Rücklagen vorhanden gewesen, so
daß also diese 3,800.000 S ausbezahlt werden
konnten. Die Reichschatzscheine, über die die
Versorgungskasse aus den Jahren 1942, 1943,
1944 und 1945 in einem Betrag von über
3 Millionen Schilling verfügte, sind natürlich
vollkommen wertlos geworden. Schon im
Jahre 1947 mußte aber der Prozentsatz der
Umlage erhöht werden, weil schon damals
die Versorgungskasse nicht mehr die Pen­
sionszahlungen hätte durchführen können,
und zwar wurde diese Umlage von 9% auf
27% erhöht. Mit dieser Umlage von 27%,
wovon nach österreichischer Übung eben ein
Teil auf die Gehaltsempfänger und ein Teil
auf die Gemeinden und Gebietskörperschaf­
tenentfällt, war also ein Auskommen nur
unter Zuziehung der genannten Rücklagen
möglich. Schon damals wurde der Plan ge­
faßt, für diese Versorgungskasse, die zu
einem wirklichen Sorgenkind geworden ist,
ein eigenes Gesetz zu schaffen. Viel
schlechter steh~n jetz t die Verhältnisse im
Jahre 1950. Da ist zum Beispiel von einer
Stadt ausgerechnet worden, daß sie für
dieses Jahr - nachdem die Versorgungs­
kassIe ihr mitgeteilt hat, daß mit der Umlage
von 27% das Auslangen nicht mehr gefunden
werden kann, sondern daß mit der Zahlung
einer 50%igen Umlage gerechnet werden
müsse - 600.000 S samt den Nachzahlungen
für die Pragmatisierung der älteren Beamten
zu zahlen hätte, während sie aus der Ver­
sorgungskasse nur 180.000 S hereinbekommt.
Es ist selbstverständlich, daß dieser Umstand
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natürlich bei dieser Stadt und bei den
anderen Städten zu der Erwägung führ" ob
man nicht einfach aus dieser Versorgungs­
kasse austreten müsse. Dabei wäre zu be­
achten, daß man natürlich sämtliche bisher
eingezahlten Gelder verlieren würde, denn es
wurde bereits eine vorläufige Rechnung auf­
gestellt, aus der hervorgeht, daß im Jahre
1950 für 600 solcher Pensionisten zirka 6 Mil­
lionen Schilling zu bezahlen wären, für die
die Umlagen vielleicht nur ganz knapp aus­
reichen würden. Es ist infolgedessen ein
Gesetzentwurf gemacht worden, der nach
Begutachtung durch das Bundeskanzleramt
sich jetzt wieder im Hohen Landtag befindet
und wir müssen nur fordern, daß dieses
Gesetz möglichst bald dem Landtag zur Be­
schlußfassung vorgelegt wird. Nach diesem
Gesetzentwurf hätte diese Versorgungskasse
Pensionsausgleichskasse zu heißen. Sie würde
dem Landesamt für Finanzen unterstellt wer­
den und bekäme einen Beirat, bestehend aus
7 Mitgliedern der Statutarstädte und der Ge­
meinden und 4 Vertretern der Pensionisten.
Aber in dem bisherigen Rahmen würde auch
diese neue Kasse wahrscheinlich wieder in
der Zukunft vor neuen Schwierigkeiten
stehen. Deswegen muß unbedingt - damit
wird sich eben der Landtag zu befassen
haben - der Kreis der Versicherten größer
gezogen werden. Es wäre nach diesem Ge­
setz eine unbedingte Notwendigkeit, daß auch
sämtliche Beamte des Landes in diese Pen­
sionsausgleichskasse einbezogen werden. Wir
wünschen deshalb eine möglichst baldige
Vorlage dieses Gesetzes, damit sowohl die
finanziellen Verhältnisse des Landes, als auch
die der' Gemeinden in Ordnung kommen.
(Beifall links.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. K re i n e r.

Abg. KREINER: Hoher Landtag! Budget­
beratungen sind sehr ernste Beratungen,
denn von dem Ergebnis dieser Beratungen
hängt es ab, welcher Weg gegangen werden
soll. Das Kapitel "Allgemeine Verwaltung"
zwingt im Zusammenhang mit dieser Budget­
debatte dazu, einige Fragen aufzuwerfen, die
zumindest für uns als Sozialisten von Be­
deutung sind. Der Herr Landesrat Müllner
hat in seinen Schlußbetrachtungen so im
Vorübergehen ein Wort eingeflochten, das er
scheinbar nicht gerne hört; das war in jenem
Augenblick, als er von einer Verwaltungs­
reform sprach und von der er sagte, daß wir
über sie lieber nicht viel reden sollten, weil
sich Schwierigkeiten, Meinungsverschieden­
heiten und Mißverständnisse ergeben könnten.
Wir Sozialisten sind aber der Meinung, daß

wir gerade bei dem KapLei "Allgemeine Ver­
waltung", in dem Millionenbeträge eine Rolle
spielen, zu dieser Verwaltungsreform doch
einiges zu sagen haben, schon aus dem
Grunde, weil wir uns seit Kriegsende ver­
waltungsmäßig in einem Zustand befinden,
der nicht als gesund angesehen werden kann.

Es ist den Mitgliedern des Hohen Hauses
bekannt, welchen S:andpunkt die Sozialisten
zur Verwaltungsreform grundsätzlich ein­
nehmen. Wenn wir von Verwaltungsreform
reden, meinen wir nicht Beamtena-bbau und
nicht Drangsalierung der Beamten, sondern
da meinen wir, daß im Rahmen größerer
Richtlinien erstens einmal gewisse Einrich­
tung,en aus der Kriegszeit abgeschafft wer­
den, daß weiter gewisse aus der Vergangen­
heit stammende Rechtsvorschriften auf­
gehoben werden und schließlich daß die
Textierung der Gesetze in einfacherer und
verständlicherer Form erfolgt als dies bisher
geschieht. Wenn wir von Verwalmngsreform
sprechen, meinen wir, daß wir die Beamten
in den Ämtern endlich einmal von all der
Last überlieferter Traditionen befreien müs­
sen, die sie in ihrer Tätigkeit dem Volke
gegenüber hemmen. Wenn wir von Verwal­
tungsreform sprechen, denken wir auch
daran, daß wir alle zusammen Diener an
unserem Volke sind und daß die Männer und
Frauen, die die Ämter aufsuchen müssen, um
Rat und Auskunft zu erhalten, diese auch
wirklich bekommen und dabei entsprechend
behandelt werden.

In diesem Zusammenhang werden wir
Sozialisten von unserem alten Grundsatz der
Demokratisierung der Bezirksverwaltungen
niemals abgehen und bei jeder Gelegenheit
und bei leder Beratung, vor allem bei den
Budgetberatungel1, aufs neue die Forderung
erheben, daß endlich die Bezirksverwal­
tungen demokratisiert werden. Wir haben
eine demokratische Landesverwaltung durch
den Landtag, wir haben die demokratischen
Gemeindevertretungen, in der MUe aber ein
Verwaltungsgebiet, das viel zu wünschen
übrig läßt, weil es jede demokratische Er­
ziehung des Publikums, aber auch der Be­
amten unmöglich macht. Wir wissen, daß
einzelne Beamte sich gegen die Demokrati­
sierung der Bezirksverwaltungen wehren,
weil sie wissen, daß sie mit der Demokrati­
sierung nicht nur am Ende ihrer Herrschaft
angelangt, sondern auch einer gewählten
Bezirksvertretung verantwortlich sind. Es ist
für mich immer beschämend, wenn ich
irgendwo bei einem Amt, z. B. bei einer

I Bezirkshauptmannschaft, bin und vor den
Tür'en der Amtsräume eine Kette von Leuien
verängstigt stehen und warten sehe, ängst-
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Iich bebend vor dem, was der oder jener
gewaltige Beamte ihnen zu sagen haben
wird. Es is~ für mich aber auch beschämend,
wenn ich feststellen muß, daß gewisse lei­
tende Beamte der Bezirkshauptmannschaften
sehr wenig von jenem Geist zeigen, den wir
brauchen, wenn wir wirklich Diener unseres
Volkes sein, wirklich das Volk demokratisch
erziehen wollen. Da gibt es im Lande Nieder­
österreich einen Bezirkshaup;mann, der die
Herren Bürgermeister auf eine ganz eigen­
artige Weise in das Amt zu rufen gewohnt
ist. Der Bürgermeister ist eine gewählte
Person. Unsere Bürgermeister sind Men­
schen, die sich im" Jahre 1945 in den Dienst
der Allgemeinheit gestellt und dabei manches
Heldenstück vollbracht haben. Es ist meiner
Meinung nach eines Bürgermeisters un­
würdig, wenn er eine Karte mit folgendem
Wortlaut bekommt: "An den Bürg'ermeister
in. . .. Sie wer'den aufgefordert, unter Mit­
nahme dieser Ladung in Angelegenheit .....
als Beteiligter bei diesem Amt persönlich zu
erscheinen. Der Bezirkshauptmann." Ich
glaube, daß wir hier einen schweren Mangel
feststellen müssen. In diesem Hohen Hause
wurde heute soviel von Demokratie, von der
Freiheit und von der Widerstandskraft un­
seres Volkes geredet. Ich glaube, daß wir
den Kampf um unsere Freiheit nach außen
hin nur führen können, wenn wir innerlich
die demokratische Gesinnung fühlen und
wenn es uns gelingt, die Menschen zu Demo­
kraten zuerz,iehen. Wie soll ein biederer,
einfacher, kleiner Bauer, ein Arbeiter, ein
Angestellter oder ein Bürgermeister, der auf
irgendeinem Amt zu tun hat und so behan­
delt wird, wie ich es geschildert habe, an die
Demokrati'e glauben'? Wie wollen wir diesen
Menschen einreden, daß er imstande sein
soll, seinen FreiheitswiUen gegenüber einer
Besatzungsmacht zu bekunden, wenn wir
selbst wenig dazu beitragen, die demokra­
tische Gesinnung zu stärken? Es ist meiner
Meinung nach· unwürdig, wenn 'es heute noch
Bezirkshauptmänner gibt, die ihre Dienst­
besprechung'en in Form von Appellen durch­
führen, bei denen die Bürgermeis'~'er auf­
stehen müssen, wenn der Herr Bezirkshaupt­
mann den Saal betritt. (Zwischenrufe,) Meine
sehr geschätzt'en MitgJi.eder des Landtages,
ich hatte das Glück, acht Jahre in einem
sozialistischen demokratischen Land zu leben.
Wissen Sie, was ein schwedischer Bürger­
meister gesagt hätte, wenn ihm das passiert
wäre? Drar at helvete! Zieh' zur Hölle, Be­
zirkshauptmann!

Sehr geschätzte Männer und frauen, es ist
unsere Aufgabe und es ist Aufgabe der
Landesverwaltung, daß man die Beamten,

die keine Ahnung von einer Demokratie
haben, zur Demokratie erzieht. Es wäre auch
wünschenswert, daß in manchen Bezirks­
hauptmannschaften einzelnen TeUen der
Beamtenschaft in Kursen die primitivsten
Grundsätze der Demokratie beigebracht
werden,

Wir Sozialisten sind im Zusammenhang
mit der Verwaltungsreform für eine Demo­
kratisierung der Bezirksverwaltungen, weil
wir darin nicht nur die Wiedergutmachung
eines Unrechtes erblicken, sondern weil wir
darin auch eine Grundlage zur Stärkung des
demokratischen Selbstbewußtseins und des
demokratischen HandeIns unserer Menschen
draußen sehen. Und aus diesem Grunde wer­
den wir' bei jeder sich uns bie~endel1 Gelegen­
heit auf die Notwendigkeit der Demokrati­
sierung der Bezirksverwaltungen hinweisen.
Es wäre Aufgabe des nö. Landtages, wenn
auch ein Bundesverfassungsgesetz noch nicht
vorhanden ist, Anordnungen an die Landes­
regierungergehen zu lassen, daß gewisse
schwerwiegende Mängel draußen abges,tellt
werden.

Hohes Haus! Ich bitte, diese Worte nicht
als eine Phrase aufzufassen, sondern hinter
diesen Worten etwas sehr Ernstes zu er­
blicken. Von 1945 bis 1950 haben wir einen
Prozeß hinter uns, der langsam einem Ge­
sundungsprozeß auf wirtschahlichem Gebiet
gleicht. Zu di,esem wirtschaftlichen Gesun­
dungsprozeß brauchen wir aber auch den
geistigen Gesundungsprozeß. An der Säule,
die unser demokratisches Land stützt, merken
wir, daß in der MiLeeine poröse Stelle ist,
di'e fester ummauert und ausgebessert wer­
den muß, wenn diese Säule nicht einmal zu­
sammenbrechen soll. Der WiderstandswiIle
des niederösterreichischen Volkes zur Frei­
heit nach außen verlangt, daß wir selbst alle
mUeinander alles dazu beitragen, diesen
Widerstandswillen nach innen zu festigen,
das heißt, die Demokratie zu festigen und
den österreichischen Menschen das demokra­
tisch'e Bewußtsein zu geben, daß wir Gleiche
unter Gleichen sind und daß die Hoch­
achtung, die wir einander entgegenbringen,
k'eineerzwungellie, sondern eine freiwillige,
auf Freiheit und Respekt aufgebaute ist. Ich
fühle mich veranlaßt, zu den Auslassungen
des Herrn Abg. Dubovsky im Zusammenhang
mit der Gänsemdorfer Angelegenheit einige
Bemerkungen zu machen. Der Herr Abg. Du­
bovsky hat, obwohl er meinen Namen nicht
minnte, mit dem sozialistischen Abgeordneten
aus Gänserndorf nur mich gemeint und hat
mich also gewissermaßen beschuldigt, mich
als Angeber bei der Bezirkshauptmannschaft
Gänserndorf betätigt zu haben, damit die
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Sammelg-elder der Kommunistischen Partei
beschlagnahmt werden. Ich stelle dazu sach­
lich folgendes fest:

Am 1. März 1950 wurde in Drösing ein
Johann Weinhofer wegen Betruges verhaftet.
Bei der Verhaftung fand man eine Anzahl
dieser ominösen kommunistischen Sammel­
blocks. Das war die Veranlassung dazu, daß
sich die Behörden für diese Angelegenheit
interessierten. Ich stelle weiter fest, daß ich
deshalb die Behörden darauf aufmerksam
gemacht habe, weil in 'einigen Oreen nach­
weisbar die Menschen, die die Samme!blocks
vertrieben haben, diese Sammelblocks zu
Sammlungen für die Freiwillige Feuerwehr
verwendet haben. (Zwischenrufe: Hört, hört/)
Ein solcher Vorgang ist in meinen Augen
einer Partei nicht würdig. (Zwischenruf: Ein
kommunistischer Wahlfonds für die Frei­
wilUge Feuerwehr!) Wenn die Kommuni­
stische Par,ei Wahlblocks verteilt, ist das ihr
gutes Recht. Ich erwarte nur, daß sie den
Mut aufbringt, diese Blocks unter ihrem
Namen ehrlich an den Mann zu bringen. Das
ist der StarJldpunkt, den wir einzunehmen
haben und dem nich,s anderes hinzuzufügen
ist. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Te s a r.

Abg. TESAR: Hohes Haus! Bevor ich zu
der Gruppe 0 spreche, möchte ich dem
Hohen Hause die Mitteilung machen, daß die
Äußerung,en des Herrn Abg. Dubovsky, be­
treffend den Betrieb in Marktl, dahingehend
ergänzt werden müssen, daß dort der Be­
triebsobmann Lois Reiter de facto die ganze
Gewalt ausübt und er sicherlich sehr bemüht
sein wird, die Sperrung des Betriebes zu ver­
hindern. Das wollte ich hier mitgeteilt haben.

Nun kurz zu den Ausführungen meines
Vorredners über die Demokratisiening der
Bezirksverwaltungen. War das im Vorjahr
der Abg. Vese!y, der zu diesem Punkt ge­
sprochen hat, so hat heuer sein Kollege über
dIeses Kapitel seine Meinung kundg-etan. Wir
stehen nicht als Vertreter der Bezirkshaupt­
leute hier, sondern als Vertreter der Wähler­
schaft. Ich weiß, daß sich der derzeitige Zu­
stand draußen in den Bezirken bisher als gut
und nützlich erwiesen hat und es wird auch
in der Zukunft so sein. Die Ges,altung der
ganzen Verwaltung draußen ist ja so, wie wir
sie bereits hier im Landtag, bei der Landes­
regierung und bei der Bundesregierung vor­
finden. So wie wir als die Beauftragten des
Volkes den Herrn Landeshauptmann gewählt
haben, so haben wir für draußen -den Bezirks­
hauptmann als den Ver.reter des Landes- '
hauptmannes bestimmt. Ich möchte den

Bürgermeister kennen, der heute vor einem
Bezirkshauptmann kriecht. Einen solchen
gibt es nich:! Wo bliebe da die Autorität des
Bürgermeisters, wenn er vor seinem Bezirks­
hauptmann kriecht? Wenn es solche Fälle
gegeben hat - das sind gewiß nur EinzeI­
erscheinungen -, dann müßte ich es als
Bürgermeister von ganzem Herzen. bedauern,
daß ein freigewählter Mann sich so weit er­
niedrig-en läßt. Wie wir berei,s aus den Aus­
führungen des Herrn Finanzreferenten ge­
hört haben, müssen wir dem Sparsinn hul­
digen und deswegen können wir, meine lieben
Freunde, nicht neue Körperschaften schaffen.
Wir wissen, daß ein einheitlicher Wille
herrscht, früher oder später Beiräte als be­
ratende Organe einzusetzen. Bezirke und
Gemeinden werden in diesen Beirat ihre Ver­
treter entsenden, so z. B. für das Fürsorge­
wesen, für das Straßenwesen, für das Schul­
wesen u. dgJ. Das ist unsere Ansicht, die sich
auf die Erfahrungen, die wir immer wieder
gemacht haben, gründet.

Auf die Gruppe 0 entfallen rund 20% der
gesamten Ausgaben dieses Budgets. Hier
müssen wir neuerlich feststellen, daß das
Verantwortungsbewußtsein sowohl bei den
Mitgliedern der Landesregierung mit dem
Landeshauptmann an der SpEze, als auch bei
der Beamtenschaft es erreicht hat, daß es
aufwärts- und vorwärtsgegangen ist. Wenn
es im vorigen Jahre nicht immer so war, wie
es der Fahrplan vorgeschrieben hat, dann ist
das eben den widrigen Verhältnissen zuzu­
schreiben. Es ist aber nützlich gewes,en, daß
bei diesem oder jenem Kapitel Überschrei­
tungen gemacht wurden, weil die Arbeits­
losigkeit sonst noch größer geworden wäre.
Es mußten eben Mittel und Wege gefunden
werden, um durchzukommen.

Bei -dieser Gruppe müssen wir aber auch
feststellen, daß im Zuge der geplanten Ver­
waltungsreform die möglichste Verwaltungs­
vereinfachung erreicht werden muß. Wir
können uns z. B. ganz gut vorstellen, daß den
Bürgermeistern die verschiedenen Verord­
nungen im Wege des Landesgese~zbIatteszur
Kenntnis gebracht werden und nicht, daß
jede der 21 Bezirkshauptmannschaften diese
Verordnungen vervielfältigt und sie den
Bürgermeistern zumittelc. Auf diese Weise
könnte nicht nur Zeit, sondern auch eine un­
nütze Geldauslage vermieden werden. Im
heurigen Budget ist ja für die Hausdruckerei
im außerordentlichen Voranschlag eine außer­
ordentliche Zuwendung enthalten, die die
Druckerei in die Lage versetzen wird, auf
raschestem Wege die notwendigen Verlaut­
barungen herzustellen.

Nicht minder wichtig ist - speziell für das
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Gebirge und für das Land draußen - die
Agrarbezirksbehörde. Es ist auch wichtig,
daß sie mit den no (wendigen technischen
Behelfen versorgt wird. Auf diesem Gebiete
muß unbedingt Vorsorge getroffen werden.
Wir legen einen ganz besonder-cn Wert auf
die Ausgestaltung der Agrarbezirksbehörde
und fordern, daß im Einvernehmen mit den
Bürgermeistern alles vorbereLet wird, was
notwendig ist. Hier könnte gar manches
durch praktische Arbeit eingespart werden.

Beim Amt der Landesregierung haben wir
eine sogenannte Gü;erwegabteilung und bei
der Agrarbezirksbehörde desgleichen eine
solche. Beide DientssteHen bauen Güterwege.
Bei der Bauaufsicht könnten die Auslagen in
der Weise vermindert und die Arbeit verein­
facht werden, daß nur ein Ingenieur, ent­
weder von der Gü~erwegabteilung oder von
der Agrarbezirksbehörde als Aufsichtsorgan
für die Bauvorhaben fungiert.

Nicht minder wichtig ist eine andere Tat­
sache, die uns sehr, sehr am Herzen liegt.
Die Landesregierungsreferenten müssen näm­
lich die Akten über Bauten, zu denen der
Bund Beiträge leistet, in die zuständig-en
Ministerien geben, wo neuerlich Fachleute
und Techniker prüfen, ob dieses oder jenes
Bauvorhaben richtig ist. Jeder Beamte beim
Land, der erstmalig die Bauvorhaben prüft,
handelt in vollster Verantwortung und tut
sein Bestmöglichstes. Daher ist es nicht
nötig, daß man monatelang auf die Erledi­
gung dieser Akten durch das MinisIerium
warten muß.

Das ist auch die Ursache, daß ich mich
entschlossen habe, dem Hohen Landtag fol­
genden Resolutionsantrag zur Annahme vor­
zulegen (liest):

"Die nö. Landesregierung wird aufgefor­
dert, umgehendst geeignete Maßnahmen zu
tr-eHen, daß alle Vorbereitungen, die für den
Wiederaufbau notwendig sind, in Direktver­
handlungen der beteiligten Referate von
Land und Bund durchgeführt werden, wo­
durch der zeitraubende Aktengang vermieden
und technisches Personal eingespart werden
soll."

Ich bitte um Annahme dieses Resolutions­
antrages. (Beifall bei der Osterreichischen
Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Pos pis chi 1.

Abg. POSPISCHIL: Hoher Landtag! In
der Gruppe 0 des Budgetvoranschlages fin­
den wir auch die Erfordernisse für die Be­
zirkshauptmannschaften. Die Tatsache, daß
es heute immer noch, obwohl die Monarchie
schon lange der Vergangenheit an~ehört,

Überbleibsel der monarchisdschcn Verfas­
sung gibt, nämlich eingesetzte Bezirkshaupt­
leute an Stelle gewählter Bezirksvertreter,
zeigt mit aller DeuJichkeit, wie die Regieren­
den in Wirklichkeit über Demokratie denkeIl.

Die Forderung nach der Demokratisierung
der Bezirksverwaltungen ist nicht nur ein
wescntlicher Teil der Forderung der Sozial­
demokraten gewesen, sondern auch in der
Sozialistischen Partei wurde ein entspre­
chender Beschluß gefaßt, der seinen Aus­
druck in dem Gesetzantrag fand: "Bundes­
verfassungsgesetz über die Demokratisierung
der Bezirksverwaltung", der von den Ab­
geordneten Eibegger und Gcnossen bereits
am 18. Juni 1946 im Nationalrat eingebracht
wurde.

Nur wer die autoritäre Herrschaft vieler
Bezirkshauptleute kennt, wird die Notwendig­
keit der Demokratisierung der Bezirksver­
waUungen auch wirklich vollauf begreifen.
Vollkommen richtig heißt es daher in den
Vorbemerkungen des sozialistischen Gesetz­
antrages von 1946 (liest): "Wenn man den
Gründen nachgeht, warum der demokratische
Aufbau der V-erwaltung gerade vor den
Bezirkshauptmannschaften Halt gemacht hat,
wird man vergeblich nach einer Erklärung
suchen. " Es ist geradezu verwunderlich,
daß unter dem Regime einer Verfassung, dic
im Artikel I ausspricht, daß alles Recht vom
Volke ausgeht, die weiter vorsieht, daß die
Verwaltung in der höchsten Instanz des
Bundes und der Länder von gewählten
Organen ausgeübt wird, und die im Artikel 91
sogar bestimmt, daß das Volk auch an der
Rechtsprechung mitzuwirken hat, bei der
VerwaUung in der untersIen Instanz die ge­
wählten Vertreter bisher tatsächlich ausge­
schaltet waren."

Inzwischen sind nicht weniger als vier
Jahre verstrichen, und die Versprechungen
des Innenministers Helmer, das Innenmini­
sterium einen neuen Gesetzantrag ausarbeitcn
zu lassen, gehören auf die gleiche Linie der
ministeriellen Versprechungcn wi-c jene über
die Preissenkungen.

Für uns in Niederösterreich bedeutet diese
Frage nicht nur eine Revision monarchisti­
scher Überlieferungen - wobei wir natürlich
wissen,daß die ÖVP, wie dies mein Vor­
redner bereits ausgeführt hat, gegen die
Demokra:isierung der Bezirkshauptmann­
schaften ist -, sondern sie ist auch eine
außerordentliche Notwendigkeit für die
Gemeindefunktionäre, deren schwere Arbeit
nicht durch fortgese~zte Schwierigkeiten der
Bezirkshauptleute noch erschwert werden
darf. Es ist zum Beispiel auf die Dauer ein­
fach unhaltbar, daß die eingesetzten Bezirks-
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hauptleuce durch ihre mitentscheidende Funk­
tion bei Verleihung der Gewerbekonzessionen
in die wirtschaftlichen Verhältnisse der
Staatsbürger eingreifcn.

Ich erlaube mir daher, dem Hohcn Land­
tag folgenden Resolutionsantrag vorzulegen
(liest) :

"Der Land:ag wolle beschließen: Die
Landesregierung wird aufgefordert, bei der
Bundesregierung die Schaffung eines Ge­
setzes zur Bildung demokratischer Bezirks­
hauptmannschaften zu beantragen."

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Na gl.

Abg. NAGL: Hohes Haus! Als Mitglied
des Land,ages aus dem südlichen Wald­
viertel Niederösterreichs, dem man inder
Nazizeit alles geraubt hat, dem man Bezirks­
hauptmannschaft und Bezirksgericht ge­
nommen hat, habe ich dcn Wunsch der Be­
völkerung dieses Gebietes zu vertreten, daß
man diese Einrichtungen und Ämter wieder
nach Pöggstall bringen solle. Das ist nicht
nur der Wunsch der Bauernschaft, sondern
auch der Wunsch der Gewerbetreibenden wie
der Arbeiter und AngestelLen, denn die Be­
wohner dieses Gebietes müssen oft ganze
Tagesreisen machen, wenn sie irgendetwa s
bei der ßezirkshauptmannschaft zu erledigen
haben. Außerdem sind diese Fahrten mit
Kosten verbunden.

Daher erlaube ich mir diesbezüglich fol­
genden Resolutionsantrag zu stellen (liest):

"Der Landtag wolle beschließen: Die
nö. Landes,regierung wird aufgefordert, die
Wiedererrichtung der Bezirkshauptmann­
schaft und des Bezirksgerichtes in Pöggstall
durchzuführen bzw. zu veranlassen.

Es ist der allgemeine Wunsch der Bevöl­
kerung von Pöggstall und Umgebung, daß
die Bezirkshauptmannschaf: und das Bezirks­
gericht in Pöggstall wieder errichtet wird.
Die Auflösung der genannten Behörden hat
zu einer Verdorfung des ganzen Sprengels
nördlich der Donau bis an die oberöster­
reichische Grenze geführt, und dies bedeutet
einen schweren Nachteil insbesondere für die
Handel- und Gewerbetreibenden." (Zus'tim­
mung.)

Ich bitte das Hohe Haus, diesen Antrag
anzunehmen. (Beifall.)

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. S i g m und.

Abg. SIGMUND: Hoher Landtag! Unter
Gruppe 0 finden wir auch das Kraftfahr­
wesen. Es wurde heute schon von einigen
Abgeordneten darauf hingewiesen, daß es
unbedingt notwendig ist, eine sparsame Ver­
waltung aufzurichten. Wenn wir in der
Gruppe 0 diese Posten zusammenrechnen,

finden wir, daß 2,526.000 S für das Kraft­
fahrwesen des Amtes der Landesregierung
sowie für Miete und Garagierung der Dienst­
kraftwagen ausgegeben wer,den. Es ist uns
klar, daß auch Niederösterreich im Jahre 1945
den gesamten Wagenpark verloren hat und
daß wir mit improvisierten Mitteln daran­
gehen mußten, einen Verkehr mit ehemaligen
Wehrmachtsautos einzurichten. Wir wissen,
daß besonders im Jahre 1945/46 die Bau­
ämter unter ungeheuerlichen Schwierigkeiten
zu leiden haten, da ihre Beamten nicht zu
den Baustellen kommen konnten, weil ihnen
nicht der erforderliche W.agenpark zur Ver­
fügung stand. Das gleiche haben wir fest­
gestellt und stellen es auch heute noch bei
den BezirkshaupcmannschaHen fest, daß_ dort
der Wagenpark veraltet ist ,und daß die
Reparaturkosten weit über das normale Aus­
maß hinausgehen. Es wäre daher unbedingt
notwendig, daß man auch hier Einsparungen
durchführt. Im Budget sind für die Instand­
haltung von Personenkraftwagen 600.000 S
und für die Instandhaltung der Lastkraft­
wagen 254.000 S vorges'ehen. Das ist 'ein
Zeichen dafür, daß wir noch immer einen
veralte,en Wagenpark besitzen. Aus Er­
sparungsgründen treten wir für eine Typi­
sierung der Dienstkraftwagenein, damit end­
lich der alte Wagenpark abgestoßen werden
kann. Heute werden für Repara,uren dieser
alten Wagen große Beträge ausgegeben. Es
muß auch berücksichtigt werden, daß den
Bauämtern und Straßenmeistern die entspre­
chenden Fahrzeuge zur Verfügung gestellt
werden, ,damit sie zu den Baustellen hina~s­

kommen können.
Aus dem Tätigkeitsbericht unserer Zentral­

garage in der Muthgasse ersehen wir, daß sie
70 Autos, 10 Lastkraf:wagen und 20 Motor­
räder zu betr'euen hat. Es wäre bestimmt
interessant, zu wissen, wie groß unter Ein­
beziehung der Bezirkshaup :mannschaften und
der Bauämt'cr, der gesamte Wagenpark in
Niederösterreich ist. Über die Zentralgarage
inder Muthgasse möchte ich nur folgendes
sagen: In dieser Zentralgarage könnten
200 Kraftfahrzeuge un:ergebracht werden.
Mit dieser Zentralgarage wurde am 31. Jän­
ner 1947 ein Mietvertrag abgeschlossen, wo­
nach die Landesregierung jährlich 75.000 S
an Miete zu bezahlen hat. Leider wurde ­
das müssen wir unterstreichen - der Miet­
vertrag so abgeschlossen, daß cr halbjährig
kündbar ist. Die Zentralgarage ist ein
bombenbesch~digtes Gebäude. Es mußten
350.000 S investiert werden, um diese Garage
überhaupt ihrer Bestimmung zuführen zu
können. Wir wissen weiter, daß nach den
Besitzverhältnissen diese Garage zu 70%
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deutsches Eigentum ist, während 30 % der
Automobilfabriksgesellschaft gehören. Es
wäre also wünschenswert, da im außer­
ordentlichen Budget neuerdings 250.000 S
zum Ausbau der Zentralgarage vorgesehen
sind, daß, bevor man neue MWel investiert,
in erster Linie darangegangen wird, die
Zentralgarag,e zu kaufen. Der Schätzwert
soll mit 2 Millionen Schilling festgesetzt sein.
Da wir ohnehin das Vorkaufsrecht haben,
müssen wir in ers~er Linie darangehen­
bevor wir die im Budget vorgesehenen In­
standhaltungsbeträge verwenden -, den An­
kauf der Zentralgarage durchzuführen. Durch
den Ausbau der Zentralgarage würde sich
noch die Gelegenheit bieten, dort Amtsräume
un~erzubringen, die derzeit in Privathäusern
gegen eine jährliche Miete von 260.000 S
untergebracht sind. Es wäre damit möglich,
den bisher jährlich aufg'ewendeten Mietzins
von 260.000 S einzusparen. Ich möchte daher
an die Landesregierung das Ersuchen stellen,
alles zu unternehmen, damit wir ehesiens
zum Ankauf der Zentralgarage in der Muth­
gasse kommen, weil es nur dann begründet
erscheint, daß wir weiterhin noch 250.000 S
investieren.

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Wen ger.

Abg. WENGER : Hohes Haus! Wenn ich
im Rahmen dieses Kapitels zur Personal­
politik des Landes S:ellung nehme, dann will
ich damit gleichzeitig eLie Feststellung ver­
knüpfen, daß dieses Kapitel vielleicht das
Primär-e im Rahmen des ganzen Budgets
darstellt. Nicht nur, daß ein beachdicher Teil
der gesamt,en Landesausgaben im P,ersonal­
etat enthalten ist, müssen wir auch fest­
s:ellen, daß über die geldliche Frage hinaus
die Personalfrage für uns ein ständiger Herd
der Sorge ist. Seit längerer Zeit ist der
Abbau von Landesangestellten aktuell, wozu
ich bemerken möchte, daß wir die Letz;en
wären, die sich einer solchen Notwendigkeit
verschließen. Wenn eine solche Notwendig­
keit aber wirklich gegeben ist, dann muß
man den Abbau so durchführen, daß er von
den Betroffenen möglichst wenig schmerzlich
empfunden wird. Es ist nach solchen W-egen
gesucht und letzten Endes ein solcher auch
gdunden worden. Wir erinnern uns daran,
daß eine Kommission von Bezirkshauptmann­
schaft zu Bezirkshauptmannschaft und von
Amt zu Amt geg-engen ist und dort Prü­
fungen vorgenommen hat. Auf Grund dieser
Prüfungen wurde eine Kategorisierung der
Anges~ellten vorgenommen, bei welcher die
soziaIen Gesichtspunkte und die Leistungen
in Betracht gezogen wurden. Wenn der Ab-

bau tatsächlich nach diesen Gesichtspunkten
durchgeführt worden wär-e, dann würde die
Unruhe wahrscheinlich nicht so groß gewesen
sein, weil wir unter Umständen einsehen
müssen, daß eine Einschränkung des Perso­
nals wirklich notwendig ist. ,Wir müssen
aber feststelIen,daß es dem Herrn Landesrat
Müllner vorbebalten blieb, diese mühsam er­
arbeiteten l~ichJinien über den Haufen zu
werden, und den Abbau nach den Gesichts­
punkten durchzuführen, die er sich wahr­
scheinlich im Verein mit seinen Freunden er­
stellt hat. Das ist aber nicht nur beim Abbau
zum Ausdruck gekommen, sondern auch bei
allen anderen Personalangelegenhei,en, ins­
besondere bei den Beförderungen. Die seiner­
zeitige Einstufung, die also von dieser Kom­
mission durchgeführt wurde, ist in der wei­
teren Entwicklung ebenfalls über den Haufen
geworfen worden. Während man Familien­
väter, deren soziale Lage 'durchaus nicht
gesichert gewesen ist, gekündig~ hat, sind
andere in sozial gesicherten Positionen be­
findliche Angestellte nicht nur weiter im
Diens:e belassen, sondern vielfach sogar zur
Pragmatisierung vorgeschlagen worden. Die
vielen Einsprüche seitens der zuständigen
Vertretung, nämlich der Gewerkschaft der
öffentlichen Angestellten, wurden einfach

I negiert und abge,an und es wurde dieser
Gewerkschaft, also ,der Inter-essenvertretung
der Angest,ellten des Landes, sogar in vielen
Fällen das Recht abgesprochen, im Namen
der Angestelltenschaft des Landes Nieder­
österreich zu inter-venieren. Das hat so weit
geführt, daß sich der Herr Landesrat Müllner
zu der Erklärung v-erstiegen hat, daß er die
Gewerkschaft der öffenJichen Angestellten
gar nicht als die befugte R'echtsvertretung
der öffentlichen Angestellten anerk'ennt, son­
dern vielmehr in ers,er Linie eine politische
Organisation, nämlich den Öskrreichischen
Arbeiter- und Angestelltenbund, den ich be­
reits in meinem vorherigen Referat als einen
kleinen -Bestandteil der Österreichischen
Volkspartei bezeichnet habe.

In diesen Erklärungen liegt auch die Erklä­
rung für die Personalpolitik, die im Lande
Niederösterreich verfolgt wird, überhaup:.
Nicht das Können, nicht die Fähigkeiten in
erster Linie, auch nicht der Charakter und
auch nicht dk soziale Lage entscheiden ,dar­
über, ob ein Beamter eingestellt wird und
weiter im Amt bleibt oder nicht, sondern in
erster Linie entscheidet darüber der Um­
stand, ob der betreffende Angestellte einer
bestimmten politischen Richtung angehört
oder nicht. Danach sieht auch die Durch­
führung all der Maßnahmen auf dem Gebiete
der Personalpolitik im Lande Niederöster-
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reich aus. Ich will nich: die einzelnen Details
erwähnen, wie in Mistelbach, Neunkirchen,
Wiener Neustadt, Gmünd, auch in Zentral­
ämtern und in verschiedenen Anstalten nach
Gesichtspunkten vorgegangen wird, die wir
durchaus nicht zur Kenn.nis nehmen können.
Ich will auch nicht weiter besonders hervor­
streichen, daß di,e Klagcn seitens der nieder-

. österreichischen Kollegenschaft Legion sind,
Klagen darüber, daß ihre Forderungen nicht
im notwcndigcn, nicht im vorgeschriebenen
Ausmaß berücksichdgt werden, bloß deshalb,
weil sie außer ihrer Tüchtigkeit im Amt auch
noch den Mut oder, wie man sagt, die
,.Frechheit" haben, einc eigene politische
Meinung zu besitzen. Wir müssen feststellen,
daß wir in ,dieser Ar ~der Behandlung der
Personalfragen einen - um mit einer Be­
satzungsmacht zu reden - Akt der Un­
freundlichkeit gegenüber uns und gegenüber
dem gesamten Personal erblicken. Der Sinn
der Demokratie kann und muß nur der sein,
daß die politische Einstellung eines Ange­
stelLen im Lande k'eine Grundlage für die
Qualifikation sein darf, sondern daß in erster
Linie seine ,dienstliche Verwendungsmöglich­
keit zur Beurteilung seiner Qualifikation
herangezogen werdcn muß.

W cnn ich von der Beamtenschaft und von
der AngestelLenschaft spreche, dann gilt das
gleiche in hohem Maße für das Straßen­
personal, über das zu reden später noch
Gelegenheit sein wirid. Auch da tauchen aller­
orts Befürchtungen auf, daß diesem Teil des
Personals in Niederösterreich nicht die Ge­
rechtigkeit widerfährt, die ihm notwenidiger­
maßen widerfahren müßte.

Aus all diesen erwähnten Fragen ergibt
sich eines mit vo1!er Klarheit: Grundsatz
der leitcnden Personaldienststelle ist es, in
Personalfragen unter allen Umständen die
Gewerkschaft bzw. die provisorische Per­
sonalvertretung nicht heranzuziehen. Wir
haben Dutzende Beispiele, die beweisen, daß
sich das gleiche immer wiederholt, und zwar
immer zum Schadcn des gesamten Personals.
Es besteht der Grundsatz, keine Zugeständ­
nisse an die Institutioncn zu machen, deren
Rccht zur Vertre,ung der Angestellten des
Landes wir unter allen Umständen gewahrt
wisscn wollen. Ich will also noch einmal
darauf hinweiscn, daß das für uns, für die
sozialistische Fraktion im nö. Landtag 'eine
crnste Frage darstelle.

Ich erkläre mit aHem Nachdruck, daß wir
nicht gewillt sind, eine solche Haltung
dauernd hinzunchmcn, ohne ihr 'ernstlich zu
widersprechen. Die Arbeiter und AngesteII,en
auch im Rahmcn des Landes Niederöster­
rcich hahcn ihren Platz als Gleichberechtigte

im Staate erkämpft und behaup;en dies'en
Platz mit voller Berechtigung. Sie werden
auch nicht diesen Platz räumen. Sie denken
nicht daran, und wir denken mit ihnen nicht
daran. Es kann nicht das Privileg einiger
wengier sein, ein sorgenfreies Leben zu
führen. Dies,er Zustand existiert nicht mehr
und darf auch nicht widerkehren. Erkennen
Sie diese Tatsache! Tragen Sie dieser Tat­
sache Rechnung! Tragen Sie insbesondere
der Tatsache Rechnung, daß vertretungs­
befugte Körperschaften der öffentlichen An­
gestellten im allgemeinen und der Landes­
ang,eslellten im besonderen da sind, die
gehört werden wollen und gehört werden
müssen! Wenn Sie dieser Notwenidigkeit
Rechnung tragen, dann sind wir der Über­
zeugung, daß der weiteren friedlichen Ent­
wicklung zum Wohle der gesamten nieder­
östeneichischen Bevölkerung nichts mehr im
Wege steht. (Beifall bei den Sozialisten.)

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gemeldet ist
der Herr Abg. Ern eck e r.

Abg. ERNECKER : Hoher Landtag! Es
wurde heute in diesem Hohen Hause viel
über die finanzielle Benachteiligung des
Landes Niederösterreich und auch viel über
eine demokratische Verwal ,ung gesprochen.
Gestatten Sie mir, daß ich heute auch wieder
die Frage d'er Randgemeinden, unseres
"Niemandslandes", anschneide. Als Vertreter
dieses Gebietes ist 'es mir auch heute wieder
eine Herzenssache, über diese Frage zu
sprechen.

Als am 14. Dezember 1949 alle drei politi­
schen Parteien gemeinsam einen Antrag ,ein­
brachten, der dann auch die einstimmige
Billigung des Hohen Hauses fand, dachte ich
mir, daß es nun doch der Landesregierung
gelingen werde, diese Frage der: Rand­
gemeinden einer endlichen ersprießlichen
Lösung zuzuführen. Ich erinnere mich in
diesem Zusammenhang noch ganz gut, daß
der Abg. Dubovsky in seiner Rede damals er­
klär ce, jetzt liege es nur mehr an dem Bür­
germeisterder Stadt Wien, daß die Ang'e­
legenheit zugunstell Niederösterreichs er­
ledigt werde. Er meinte damit, wenn der
Bürgermeister der Stadt Wien der Be­
satzungsmacht erklärt, daß die Gemeinde
Wien einige Gebiete, zum Beispiel im
Schwechater Bezirk die Gemeinde Albern,
die an den 11. Wiener Gemeindebezirk an­
geschlossen werden sollte, der unter eng­
lischer Besatzung steht, dem 10. Bezirk an­
gliedern würde, der unter russischer Be­
satzung steht, dann werde es keine Schwie­
rigkeiten g'eben, daß dieses Gesetz auch im
Alliierten-Rat seine Zustimmung finden wird.



142 LaJl1dtag von Ni1ederrösteror·ekh. I. Seslsäon der V, Wahlperiode. - 10, Si1tzul1Jg' ,am 28, März 1950,

Wie ich höre, hac der Bürgermeister der
Stadt Wien ein diesbezügliches Schreiben an
den Alliierten-Rat gerichtet. Seitdem sind fast
wieder drei Monat'e verflossen und wir sind
noch immer die bedauernswertesten Ge­
schöpfe unseres Heimatlandes Niederöster­
reich.

Hoher Landtag! Es ist schon schwer, in
dieser Frage zu sPf'echen. Jeder Redner hat
heute hier die Demokratie hervorgehoben und
erklärt, er stellt sich auf den demokratischen
Standpunkt. Wir sind Demokraten - aber in
unseren 80 Randgemeinden wird die Demo­
kratie mit Füßen getr,eten! Dieser Zustand ist
auf die Dauer für uns unerträglich.

Ich betone ausdrücklich, daß ich aus dieser
Frage nie ein Politikum mache, wenn auch
im Finanzausschuß anläßlich der Budget­
beratungen erklärt wurde, daß unsere Partei
vor 14 Tagen in Mödling aus dieser Sache
ein Politikum gemacht habe. Meine verehrten
Damen und Herren! Es ist nur natürlich, daß
Leute aus den Randgebieten, wenn sie zu­
sammenkommen, ihrer Erregung Ausdruck
geben und dabei manches Wort fällt, das man
nur allzu leicht ausschroten will und von dem
man sagt, die Sache sei auf die politische
Linie gezogen worden. Mir liegt es feme, aus
diesem Kapi~el irgendwie politisches Kapital
zu schlagen. Ich will objektiv und sachlich
neuerlich diese Frage vor dem Hohen Land­
tag zur Sprache bringen. Ich habe schon im
Finanz- und Budgetausschuß ·erwähnt, wie es
in meinem engeren Bezirk, dem 23. Bezirk,
Schwechat, geht. Wir haben dort keine demo­
kratische Verwaltung. Ich höre soviel davon,
daß man die Demokratisierung der Bezirks­
verwaltungen in Niederöster1reich anstrebt.
Wie schaut es nun diesbezüglich in den Rand­
gemeinden aus? Ich möchte nur - nicht viel­
leicht wegen meiner Person - darauf hin­
weisen, daß ich vom Bürgermeister der Stadt
Wien ein Dekret vom 27. Juli 1949 mit folgen­
dem Wortlaut erhalten habe (liest): "Ich be­
traue Sie mit der Wahrnehmung der Geschäfte
des Bürgermeisterstellvertreters bzw. Bezirks­
vorstehers für den 23. Bezirk und ersuche Sie,
die Amtsg1eschäfte zu übernehmen. Theodor
Körner, Bürgermeister." Es war bis heute,
den 28. März 1950, also nach mehr als df'ei
viertel Jahren, noch immer nicht möglich,
diese Geschäfte auch wirklich zu über­
nehmen, geschweige denn, daß einem in
einem der Amtsgebäude überhaupt ein Raum
zur Verfügung gestellt wird. Das habe ich
zu dem Zwecke angeführt, um Ihnen von der
demokratischen Seite her ,die Zustände in den
Randgemeinden vor Augen zu halten.

Zur wir~schaftlichen Seite möchte ich
folgendes anführen: Wir bedauern immer,

daß die Gemeinde Wien, das Land Wien,
mehr von uns nimmt als sie uns gibt. Das ist
auch ein ernstes Problem. Es hat uns der
Herr Abg. Vesely im Finanzausschuß mit
Zahlen aufgewartet und erklärt, vom April
1945 bis Ende des Jahres 1949 hat die Ge­
meinde Wien aus den Randgemeinden 93 Mil­
lionen Schilling eingenommen und während
dieses ZeLraumes aber 126 Millionen Schil­
ling ausgegeben. Der Herr Abg. Vesely hat
auch angeführt, daß von diesem Betrag 'ein
Betrag von 16 Millionen Schilling für die Er­
bau1,lng von Brücken und ein Betrag von
15 Millionen für den Bau von Straßen auf­
gewendet wurde. Ich habe bereits in meinen
Ausführungen im Dezember 1949 darauf hin­
gewiesen,daß man diese Brückenbauten im
Zuge der großen Bundesstraßen, also im
Zuge der großen Zubringerstraßen an die
Bundeshauptstadt Wien, auf keinen Fall den
Randgemeinden anlasten kann, denn das
waren einfach für diese Orte draußen un­
bedingte Notwendigkeiten. Ich will an den
angeführten Zahlen nicht zweifeln. Herr
Abg. Vesely hat auf Grund einer genauen
Errechnung seiner Heimatgemeinde Perch­
toldsdorf als Beispiel erklärt, daß diese Ge­
meinde 12 Millionen Schilling an die Ge­
meinde Wien geleistet hat, während· die
Gemeinde Wien bisher nur 1 Million in Form
von Investitionen und Anschaffungen an die
Gemeinde Perchtoldsdorf zurückgezahlt hat.
Der Betrag von 93 Millionen Schilling für 80
oder 97 Gemeinden, die hier in Frage
kommen, erscheint mir daher als wirklich zu
niedrig. Herr Abg. Vesely hat allerdings er­
klärt daß der Betrag von 12 Millionen Schil­
ling hauptsächlich auf die Weinsteuer zu­
rückgeführt werden muß. Demgegenüber will
ich darauf verweisen, daß die Gemeinde
Schwechat eine weit verzweigte, gut beschäf­
tigte Industrie, und zwar eine Textilindustrie,
Ölindustrie und Metallindustrie besitzt und
der Schwechater Bezirk auch einen entspf'e­
chenden Betrag an Steuern abliefert. Ich
stimme dem Herrn Abg. Vesely vollkommen
zu, wenn er erklär~, wir dürfen nicht so
kleinlich sein in den Randgemeinden und
sagen, wenn eine Gemeinde schon einen Be-'
trag von 12 Millionen Schilling abführt, so
kann sie doch nicht das ganze Geld wieder
zurückerhalten, wenn es in anderen Rand­
gemeinden schwer beschädigte Orte gibt.
Wenn wir die Sache aber unter di'e 'Lupe
nehmen und aus einer Zeitung den Bericht
über die Tä,igkeit, die im Bezirk Schwechat
ausgeübt wurde, lesen, dann muß ich schon
sagen, daß es ein Armutszeugnis ist, das man
sich ausstel1t, wenn man auf die Leistungen
hinweist, die in Schwechat vollbracht wurden.
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Unter anderem steht in diesem Bericht, daß
62 Wohnungen zugewiesen wurden. Zwi­
schen Wohnungsbau und W ohnungszuwei­
sung ist aber ein gewaltiger Unterschied. Ich
kann feststellen, daß bei uns in Schwechat
bisher von der Stadt Wien ein beschädigtes
Arbeiterhaus mit drei Wohnungen und ein

, solches mit zwei Wohnungen, also sage und
schreibe fünf Wohnungen instand gesetzt
wurden! Nur diese fünf Wohnungen wurden
seit 1945 von der Gemeinde Wien in ,der
schwer bombenbeschädigten Stadt Schwechat
bewohnbar gemacht. Neue Schulen z. B. wur­
den überhaupt noch nicht errichtet. Wenn Sie
hinausfahren, werden Si'e sehen, daß wir eine
Schule am Schulplatz haben, von der nur ein
Viertel steht. Dieser Gebäudeteil wird als
Schule und als Amtsgebäude d'er Bezirksvor­
stlehung benützt. Die Mädchenschule am
Hauptplatz kann überhaupt nicht benützt
werden. Wir haben in Scbwechat einen
.hohen Schülerstand, der sich in den nächsten
Jahren bis 1953 noch vergrößern wird.

Unser S,raßenwesen läßt ebenfalls alles zu
wünschen übrig. Wenn wir nicht zwei gute
Bundesstraßen hätten, so die Brucker und
die Schwadorfer Reichsstraße, wäre es über­
haupt mit dem Straßenwesen schlecht bestellt.
Schauen Sie sich aber auch einmal unsere

I Bezirksstraßen an, unter welch desolaten Zu­
ständen sie sich befinden! Wir stellen also
mit Bedauern fest, daß das betreffende Ver­
fassungsgesetz, das vom Nationalrat bereits
beschlossen ist, bisher noch immer nicht die
Zustimmung des Alliierten-Rates gefunden
hat.

Hober Landtag! Ich weiß, wir sind hier
in diesem Hause nicht imstande, die Frage
des Staatsvertrages zu lösen, wir sind aber
gar wohl imstande, dies,e Frage gemeinsam
zu regeln, wenn wir alle, die wir doch immer
unsere demokratische Gesinnung so betonen,
auch hier Demokraten sind und den einheit­
lichen Willen zur Lösung dieser Frage auf­
bringen. Wenn wir aber auf diese Art nicht
weiterkommen können, dann müssen wir das
Verfassungsgesetz auf Wiederherstellung der
Grenzen, wie sie vor 1938 bestanden haben,
im Nationalrat einbringen. (Beifall rechts.)

2. PRÄSIDENT: Zur Gruppe 0 sind noch
mehrere Redner vorgeme~kt. Ich unterbreche
die Debatte zur Gruppe O. Die nächste
Sitzung des Landtages findet morgen um
9 Uhr statt und wird bis 14 Uhr tagen. Die
Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 17 Uhr 55 Min.)


